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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 1 . J a h r g a n g ,  F e b r u a r  1 9 9 9 ,  H e f t 2

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Klaus Hoffmann

Das Anwaltshaus
hat viele Räume

was einer tut, allen angelastet wird. Ich
setzte mich daher ein für rechtliche und
wirtschaftliche Unabhängigkeit des Stan-
des, die beste Aus- und Fortbildung für
Rechtsanwälte und Aufsicht in Selbstver-
waltung. Vorkommnisse im Stand machten
es ab und zu schwer, glaubwürdig zu blei-
ben, letztendlich ist es aber doch immer
wieder gelungen, Kurs zu halten.

In den letzten Wochen – nachdem zuvor
noch während der österreichischen Präsi-
dentschaft in der EU die wichtige Funktion
der freien rechtsberatenden Berufe heraus-
gestellt worden war – kam Sturm auf.
Die Ordnung des Berufsrechtes wurde als
Zunftgehabe abqualifiziert, der Wunsch
nach bester Ausbildung relativiert, ja sogar
von zwei unterschiedlichen Klassen rechts-
beratender Tätigkeit gesprochen. Das Auf-
brechen geordneter Strukturen wurde zum
Credo. Rechtsrat soll billiger werden, auch
wenn es die Qualität kostet. Für die so
wichtige Balance zwischen dem selbstver-
ständlichen Einstehen für die Interessen
des Auftraggebers und die zugleich gebo-
tene Distanz, also die Unabhängigkeit, die
es nur bei geordneten wirtschaftlichen Ver-
hältnissen geben kann, fehlt das nötige
Verständnis.

Eine neue gefährliche Auseinandersetzung
ist in Gang gekommen, begründet mit ver-
meintlichen Notwendigkeiten des gemein-
samen Marktes und dessen Wirtschaftska-
pitalismus, verkauft mit dem Schlagwort,
Arbeitsplätze schaffen zu müssen. Daß
eine Vermehrung der Schreibtische, an
denen freiberuflich Tätige sitzen, nicht
Schaffung von Arbeit, noch weniger von
Verdienstmöglichkeit, bedeutet, müßte ver-

ständlich sein und daß gegeneinander
aufbringen nicht gesunder Wettbewerb
ist, braucht wohl nicht weiter erklärt
werden.

In dem Bemühen, das Richtige zu bewah-
ren, sollte nicht starrköpfiges Festhalten an
Überholtem erblickt werden. Es geht um
das Fundament, von dem aus die Zukunft
zu meistern ist. Moderne Dienstleistung
bedeutet offen sein für die Wünsche und
Sorgen des Kunden, Bereitschaft, zu erklä-
ren und zuzuhören, partnerschaftliches Um-
gehen und offene Begegnung. Moderne
Dienstleistung bedeutet aber auch, das
qualitativ Beste zu bieten und jederzeit ver-
fügbar zu sein, mit anderen Worten, jene
Einstellung, die einen Beruf erst zu einem
freien Beruf macht.

Querelen im Inneren des Anwaltshauses,
Vorkommnisse, die die Vertrauenswürdig-
keit des Anwaltsstandes in Frage stellen,
belasten zu einer Zeit, in der der freie
Rechtsberuf überhaupt in Frage gestellt
wird, doppelt. Um glaubwürdig zu blei-
ben, muß die Rechtsanwaltsschaft daher
aus sich heraus Reinigungskraft beweisen
und Maßnahmen setzen, die, auch wenn
sie wirtschaftlich belasten und Einschrän-
kungen in der Freiheit der Berufsausübung
bedeuten, notwendig sind, um das Ver-
trauen in den Rechtsanwaltsstand zu be-
wahren und die rechtliche und hoffentlich
auch wirtschaftliche Unabhängigkeit des
Standes zu sichern. Den Herausforderun-
gen der Zeit hat man sich zu stellen,
Probleme hat man zu lösen, dies wird um-
so leichter gelingen, wenn man nicht im
Beklagen verharrt, sondern aktiv und ent-
schlossen die Zukunft gestaltet.

Dieses Bild wurde vor mehr als 10 Jahren
bei einem Anwaltstreffen geprägt, bei wel-
chem, wie so oft davor und auch danach,
über die Zukunft des Anwaltsberufes ge-
sprochen wurde. Das Bild eines Hauses
mit vielen Räumen ist dem Wesen der
Anwaltschaft durchaus gerecht. Gemein-
sam sind Fundament, Mauern und das
Dach, die Räume in diesem Bild beherber-
gen den Rechtsanwalt in seiner jeweiligen
Berufsauffassung. Das Gemeinsame, Ver-
bindende ist das Vertrauen, das in den
Anwalt gesetzt wird, eine umfassende Aus-
bildung und damit die Qualität seiner
Leistung aber auch die rechtliche und wirt-
schaftliche Unabhängigkeit. Alles andere
in der Berufsausübung ist höchst unter-
schiedlich. Es ist geprägt von Individualis-
mus, wie es bei einer persönlichen Dienst-
leistung gar nicht anders sein kann.

Für mich war Standespolitik das Bemühen,
das Gemeinsame zu betonen und zu be-
wahren und dem Individualisten alle Mög-
lichkeiten offen zu halten, es sei denn, dies
führte zu der Zerstörung des allen Gemein-
samen. Ich war daher auch stets bemüht,
den Anwaltsstand in Österreich als ein-
heitlichen Stand zu erhalten, und ich stellte
mich gegen jeden Versuch, das Grund-
sätzliche im Standesrecht unterschiedlich
zu gestalten. Große Anwaltsgesellschaften
sollen, ginge es nach mir, die für die
Berufsausübung besten Möglichkeiten vor-
finden, immer vorausgesetzt, daß Glei-
ches auch bezogen auf kleine Gruppierun-
gen und einzelne, den Beruf ausübende
Rechtsanwälte gilt. Mir war immer klar,
daß jeder im Stand in seinem Tun auch für
den anderen verantwortlich ist und daß,
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Wichtige

Elektronische Kundmachung
erstmals rechtsverbindlich
Steirische Gesetze im Internet

Daß Gesetzestexte über Internet veröffentlicht werden, ist heute
selbstverständlich. In der Steiermark geht man allerdings einen
Schritt weiter: Per 1. 1. 1999 müssen alle Gesetze und Verordnun-
gen des Landes verpflichtend auch elektronisch kundgemacht wer-
den.

Bisher wurden Rechtsvorschriften über das Landesgesetzblatt und
über die Grazer Zeitung verlautbart. Seitens des Bundeskanzler-
amtes und von einigen Landesregierungen nutzte man schon bisher
das World Wide Web, um die Buchstaben des Gesetzes einem
größeren User-Kreis zugänglich zu machen. Das hatte aber nur
Service-Charakter ohne Rechtsverbindlichkeit.

Die Novelle sieht vor, daß Landeshauptmann bzw die Landes-
hauptfrau verpflichtet werden, „alle Landesgesetze und Verordnun-
gen (. . .) in der jeweils geltenden Fassung EDV-mäßig im Volltext
zur Verfügung zu stellen“. Die Veröffentlichung soll über den
Steiermark-Server: http://www.stmk.gv.at erfolgen.

Bundesasylsenat
Die vorläufige Geschäftsverteilung des Unabhängigen Bundesasyl-
senats für das Jahr 1999 liegt im ÖRAK zur Einsichtnahme auf.

Insolvenzstatistik
Die vom Alpenländischen Kreditorenverband erstellte Insolvenz-
statistik für das Jahr 1998 kann ab sofort im ÖRAK eingesehen
werden.
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Termine

Inland
9. März Wien

MANZ-Seminar: Univ.-Prof. DDr. Heinz Mayer, Das
neue AVG

9. März Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Stand der Reform
des Gewährleistungsrechtes – LStA Dr. Georg Kathrein

10. März Wien
Verlag Österreich – Seminare: Wohnbauförderung
und Wohnhaussanierung in Wien – Burghart Bartl, SR
Dr. Peter Heindl, Arch. Dipl.-Ing. Michaela Trojan

11. März Wien
Verlag Österreich – Seminare: Mietverhältnisse effi-
zient und erfolgreich aufkündigen – Dr. Peter Kovanyi,
Dr. Franz Terp

11. März Wien
Verlag Österreich – Seminare: Umweltmanagement-
systeme – Rechtsvorschriften für ein erfolgreiches
Umweltmanagement – Dipl.-Ing. Dr. Rudolf Kanzian,
Dipl.-Ing. N. Kerbl, Mag. Dr. Wolfgang List

15. März Wien
MANZ-Seminar: Sen.-Präs. DDr. Paul Nechvatal,Univ.-
Prof. Dr. Bernhard Wielke, Der Verkehrsunfall – Von
der Rekonstruktion bis zum Urteil – Teil II

15. März Wien
ÖRAV-Seminar: RA Dr. H. P. Wachter, Ri Mag.
J. Wanke, Exekution II

15. März Wien
Verlag Österreich – Seminare: Arbeitsrechtlich sensi-
bler Bereich – Herausforderung für Personalisten und
Betriebsräte – Univ.-Prof. Dr. Franz Schrank

16. März Wien
Verlag Österreich – Seminare: Aufbau und Umset-
zung von Umweltmanagementsystemen – Dipl.-
Ing. Dr. Rudolf Kanzian, Dipl.-Ing. Adolf Kerbl,
Mag. Dr. Wolfgang List

17. März Wien
MANZ-Seminar: Peter-Erik Czák, Rhetorik-Crash

18. März Wien
Verlag Österreich – Seminare: Die Haftung nach dem
EKGH – HR Dr. Franz Hartl, Sen.-Präs. Dr. Horst
Schlosser

19. März Graz
ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang (BU-Kurs)

22. und
23. März

Wien
MANZ-Seminar: Univ.-Prof. Samy Molcho, Erfolgreich
mit Körpersprache – Das Intensiv-Seminar für Ver-
handeln, Verkaufen und Führen

Ausland

23. März Wien
Verlag Österreich – Seminare: Auslandsentsendun-
gen – Mag. Dr. Rita-Maria Kirschbaum

23. März Wien
Verlag Österreich – Seminare: Bauschäden und deren
mietrechtliche Aspekte – Dr. Wolfgang Dirnbacher,
Bmstr. Kurt Kalcher

24. März Wien
Verlag Österreich – Seminare: Privatissimum zur
neuesten Judikatur im Wohnrecht – Schwerpunkt:
Eintrittsrechte, Mietzinsbildung, Ablösen – Dr. Wolf-
gang Dirnbacher

8. und
9. April

Graz
Studiengesellschaft für Recht und Wirtschaft: Sympo-
sion: Verbraucherschutz

9. April Innsbruck
MANZ-Seminar: Erfolgreich im Rechtsmittelverfah-
ren – HR Dr. Franz M. Adamovic, Generalanwalt
Dr. Kurt Kirchbacher

12. April Wien
MANZ-Seminar: Sen.-Präs. DDr. Paul Nechvatal,Univ.-
Prof. Dr. Bernhard Wielke, Der Verkehrsunfall – Von
der Rekonstruktion bis zum Urteil – Teil III

20. April Wien
MANZ-Seminar: Erfolgreich im Rechtsmittelverfah-
ren – HR Dr. Franz M. Adamovic, Generalanwalt
Dr. Kurt Kirchbacher

12. Juli Wien
ÖRAV-Seminar: ÖRAV-Sommer-Sonder-Seminar (BU-
Kurs)

15. bis
18. Sept.

Wien
Wiener Konferenz für Mediation

16. bis
18. Sept.

Wien
DACH: 21. DACH-Tagung: „Die Stiftung“

7. bis
10. Okt.

Wien
World Jurist Association: Kongreß aus Anlaß der
10jährigen Wiederkehr der Beseitigung des Eisernen
Vorhanges

8. und
9. März

Trier/Luxemburg
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Gemein-
schaftsrecht für Arbeits- und Sozialrechtler

8. und
9. März

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Europäi-
sches Umweltrecht
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Termine

12. März München
Forum Institut für Management: Aktuelle Fragen zum
Markenrecht

14. bis
16. März

Eilath
AIJA-Seminar: Gewerblicher Rechtsschutz an der Jahr-
tausendwende

14. bis
20. März

Kanada
Skilex Kongreß

25. und
26. März

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Der Entwurf
der Verbraucherschutzrichtlinie

12. bis
16. April

Paris
Intensivseminar: Introduction au système juridique
français

29. und
30. April

München
Forum Institut für Management: Grundlagen des Mar-
kenrechts

6. bis
9. Mai

Estoril
AIJA-Seminar: Outsourcing: Gesetzliche und rechts-
geschäftliche Aspekte

26. bis
28. Mai

London
Fraud 4 – The 4th International Financial Fraud Con-
vention

27. und
28. Mai

München
Forum Institut für Management: Einführungslehrgang
in das Markenrecht

27. bis
29. Mai

München
DACH: Jubiläumstagung (10 Jahre DACH): „Das
künftige Berufsbild des Anwaltes in Europa“ (Berufs-
verständnis, Mediation, Werbung, Leistungs- oder
Erfolgshonorar)

4. bis
6. Juni

Bükfürdö
XIV. Pannonische Juristentage: Die Europäische Union
und die Rechtsangleichung

24. bis
27. Juni

Capri
AIJA-Seminar: Fremdenverkehrsrecht

19. bis
23. Juli

London
Intensivseminar: Introduction to the English Legal
System and Legal English

22. bis
27. Aug.

Brüssel
Internationale Organisation Junger Anwälte (AIJA):
37. Jahreskongreß

3. bis
6. Okt.

Budapest
World Jurist Association: Vor-Kongreß

3. bis
7. Nov.

New Delhi
VIA: Jahreskongreß
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Schon gelesen?

1. Keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Regelung
des UmwG, daß es zum Ausscheiden eines Minderheitsgesellschaf-
ters gegen Barabfindung kommen kann.
2. Der Umwandlungsbeschluß ist durch die Gerichte nicht auf
seine sachliche Rechtfertigung zu prüfen.
3. Ein allen Gesellschaftern im Gesellschaftsvertrag der umzuwan-
delnden GmbH eingeräumtes Aufgriffsrecht ist bei der Bewertung
der angemessenen Abfindung zu berücksichtigen.
4. Bei der Umwandlung einer GmbH in eine KG hat jeder der zu
beteiligenden Gesellschafter eine Kommanditeinlage in der Höhe
seiner bisherigen Stammeinlage zu übernehmen. OGH 26. 2.
1998, 6 Ob 335/97a, ecolex 1998, 557 (mit Anm von
Chr. Szep und B. Ortner).

■
Der Hauptversammlungsbeschluß, der dem Vorstand das Ver-
trauen entzieht, ist nicht konkret zu begründen. Der Aufsichtsrat,
der aufgrund eines solchen Beschlusses die Ernennung widerruft,
muß keine zusätzliche Begründung für den Widerruf angeben. Der
Erfolg der Anfechtungsklage eines abberufenen Vorstandsmit-
glieds setzt den Beweis „offenbar“ unsachlicher Gründe voraus.
OGH 28. 4. 1998, 1 Ob 294/97k, wbl 1998, 411 = RdW
1998, 461 = ecolex 1998, 639.

Auf Gründungsgeschäfte einer GmbH, die von den Gründungs-
gesellschaftern im Namen der noch zu gründenden GmbH vor-
genommen werden, ist das KSchG nicht anzuwenden. OGH 2. 4.
1998, 6 Ob 219/97t, ecolex 1998, 691 = GesRZ 1998, 159.

■
§ 182 Abs 4 StPO: Beschwerdefrist
Die Beschwerde gegen einen Beschluß auf Fortsetzung der U-Haft
ist binnen drei Tagen nach Eröffnung des Beschlusses einzubrin-
gen, gleichgültig, ob die Fortsetzung der U-Haft in einer Haftver-
handlung, in der Hauptverhandlung gem § 181 Abs 5 StPO ohne
mündliche Verhandlung schriftlich angeordnet wurde. OGH 10. 2.
1998, 14 Os 10/98 (OLG Innsbruck 7 Bs 541/97).

■
§ 29 StGB (§ 180 Abs 2 Z 3 lit a StPO): Schwere Folgen
§ 29 StGB macht mehrere nicht qualifizierte strafbare Handlungen
nicht zu einer strafbaren Handlung mit schweren Folgen iS des
§ 180 Abs 2 Z 3 lit a StPO.

■
§ 146 StGB: Spendenbetrug
Beim Spendenbetrug erbringt der Getäuschte eine Leistung ohne
eine Gegenleistung zu erwarten und schädigt sich insoweit bewußt
selbst. Der tatbestandsmäßige Vermögensschaden besteht darin,
daß das einseitige Vermögensopfer bei gebotener wirtschaftlicher
Betrachtungsweise eine unvernünftige Ausgabe ist, weil das Ziel,
wirtschaftliche Werte zur Förderung des Spendenzwecks zu schaf-
fen, verfehlt wird. OGH 10. 2. 1998, 11 Os 58/97 (LG Steyr
12 Vr 39/96).

■
§ 33 Z 2, § 39 StGB (§ 281 Abs 1 Z 11 StPO): Rückfall iS des § 39
ist immer Erschwerungsgrund.
Das Vorliegen der Rückfallsvoraussetzungen des § 39 ist als
Erschwerungsgrund immer und unabhängig davon anzunehmen,
ob von der Strafverschärfungsmöglichkeit nach § 39 StGB Ge-
brauch gemacht wird oder nicht. OGH 7. 10. 1997, 14 Os 113,
122/97.

■
Bei bloßen Mängeln des Beschlusses infolge unzutreffender Ergeb-
nisfeststellung kann die Anfechtungsklage nach § 41 GmbHG
mit der positiven Beschlußfeststellungsklage verbunden werden.
Letztere kann jedoch nur dann erfolgreich sein, wenn lediglich die
Frage der Gültigkeit der abgegebenen Stimmen strittig ist. OGH
12. 2. 1998, 6 Ob 203/97i, ecolex 1998, 708 (mit Anm von
J. Reich-Rohrwig).
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Schon gelesen?

Der infolge eines Umwandlungsbeschlusses nach UmwG vor-
gebrachte Einwand des Rechtsmißbrauchs ist zwar grundsätzlich
zulässig, kann sicher aber nicht darauf stützen, daß die Umwand-
lung zwangsläufig zur Auflösung der Gesellschaft und damit zum
Untergang der Mitgliedschaft des Minderheitsgesellschafters und
seines Aufgriffsrechts führt. Es besteht kein Recht der Minderheit
auf Fortsetzung des Gesellschaftsverhältnisses.
Die Treuepflicht eines Gesellschafters geht zwar über die des
§ 1295 Abs 2 ABGB hinaus, jedoch gilt dies nur für die Beziehun-
gen der Gesellschafter bei aufrechtem Bestand des Gesellschafts-
verhältnisses, nicht aber für die Grundsatzfrage der Beendigung.
OGH 19. 5. 1998, 7 Ob 38/98h, ecolex 1998, 711; vgl dazu
OGH 26. 2. 1998, 6 Ob 335/97a, ecolex 1998, 557.

■
Im Gegensatz zum Anspruch einer gelöschten und vermögenslosen
GmbH auf Ersatz der Prozeßkosten bei gegen sie abgewiesener
Klage, stellt die von der beklagten GmbH eingewendete Gegenfor-
derung eine taugliche Grundlage für das Fortbestehen der GmbH
dar. OGH 25. 2. 1998, 9 ObA 412/97x, RdW 1998, 463.

Die Kosten eines Devolutionsantrages sind grundsätzlich ersatz-
fähig nach dem Amtshaftungsgesetz. Die Devolutionsantrag ist
nach TP 2 RAT zu honorieren, wobei das Interesse am Über-
gang der Entscheidungspflicht nicht mit jenem an der zu entschei-
denden Rechtssache gleichzusetzen ist. Bemessungsgrundlage ist
im allgemeinen mind S 120.000,–. OLG Wien 8. 6. 1998, 14 R
74/98z.

■

Anwaltliche Honorargestaltungen in Deutschland: Pauschalhono-
rar, Honorar / Premium Billing, Mischformen und Erfolgshonorar
aus deutscher Sicht: Rechtsanwalt und Notar Dr. Hans-Jürgen Hell-
wig, deutsches Anwaltsblatt, Heft 12, 623/98.

■

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz, Dr. Wolfgang Rainer
und DDr. Hellwig Torggler.
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Abhandlungen

RA Dr. Herbert Hochegger, Wien

Was spricht für eine Österreichische Rechtsanwaltskammer?

(Untersuchung der Organisation der Selbstverwal-
tung der Freien Berufe Österreichs)

Die Intensivierung der Zusammenarbeit der Freien Berufe Öster-
reichs, veranlaßt durch gesetzliche Maßnahmen im Bereich der
Sozialversicherung (siehe die durch das ASRÄG 1997 vorge-
sehene Einbeziehung der Freien Berufe in das GSVG) einerseits
sowie gewisse Aktionen politischer Gruppierungen (siehe insbe-
sondere die sogenannte, von der Wirtschaftskammer Österreich in
Auftrag gegebene „Felderer-Studie“) andererseits, bietet Anlaß,
die Organisation der Selbstverwaltung der Freien Berufe Öster-
reichs zu durchleuchten und zu untersuchen, ob die vorhandenen
Organisationsstrukturen, vor allem jene der Rechtsanwaltschaft,
noch zeitgemäß und geeignet sind, die Interessen der Freien Berufe
im Hinblick auf die bestehenden Herausforderungen ausreichend
und effizient zu wahren.

Diese Untersuchung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit,
sondern soll lediglich Hinweise auf die verschiedenen Organi-
sationsstrukturen der einzelnen Kammern der Freien Berufe Öster-
reichs und einen Vergleich dieser Strukturen bieten, um daraus
Anregungen für eine allenfalls notwendige Änderung dieser Struk-
turen in einzelnen Kammern zu gewinnen.

Aus diesen Gründen beschränkt sich diese Untersuchung auch
nur auf den grundsätzlichen Aufbau der einzelnen Organisations-
modelle und die Darstellung, in welcher Weise in den einzelnen
Kammern die Wahrnehmung föderalistischer und gesamtösterrei-
chischer Interessen gelöst wurde. Diese Organisationsstrukturen
können daher gegliedert werden in solche, in welchen das zentra-
listische Element vorherrscht, und in solche, in welchen das födera-
listische Element überwiegt.

I. Kammern mit zentralistischer Struktur

Zu dieser Gruppe zählen die

– Österreichische Patentanwaltskammer,

– Österreichische Dentistenkammer,

– Österreichische Apothekerkammer,

– Kammer der Wirtschaftstreuhänder.

1. Österreichische Patentanwaltskammer

Die Österreichische Patentanwaltskammer ist eine Körperschaft
öffentlichen Rechtes mit Sitz in Wien und für das gesamte Bundes-
gebiet zuständig. Es besteht daher keine Organisation auf Landes-
ebene.

2. Österreichische Dentistenkammer

Die Österreichische Dentistenkammer ist eine Körperschaft öffent-
lichen Rechtes mit Sitz in Wien und Landesgeschäftsstellen in den
Bundesländern.
Der Dentistenkammer gehören alle zur selbständigen Ausübung
des Dentistenberufes berechtigten Personen an.
Der Dentistenkammer obliegen gemäß § 19 Abs 2 Dentistengesetz
unter anderem folgende Aufgaben:

– die Erstattung von Berichten, Gutachten und Vorschlägen betref-
fend die Ausbildung und fachliche Fortbildung der Dentisten
sowie in allen sonstigen Angelegenheiten, in denen die Interes-
sen der Dentisten berührt werden;

– die Vermittlung in Streitigkeiten zwischen Mitgliedern der Denti-
stenkammer;

– die Einrichtung gemeinsamer wirtschaftlicher Einrichtungen;
– die Überprüfung der für dentistische Leistungen berechneten Ver-

gütungen;
– der Abschluß von Verträgen zur Regelung der Beziehungen der

Dentisten zu den Trägern der Sozialversicherung.

Den Landesgeschäftsstellen obliegt die Besorgung jener Geschäfte
der Dentistenkammer, die sich nur auf den Bereich eines Bundes-
landes beziehen (§ 30 DentistenG).

3. Apothekerkammer

Die Österreichische Apothekerkammer ist ebenfalls eine Körper-
schaft öffentlichen Rechtes mit Sitz in Wien und einer Landes-
geschäftsstelle in jedem Bundesland.
Die Apothekerkammer gliedert sich in die Abteilung der selbständi-
gen Apotheker und in die Abteilung der angestellten Apotheker.
Mitglieder der Kammer in der Abteilung der selbständigen Apothe-
ker sind alle physischen und juristischen Personen, die die Berech-
tigung zum Betrieb einer öffentlichen oder einer Anstaltsapotheke
besitzen und diese Berechtigung auch ausüben. Mitglieder der
Kammer in der Abteilung der angestellten Apotheker sind alle in
einer Apotheke tätigen pharmazeutischen Fachkräfte.
Der Apothekerkammer obliegt die Wahrnehmung der Interessen
der Apotheker sowie die Überwachung der Erfüllung der Standes-
pflichten.
Den Landesgeschäftsstellen obliegt die Besorgung der Geschäfte
von örtlicher Bedeutung (§ 13 Abs 3 ApothekerkammerG). Ins-
besondere ist den Landesgeschäftsstellen die Erstattung von Vor-
schlägen und Gutachten betreffend die Errichtung von Apotheken,
die Bestellung von verantwortlichen Leitern, die Mitwirkung bei
Apothekenbetriebsprüfungen etc übertragen.
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Leiter der Landesgeschäftsstelle ist das Vorstandsmitglied aus dem
Kreis der selbständigen Apotheker, ein Stellvertreter des Vorstands-
mitglieds aus dem Kreis der angestellten Apotheker, die der Apo-
thekerstand des betreffenden Bundeslandes in den Vorstand ent-
sendet hat (§ 13 Abs 1 ApothekerkammerG).

4. Kammer der Wirtschaftstreuhänder

Die folgende Darstellung basiert auf dem Wirtschaftstreuhänder-
berufsgesetz in der Fassung der derzeit dem Nationalrat zur
Beschlußfassung vorliegenden Regierungsvorlage, die Struktur ent-
spricht jedoch im wesentlichen der derzeit bestehenden Organisa-
tion gemäß dem WTKG.
Die Kammer der Wirtschaftstreuhänder ist eine Körperschaft des
öffentlichen Rechtes mit Sitz in Wien (§ 145 Abs 2 WTGB). Für
jedes Bundesland ist eine Landesstelle zu errichten (§ 154 WTGB).
Die Aufgabe der Kammer der Wirtschaftstreuhänder besteht in der
gemeinsamen Wahrung der Interessen ihrer Mitglieder. Die Aufga-
ben der Kammer sind in § 146 WTGB detailliert geregelt.
Die Organe der Kammer sind (§ 147 WTGB):

– Präsident,
– Vizepräsident,
– Präsidium,
– Vorstand,
– Kammertag.

Der Vorstand hat für jede Berufsgruppe einen Obmann und einen
Stellvertreter zu bestellen (Berufsgruppenobmänner). Der Vorstand
kann für die Wahrnehmung einzelner Aufgaben Ausschüsse ein-
richten.
Der Kammertag besteht aus 66 Mitgliedern (§ 155 WTBG). Die
Mitglieder des Kammertages werden aufgrund des allgemeinen,
gleichen und geheimen Wahlrechtes nach den Grundsätzen des
Verhältniswahlrechtes gewählt (§ 180 WTBG). Aktiv wahlberech-
tigt sind alle natürlichen, ordentlichen Mitglieder der Kammer der
Wirtschaftstreuhänder (§ 185 WTBG).
Dem Kammertag obliegen insbesondere folgende Aufgaben:

– Wahl der Vorstandsmitglieder, der Ersatzmitglieder, der Rech-
nungsprüfer und deren Stellvertreter;

– Beschlußfassung über den vom Vorstand vorzulegenden Haus-
haltsplan;

– Festlegung der Höhe der von den Mitgliedern zu entrichtenden
Umlagen und Gebühren für Sonderleistungen;

– Entgegennahme des Berichtes der Rechnungsprüfer, Beschluß-
fassung über den Jahresabschluß und die Entlastung des Vor-
standes oder einzelner Kammerorgane;

– Beschlußfassung über Verfügungen, die das Kammervermögen
betreffen, soweit sie nicht bereits im genehmigten Haushaltsplan
vorgesehen sind;

– Festsetzung, Erlassung und Änderung der Haushaltsordnung,
der Umlagenordnung, der Geschäfts- und der Dienstordnung.

Für jedes Bundesland ist eine Landesstelle zu errichten. Der Vor-
stand hat für jede Landesstelle einen Präsidenten und einen Stell-
vertreter zu bestellen.

Der Landesstelle obliegen insbesondere folgende Aufgaben:

– Mitwirkung an der Durchführung der Kammerbeschlüsse in dem
betreffenden Bundesland;

– Erteilung von Auskünften an die Berufsangehörigen in Berufs-
angelegenheiten;

– Bekanntmachung der von den Kammerorganen getroffenen Ent-
scheidungen und Beschlüssen sowie die Weitergabe von Wei-
sungen und Nachrichten;

– Besorgung jener Aufgaben, die den Landesstellen durch die
Geschäftsordnung übertragen werden.

Der Kammer der Wirtschaftstreuhänder gehören alle ordentlichen
und außerordentlichen Mitglieder an (§ 163 WTGB). Ordentliche
Mitglieder sind jene, die durch öffentliche Bestellung (§ 61 WTGB)
zur selbständigen Ausübung des Wirtschaftstreuhänderberufes be-
rechtigt sind. Außerordentliche Mitglieder sind alle Berufsanwärter.

II. Kammern mit föderalistischer Struktur

Während die unter Pkt I. beschriebenen Kammern dadurch gekenn-
zeichnet sind, daß auf Landesebene keine Organisation besteht
oder nur eine untergeordnete Organisationsstruktur mit gering-
fügigen Kompetenzen, besteht das Wesensmerkmal der übrigen
Kammern in einer Gliederung in Landeskammern und jeweils einer
Bundeskammer. Es ist daher insbesondere die Verteilung der Kom-
petenzen zwischen der jeweiligen Bundeskammer und den Landes-
kammern zu untersuchen.

1. Kammern der Tierärzte

Es ist zu unterscheiden zwischen der Bundeskammer der Tierärzte
Österreichs (Bundeskammer) und den für jedes Bundesland einge-
richteten Landeskammern der Tierärzte (Landeskammer).

Alle Tierärztekammern sind Selbstverwaltungskörper des öffentli-
chen Rechtes. Die Bundeskammer hat ihren Sitz in Wien.

Ordentliche Mitglieder der jeweiligen Landeskammer sind alle
Tierärzte, die in die Tierärzteliste eingetragen sind, den tierärzt-
lichen Beruf ausüben, ihren Dienstort im Bereich der betreffenden
Landeskammer haben und nicht von der Pflichtgemeinschaft befreit
sind (§ 30 Abs 1 TierärzteG). Von der Pflichtmitgliedschaft sind
Amtstierärzte und Militärtierärzte befreit, soweit sie keine freiberuf-
liche Tätigkeit ausüben. Es ist auch eine freiwillige Mitgliedschaft
für jene Tierärzte vorgesehen, die nicht Pflichtmitglieder sind.

Der örtliche Wirkungsbereich der Landeskammern erstreckt sich
nur auf jene Bundesländer, für welche sie errichtet wurden. Den
Landeskammern obliegt im wesentlichen die Wahrnehmung der
beruflichen, sozialen und wirtschaftlichen Interessen der Tierärzte,
soweit diese nicht über die Interessen eines Landes hinausgehen.
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Im Detail sind die Aufgaben der jeweiligen Landeskammer in § 31
TierärzteG geregelt.
Der örtliche Wirkungsbereich der Bundeskammer erstreckt sich auf
das ganze Bundesgebiet. Der Bundeskammer obliegen die in § 31
aufgezählten Aufgaben, soweit sie über den örtlichen Wirkungs-
bereich eines einzelnen Bundeslandes hinausgehen.
Darüber hinaus obliegen ausschließlich der Bundeskammer fol-
gende Aufgaben:

– die Erstattung von Vorschlägen, Berichten und Gutachten an die
Bundesregierung, an die Bundesministerien sowie an Behörden
mit dem örtlichen Wirkungsbereich für das gesamte Bundes-
gebiet;

– die Pflege der Beziehungen zu ausländischen Interessensvertre-
tungen;

– die Zusammenarbeit mit der tierärztlichen Hochschule;
– die Erlassung einer einheitlichen Schlichtungsordnung und einer

Satzung für die Wohlfahrtseinrichtungen;
– die Erlassung von Richtlinien für die Beschaffenheit von Ordina-

tion und privaten Tierspitälern;
– die Erlassung einer Honorarordnung;
– die Festsetzung von Fondsbeiträgen;
– der Betrieb von wirtschaftlichen Einrichtungen und Fonds zur

Versorgung und Unterstützung der Kammermitglieder und deren
Hinterbliebenen.

Für den Fall eines Kompetenzkonfliktes bei Erstattung von Gutach-
ten ist vorgesehen, daß die Gutachten der Landeskammern als
Minderheitsgutachten gewertet werden.
Vor der Abgabe von Gutachten über Gesetzesentwürfe der Bun-
desregierung und Verordnungen des Bundes hat die Bundes-
kammer alle Landeskammern zu hören. Falls eine einheitliche Stel-
lungnahme nicht zustande kommt, ist eine der Meinung der
Mehrheit der Landeskammern entsprechende Stellungnahme zu
erstatten und ausdrücklich als Mehrheitsgutachten zu bezeichnen.
Die abweichenden Gutachten sind dem Mehrheitsgutachen anzu-
schließen.
In allen übrigen Angelegenheiten sind vor Abgabe von Gutachten,
Äußerungen oder Vorschlägen die Stellungnahmen der interessier-
ten Landeskammern einzuholen.

2. Kammern der Ziviltechniker

Die berufliche Vertretung der Ziviltechniker (Architekten und Inge-
nieurkonsulenten) obliegt der Bundes-Architekten- und Ingenieur-
konsulentenkammer (Bundeskammer) mit dem Sitz in Wien und
Architekten- und Ingenieurkonsulentenkammern für folgende Bun-
desländer:

– Wien, Niederösterreich und Burgenland,
– Steiermark und Kärnten,
– Oberösterreich und Salzburg,
– Tirol und Vorarlberg.

Alle Kammern sind Körperschaften des öffentlichen Rechtes. Der ört-
liche Wirkungsbereich jeder Landeskammer erstreckt sich auf die
jeweiligen Bundesländer, für welche die Landeskammer eingerich-
tet ist, jener der Bundeskammern auf das gesamte Bundesgebiet.
Mitglieder der Länderkammern sind jene Ziviltechniker, die ihren
Kanzleisitz im örtlichen Wirkungsbereich der betreffenden Landes-
kammer haben. Mitglieder der Bundeskammer sind die Landes-
kammern.
Die Aufgabe der Landeskammern besteht in der Wahrnehmung
der beruflichen, sozialen und wirtschaftlichen Interessen der Zivil-
techniker, in der Wahrung des Standesansehens und der Über-
wachung der Erfüllung der Berufspflichten der Ziviltechniker, und
zwar innerhalb ihres örtlichen Wirkungsbereiches.
Im Detail sind die Aufgaben der Länderkammern in § 2 Abs 2
ZTKG angeführt.
In den Aufgabenbereich der Bundeskammer fallen jene Angele-
genheiten, die die gemeinsamen beruflichen, sozialen und wirt-
schaftlichen Interessen der Mitglieder von zwei oder mehr Länder-
kammern berühren.
In diesem Rahmen obliegt der Bundeskammer insbesondere:

– die Erstattung von Gutachten für die Behörden des Bundes und
die Hochschulen;

– die Errichtung gemeinsamer Wohlfahrtseinrichtungen;
– die Erlassung von Standesregeln und Honorarleitlinien;
– die Entscheidung über Berufungen in Disziplinarangelegenhei-

ten;
– die Pflege der Beziehungen zu anderen Berufsorganisationen

des In- und Auslandes;
– die Besorgung aller Angelegenheiten, die eine Landeskammer

der Bundeskammer zur Entscheidung vorlegt.

3. Ärztekammern

Für jedes Bundesland ist eine Ärztekammer eingerichtet. Die Ärzte-
kammern sind Körperschaften öffentlichen Rechtes.
Kammerangehörige sind die eingetragenen Ärzte, welche ihren
Beruf im Bereich der betreffenden Ärztekammer ausüben.
Aufgabe der Ärztekammern ist die Vertretung des Ärztestandes
für den räumlichen Bereich des betreffenden Bundeslandes (§ 65
ÄrzteG).
Den Ärztekammern obliegt die Wahrnehmung und Förderung der
gemeinsamen beruflichen, sozialen und wirtschaftlichen Belange
der Ärzte sowie die Wahrung des Berufsansehens und der Berufs-
pflichten der Ärzte. Zum Aufgabenbereich der Ärztekammern zäh-
len insbesondere

– die Erstattung von Berichten, Gutachten und Vorschlägen betref-
fend das Gesundheitswesen, die Ausbildung und Fortbildung
der Ärzte sowie in allen sonstigen Angelegenheiten, die die
Interessen der Ärzte berühren;

– die Vermittlung von Streitigkeiten zwischen Kammerangehörigen;
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– die Errichtung von wirtschaftlichen Einrichtungen sowie eines
Wohlfahrtsfonds zur Versorgung und Unterstützung der Kam-
merangehörigen;

– die Überprüfung der für ärztliche Leistungen berechneten Ver-
gütungen.

Darüber hinaus besteht die Österreichische Ärztekammer als Kör-
perschaft öffentlichen Rechtes.
Zum Aufgabenbereich der Österreichischen Ärztekammer gehören
alle Angelegenheiten, die die gemeinsamen beruflichen, wirt-
schaftlichen und sozialen Interessen der Kammerangehörigen min-
destens zweier Kammern berühren. Ferner sind der Österreichi-
schen Ärztekammer noch einige Sonderaufgaben übertragen,
wie die Ausstellung von Diplomen und Bescheinigungen gemäß
RL 93/16/EWG (Berufsausübung von „EU-Ärzten“ in Österreich),
die Führung der Ärzteliste, eines Disziplinarregisters etc.

4. Notariatskammern

Die Notare und Notariatskandidaten eines Bundeslandes bilden
ein Notariatskollegium. Für Wien, Niederösterreich und Burgen-
land sowie für Tirol und Vorarlberg besteht je ein gemeinsames
Kollegium.
Jedes Kollegium besteht aus der Gruppe der Notare und der
Gruppe der Notariatskandidaten.
Die Notariatskollegien und jede ihrer Gruppen sind Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechtes.
Die Wahrung der Ehre und Würde des Standes sowie die Vertre-
tung des Standes obliegt jeder der beiden Gruppen eines Notari-
atskollegiums.
Zum Wirkungskreise jeder der beiden Gruppen der Notariatskolle-
gien gehören

– die Wahl der jeder Gruppe angehörigen Mitglieder der Notari-
atskammer;

– die Erstattung von Berichten über den Zustand der Rechtspflege,
von Anträgen zur Abstellung von Mängeln und von Gesetzesvor-
schlägen;

– die Erstattung von Anträgen und Gutachten über die Vereini-
gung oder Trennung von Notariatskollegien und von Vorschlä-
gen über die Organisation des Notariats;

– der Abschluß von Kollektivverträgen.

Die Versammlung beider Gruppen eines Notariatskollegiums ist
zuständig für

– die Festlegung des Voranschlages;
– die Feststellung der Beiträge;
– die Prüfung und Genehmigung der Kammerrechnung;
– die Widmung eines Teiles der Kammerbeiträge für Wohlfahrts-

zwecke;
– die Wahl des Präsidenten der Notariatskammer.

Jedes Notariatskollegium wählt aus seinen Mitgliedern die Notari-
atskammer, welche ihren Sitz in der jeweiligen Landeshauptstadt

hat, die Kammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland
befindet sich in Wien, die Kammer für Tirol und Vorarlberg in Inns-
bruck.
Die Notariatskammern sind Körperschaften des öffentlichen Rech-
tes und bestehen aus einem Notar als Präsidenten, sechs Notaren
und drei Notariatskandidaten als Mitglieder, die Notariatskammer
für Wien, Niederösterreich und Burgenland besteht aus einem Prä-
sidenten, zwölf Notaren und sechs Notariatskandidaten als Mit-
glieder.
Den Notariatskammern obliegen ebenfalls die Wahrung der Ehre
und Würde des Standes und die Vertretung der Standesinteressen.
Zum Aufgabenbereich der Notariatskammern zählen insbesondere

– die Aufsicht über die Notare und Notariatskandidaten;
– die Handhabung der Disziplin über Notare und Notariatskandi-

daten;
– die Vermittlung bei Meinungsverschiedenheiten und Streitig-

keiten zwischen Notaren, Notariatskandidaten oder zwischen
Notaren und Kandidaten;

– die Vermittlung zwischen Notaren und Parteien bei Meinungs-
verschiedenheiten oder Streitigkeiten bezüglich der Amtsführung
und der vom Notar angesprochenen Gebühren (von der Kammer
beurkundete Vergleiche über Gebührenansprüche des Notars
sind Exekutionstitel iS des § 1 der Exekutionsordnung !!!);

– die Erstattung von Anträgen und Gutachten in Gesetzgebungs-
fragen und in Fragen der Organisation des Notariates;

– die Mitwirkung bei der Besetzung von Notarstellen;
– die Besorgung der wirtschaftlichen Angelegenheiten und die Ein-

bringung der Jahresbeiträge, Geldbußen und Kostenersätze;
– die Wahl der Vertreter zum Delegiertentag.

Die Österreichische Notariatskammer setzt sich aus den Notariats-
kammern Österreichs zusammen, ist eine Körperschaft des öffent-
lichen Rechtes und hat ihren Sitz in Wien.
Der Wirkungsbereich der Österreichischen Notariatskammer er-
streckt sich auf das gesamte Bundesgebiet. Die Österreichische
Notariatskammer ist zur Wahrung der Rechte und zur Vertretung
des Österreichischen Notariats in seiner Gesamtheit berufen sowie
für alle Angelegenheiten zuständig, welche über den Bereich einer
einzelnen Notariatskammer hinausgehen.
Zum Aufgabenbereich der Österreichischen Notariatskammer ge-
hören insbesondere

– die Erstattung von Gesetzesvorschlägen und Gutachten zu Ge-
setzesentwürfen sowie von Vorschlägen betreffend die Organi-
sation des Notariats und den Notariatstarif;

– die Festsetzung der Beiträge der Notariatskammern zur Dek-
kung des Aufwandes der Österreichischen Notariatskammer;

– die Pflege der Beziehungen zu anderen Berufsorganisationen
des In- und Auslandes;

– die Schaffung sozialer Einrichtungen für Standesmitglieder;
– die Einrichtung und Führung des zentralen Testamentsregisters;
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– die Vermittlung bei Meinungsverschiedenheiten und Streitigkei-
ten, wenn es sich um Standesangehörige verschiedener Kammer-
sprengel handelt;

– die Erstattung von Gutachten und Äußerungen in Angelegenhei-
ten einzelner Notariatskammern auf deren Ersuchen;

– die Erlassung von Richtlinien in diversen Angelegenheiten;
– die Übermittlung der statistischen Ausweise an den Bundesmini-

ster für Justiz.

Die Organe der Österreichischen Notariatskammer sind

– der Delegiertentag,
– der Präsident,
– der ständige Ausschuß,
– die Rechnungsprüfer.

Der Delegiertentag setzt sich aus Delegierten einzelner Notariats-
kammern zusammen. Die Notariatskammer für Wien, Niederöster-
reich und Burgenland entsendet den Präsidenten, fünf Notare und
drei Kandidaten, die Notariatskammern für Oberösterreich und für
Steiermark den Präsidenten, drei weitere Notare und zwei Kan-
didaten, alle anderen Notariatskammern den Präsidenten, einen
Notar und einen Kandidaten.
Die in den Delegiertentag zu entsendenden Mitglieder aus dem
Notarenstand sind von den in die Kammer gewählten Notaren, die
Mitglieder aus dem Kandidatenstand von den in die Kammer ge-
wählten Kandidaten zu wählen. Die Notare werden auf drei Jahre,
Kandidaten auf ein Jahr gewählt.
Der Delegiertentag wählt aus seiner Mitte den Präsidenten der
Österreichischen Notariatskammer, einen ersten und zweiten Prä-
sidenten-Stellvertreter sowie einen Kassier, die jeweils dem Nota-
renstand angehören müssen.
Der ständige Ausschuß besteht aus dem Präsidenten der Öster-
reichischen Notariatskammer, seinen beiden Stellvertretern, dem
Kassier sowie den Präsidenten der Kammern und vier weiteren,
vom Delegiertentag aus seiner Mitte zu wählenden Mitgliedern aus
dem Kandidatenstand.
Der Delegiertentag hat einen Rechnungsprüfer aus dem Notaren-
stand und einen Rechnungsprüfer aus dem Kandidatenstand zu
wählen.
Weiters kann der Delegiertentag zur Erstattung von Vorschlägen
Fachausschüsse bestellen, welchen auch Standesangehörige ange-
hören können, die nicht Mitglieder des Delegiertentages sind.
Dem Delegiertentag obliegen alle Angelegenheiten, die zum Wir-
kungsbereich der Österreichischen Notariatskammer gehören und
nicht einem anderen Organ vorbehalten sind.
Der ständige Ausschuß hat die laufenden Geschäfte zu führen.
Der Präsident vertritt die Österreichische Notariatskammer nach
außen und hat, soweit es dringend oder wichtig ist, die laufenden
Geschäfte zu besorgen.
Der ständige Ausschuß entscheidet weiters über Berufungen (Be-
schwerden) gegen Beschlüsse von Notariatskammern wegen Stan-
despflichtverletzungen.

5. Rechtsanwaltskammern und ÖRAK

Es besteht für jedes Bundesland eine Rechtsanwaltskammer als Kör-
perschaft des öffentlichen Rechtes. Mitglieder jeder Rechtsanwalts-
kammer sind alle eingetragenen Rechtsanwälte, die ihren Kanzlei-
sitz im Bereich der jeweiligen Rechtsanwaltskammer haben.

Jeder einzelnen Rechtsanwaltskammer obliegt die Wahrung der
Ehre, des Ansehens und der Rechte des Standes sowie die Über-
wachung der Pflichten des Rechtsanwaltsstandes (§ 23 RAO). Es
handelt sich dabei um eine allumfassende Kompetenz im Rahmen
der Autonomie jeder einzelnen Rechtsanwaltskammer.

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag ist ebenfalls eine
Körperschaft des öffentlichen Rechtes mit Sitz in Wien und setzt
sich aus allen Rechtsanwaltskammern Österreichs zusammen. Der
Wirkungsbereich erstreckt sich auf das gesamte Bundesgebiet.

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag ist (analog zur Rege-
lung der Österreichischen Notariatskammer), soweit es die Öster-
reichische Rechtsanwaltschaft in ihrer Gesamtheit betrifft, zur Wah-
rung ihrer Rechte und Angelegenheiten sowie zu ihrer Vertretung
berufen.

Die Kompetenzen des Österreichischen Rechtsanwaltskammerta-
ges sind jedoch im übrigen – im Gegensatz zum Wirkungsbereich
der anderen, für das gesamte Bundesgebiet eingerichteten Kam-
mern der Freien Berufe – erheblich reduziert. Dem Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertag obliegen, soweit hiedurch die
Rechte der Rechtsanwaltskammern nicht berührt werden, gemäß
§ 36 RAO besonders

– die Erstattung von Gesetzesvorschlägen und Gutachten zu
Gesetzesentwürfen, die Anzeige von Mängeln der Rechtspflege
und Verwaltung sowie die Erstattung von Vorschlägen zur Ver-
besserung von Rechtspflege und Verwaltung;

– die Beschlußfassung über Maßnahmen zur Förderung der Aus-
übung des Rechtsanwaltsberufes.

Darüber hinaus obliegt dem Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertag eine für den gesamten Rechtsanwaltstand bedeutende
Richtlinienkompetenz. Der Österreichische Rechtsanwaltskammer-
tag kann gemäß § 37 RAO Richtlinien erlassen zur

– Ausübung des Rechtsanwaltsberufes,

– Überwachung der Pflichten des Rechtsanwaltes,

– für die Ausübung der Tätigkeit eines mittlerweiligen Stellvertre-
ters,

– für die Ausbildung der Rechtsanwaltsanwärter,

– für die von Rechtsanwälten zu vereinbarenden Entlohnungen
(AHR),

– für die Vergabe von Standesauszeichnungen.

Ein Vergleich mit der Organisationsstruktur der übrigen Kammern
der Freien Berufe zeigt, daß die dem Österreichischen Rechts-
anwaltskammertag übertragenen Aufgaben minimal sind. Die zu
Pkt I. dargestellten Kammern verfügen über eine bundesweite Kom-
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petenz und sind ausschließlich zur Wahrung der Rechte und zur
Vertretung ihrer Mitglieder berufen, während für die Bundesländer
entweder keine Organisation besteht (Österreichische Patentan-
waltskammer) oder nur Landesgeschäftsstellen mit untergeordneter
Kompetenz eingerichtet sind.

Für die übrigen Kammern der Freien Berufe besteht eine genaue
Kompetenzaufteilung zwischen den Länderkammern und der für
das gesamte Bundesgebiet zuständigen Bundeskammer. So wie
bei den Rechtsanwaltskammern sind die zur Berufsausübung
Berechtigten jeweils Mitglieder der betreffenden Länderkammer,
während die jeweilige Bundeskammer aus den Länderkammern
oder deren Vertretern gebildet wird. Insoweit deckt sich die Orga-
nisationsform mit jener des Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertages.

Im Gegensatz zu den dem Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertag eingeräumten Kompetenzen wurden den übrigen, unter
Pkt II. behandelten Bundeskammern jeweils eine allumfassende
Kompetenz eingeräumt, soweit sich die einzelnen Angelegenhei-
ten auf das gesamte Bundesgebiet oder mehr als ein Bundesland
beziehen. Am deutlichsten kommt diese Kompetenzverteilung in
§ 32 TierärzteG zum Ausdruck, wonach für alle in § 31 TierärzteG
angeführten Aufgaben (Kompetenz der Landeskammern) die Bun-
deskammer dann zuständig ist, wenn die Aufgaben über den örtli-
chen Wirkungsbereich eines Bundeslandes hinausgehen. Darüber
hinaus sind der Bundeskammer bestimmte Angelegenheiten aus-
schließlich zugewiesen. Die gesetzlichen Regelungen bezüglich
der Kammer der Ziviltechniker, der Ärzte- und Notariatskammer
folgen im wesentlichen, wenn auch mit bestimmten, abweichenden
Detailregelungen, dem System des Tierärztegesetzes. Lediglich die
Kompetenzen des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
sind, sieht man von der zweifellos bedeutsamen Richtlinienkompe-
tenz des § 37 RAO ab, reduziert auf die in § 36 RAO angeführten
Angelegenheiten, wobei auch in diesem Zusammenhang der Ge-
setzgeber ausdrücklich den Vorbehalt festgelegt hat, daß hiedurch
die Rechte der Rechtsanwaltskammern nicht berührt werden. Es
fehlt sohin jedenfalls eine die Kompetenz der einzelnen Rechtsan-
waltskammern ausschließende Generalzuständigkeit in bestimm-
ten Angelegenheiten.

III. Was spricht sohin für die Errichtung einer
Österreichischen Rechtsanwaltskammer?

Es soll hier keinesfalls für die Aufgabe des föderalistischen Prin-
zips, dh für einen Übergang zu einer Lösung plädiert werden, wel-
che von den unter Pkt I. angeführten Kammern der Freien Berufe
gewählt wurde. Allerdings hat die Untersuchung gezeigt, daß die
Kompetenzen des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
weit hinter jene zurückgehen, welche den für das gesamte Bundes-
gebiet eingerichteten Kammern der unter Pkt II. angeführten Freien
Berufe eingeräumt wurden. Das bedeutet, daß der Stand der

Rechtsanwälte im Vergleich zu allen übrigen Freien Berufen die
schwächste Dachorganisation aufweist.
Es stellt sich daher die Frage, ob diese Struktur am Ende des Jahr-
tausends, in einer Zeit weltweiter Zusammenschlüsse auf wirtschaft-
licher und politischer Ebene, noch zeitgemäß und geeignet ist, die
Interessen der Österreichischen Rechtsanwaltschaft ausreichend
und mit der notwendigen Effizienz zu vertreten, und ob diese zwei-
fellos aufwendige Struktur im Hinblick auf die Größe Österreichs
sachlich noch zu rechtfertigen ist.
Es sollte daher der Versuch unternommen werden, unter Berück-
sichtigung des Subsidiaritätsprinzips die Kompetenzen der Rechts-
anwaltskammern und des Österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tages neu zu regeln und so aufzuteilen, daß der kleineren Einheit
jene Aufgaben zugeordnet werden, welche von dieser schneller,
kostengünstiger und sachgerechter gelöst werden können, der grö-
ßeren Einheit jene Aufgaben, welche die gesamte Rechtsanwalt-
schaft betreffen und welche von der größeren Einheit schneller und
besser gelöst werden können und welche im Interesse der Standes
eine starke und einheitliche Vertretung nach außen erfordern.
Dazu käme auch ein nicht zu vernachlässigender Kostenvorteil,
weil derzeit viele Agenden von neun Rechtsanwaltskammern zu
erledigen sind, die von einem Verwaltungskörper mit weniger
Personal kostengünstiger und effizienter bearbeitet werden könn-
ten. Außerdem könnte damit die Anzahl der Funktionäre erheblich
reduziert und erreicht werden, daß die besten Köpfe des Standes
in einer gemeinsamen Organisation zusammengefaßt werden,
wodurch sich die Schlagkraft dieser Organisation erheblich ver-
bessern würde und die Zersplitterung unseres Potentials in neun
Organisationen vermieden werden könnte.
Für die Stärkung des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
sprechen auch die Aufgaben, welche von der Rechtsanwaltschaft
in den nächsten Jahren zu lösen sind, wobei insbesondere an die
Umsetzung der Niederlassungsrichtlinie zu denken ist, was gesetz-
liche Maßnahmen bis 14. 3. 2000 erfordert, sowie an die Umset-
zung der CCPE-Richtlinien in innerstaatliches Recht und an die
Anpassung der Versorgungseinrichtung an die EU-Richtlinien, was
ebenfalls dringend notwendig erscheint, weil derzeit ein Wechsel
in einen anderen EU-Staat oder in einen anderen Berufsstand unter
Mitnahme von Anwartschaftsrechten im Rahmen der Versorgungs-
einrichtung, Teil A (Umlagesystem), ausgeschlossen ist.
Weiters könnte anstelle der derzeit in § 26 Abs 5 RAO vorgesehe-
nen Vorstellung gegen Beschlüsse der Abteilung, über welche der
Ausschuß entscheidet, ein Rechtsmittel eingeführt werden, über
welches ein Gremium des Österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tages entscheidet. Dieser Instanzenzug würde rechtsstaatlichen
Prinzipien besser entsprechen als die derzeitige Lösung und dar-
über hinaus zu einer Vereinheitlichung der derzeit häufig divergie-
renden Entscheidungspraxis der einzelnen Ausschüsse führen.
Vor allem aber sollte der Österreichischen Rechtsanwaltskammer
die ausschließliche Kompetenz in jenen Angelegenheiten über-
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tragen werden, welche die Österreichische Rechtsanwaltschaft in
ihrer Gesamtheit betrifft, insbesondere die Erstattung von Geset-
zesvorschlägen und Gutachten zu Gesetzesentwürfen an die Bun-
desregierung und die einzelnen Bundesministerien, sowie die Ver-
tretung der Österreichischen Rechtsanwaltschaft vor den Bundes-
behörden und gegenüber ausländischen Behörden und Interes-
sensvertretungen.

Die Notwendigkeit der Stärkung der Dachorganisation zeigt sich
auch darin, daß bereits derzeit verschiedenste Agenden, welche
von einer gemeinsamen Dachorganisation wesentlich günstiger
wahrgenommen werden könnten, entweder von einzelnen Rechts-
anwaltskammern allein, wie zB die Regelungen über das Treu-
handbuch, oder von einigen Rechtsanwaltskammern gemeinsam,
wie zB die von der Rechtsanwaltskammer Wien für die Rechts-
anwaltskammern Wien, Niederösterreich und Burgenland abge-
schlossene Großschaden-Haftpflichtversicherung, wahrgenommen
werden. Auch im Bereich der Vertrauensschadenversicherung bzw
des Notfallsfonds kommt es zu einer Schwächung der Kräfte, da
sich diesen Einrichtungen jeweils nur einige Rechtsanwaltskam-
mern angeschlossen haben. Andererseits zeigt die gemeinsame
Verwaltung und Veranlagung im Bereich der Zusatzpension durch
alle Rechtsanwaltskammern, daß die Marktmacht von neun Rechts-
anwaltskammern oder ca 3600 Rechtsanwälten für den gesamten
Stand wesentliche Vorteile bringen kann.

Es sollte daher auch ein Organ geschaffen werden, welches in
wichtigen Standesangelegenheiten, welche den gesamten Stand
betreffen, die alleinige Kompetenz hat, weil die Entscheidungsfin-
dung in der Vertreterversammlung zu langwierig und schwerfällig
ist. Gemäß § 40 Abs 2 RAO setzt eine Entscheidung der Vertreter-
versammlung voraus, daß neben der erforderlichen einfachen
Mehrheit die Delegierten von mindestens sechs Rechtsanwaltskam-
mern für diese Entscheidung stimmen. Aufgrund dieser Abstim-
mungsmodalitäten und im Hinblick auf das gebundene Mandat
der Delegierten setzt jeder Beschluß der Vertreterversammlung
voraus, daß vorerst in zumindest sechs Rechtsanwaltskammern die
erforderlichen Beschlüsse gefaßt werden. Dies hat zur Folge, daß
in wichtigen Angelegenheiten entweder keine oder erst nach lang-
wierigen Verhandlungsprozessen Entscheidungen zustande kom-
men. In der Frage des opting-out nach § 5 GSVG wäre es – jeden-
falls im Bereich der Krankenversicherung – durchaus möglich,
daß im Bereich der einzelnen Rechtsanwaltskammern verschiedene
Entscheidungen getroffen werden, da der Delegiertenversammlung
eine Kompetenz in dieser Frage nicht zusteht, und daß daher
im Endergebnis nur einige Rechtsanwaltskammern vom opting-out
Gebrauch machen und selbständige Einrichtungen zur Kranken-
vorsorge schaffen, während die Rechtsanwälte, welche ihren Sitz
im Sprengel der anderen Rechtsanwaltskammern haben, die sich
nicht für das opting-out entscheiden, unter die Pflichtversicherung
nach dem GSVG fallen würden.

IV. Historischer Exkurs

Die Überlegungen und Bemühungen zur Schaffung einer wirksa-
men Vertretung der Gesamtinteressen der Rechtsanwaltschaft ha-
ben bereits Ende des 19. Jahrhunderts begonnen. Die Keimzellen
dafür bestanden in den Advokatentagen und ab 1894 im Delegier-
tentag der Österreichischen Advokatenkammern. Auf dem 3. Dele-
giertentag am 26. 3. 1900 wurde die ständige Delegation ge-
gründet, ein als ständiges Organ eingerichteter Gesamtausschuß,
der im Jahr mindestens zweimal zusammentrat und welchem die
Präsidenten und Delegierten von 24 Advokatenkammern des alten
Österreichs angehörten. Nach dem Zusammenbruch der Monar-
chie wurde diese Institution als ständige Vertreterversammlung auf-
rechterhalten (siehe insbesondere Schuppich, Der Weg zum Öster-
reichischen Rechtsanwaltskammertag, AnwBl 1974, 29ff).

Ende der 60er Jahre wurden mehrere Stimmen laut, welche die
Errichtung einer Österreichischen Rechtsanwaltskammer zur besse-
ren Vertretung der Gesamtinteressen der Österreichischen Rechts-
anwaltschaft forderten. So hat Jahoda bereits 1966 vehement und
mit wohl überlegten Argumenten die Errichtung einer Österreichi-
schen Rechtsanwaltskammer gefordert und auch den Aufgaben-
bereich einer Österreichischen Rechtsanwaltskammer analog der
im ÄrzteG enthaltenen Regelung skizziert (Jahoda, Der Weg zur
Österreichischen Rechtsanwaltskammer, ÖJZ 1966, 60 ff).

In der Folge hat sodann die Vollversammlung der Rechtsanwalts-
kammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland am 11. 6.
1970 in einer einstimmigen Entschließung die Gründung einer
Bundes-Rechtsanwaltskammer als oberstes Vertretungsorgan gefor-
dert.

1971 hat Dietrich in einer fundierten Analyse dargelegt, welche
Gründe für die Errichtung einer Bundes-Rechtsanwaltskammer spre-
chen (Dietrich, Bundesrechtsanwaltskammer – Der erste Schritt zur
Reform des Standesrechts, AnwBl 1971, 95ff). Tatsächlich wurde
am Anwaltstag 1971 die gesetzliche Verankerung der ständigen
Vertreterversammlung gefordert. Diese Forderung wurde sodann in
der RAO-Novelle 1973 (BGBl 570/1973) durch Einführung des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertages als Körperschaft des
öffentlichen Rechtes verwirklicht. Es war dies ein weiterer Schritt
zur Verfestigung der Vertretung der Gesamtinteressen der Österrei-
chischen Rechtsanwaltsschaft, wenn auch noch nicht der große
Durchbruch. Seine Kompetenzen sind vielmehr, wie Schuppich in
seinem aktuellen Beitrag „Der wundersame Kammertag“ bemerkte,
bescheiden (Schuppich, AnwBl 1988, 374).

Prof. DDr. Heinz Mayer hat in seinem Festvortrag anläßlich des
10jährigen Jubiläums der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich
eindringlich auf den Anpassungsbedarf der Rechtsanwaltsordnung
an das Recht der Europäischen Gemeinschaften hingewiesen, der
sich nicht nur durch die Niederlassungsrichtlinie (RL 98/5/EG)
ergibt, welche bis zum 14. 3. 2000 umzusetzen ist (Mayer,
Rechtsanwaltschaft auf dem Weg nach Europa, 1998, 17).
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Wenn die Österreichische Rechtsanwaltschaft durch Anpassung
des Standesrechtes den Weg nach Europa geht und gehen muß,
ist wohl auch endgültig der Zeitpunkt gekommen, das zu ver-
wirklichen, was bereits frühere Generationen von Rechtsanwälten
gefordert haben, nämlich eine Organisation, welche geeignet ist,
die Gesamtinteressen der Österreichischen Rechtsanwaltschaft auf
Bundesebene und auf dem Weg nach Europa bestmöglich wahr-
zunehmen. Die nächste Novelle der Rechtsanwaltsordnung, wel-
che zur Umsetzung der Niederlassungsrichtlinie (RL 98/5/EG) not-

wendig ist, wäre daher der geeignete Anlaß, das Vertretungsrecht
des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages zu stärken oder
diesen in eine Österreichische Rechtsanwaltskammer mit entspre-
chenden Kompetenzen umzuwandeln. Nicht nur dieser Anlaß,
sondern auch der Zeitpunkt, nämlich der Beginn des nächsten Jahr-
tausends, wäre dafür prädestiniert, endlich eine starke Dachorga-
nisation zur Vertretung der Gesamtheit der österreichischen Rechts-
anwälte nach einem langen Weg von 100 Jahren seit Gründung
der ständigen Delegation zu schaffen.

RA Dr. Peter Knirsch, Wien

Der Rechtsanwaltsmarkt am Beispiel Wien

I.

Stellt man sich im neuen Jahr, 1999, nach erfolgter Einführung
des Euro die Frage nach der Zukunft des Rechtsanwaltsstandes im

Bereich der Rechtsanwaltskammer Wien muß man sich vorweg
wesentliche Ziffern vor Augen führen, die in den nachstehenden
Tabellen angeführt sind.

3) Aus der EDV der Rechtsanwaltskammer Wien können für Sozietäten
und Partnerschaften keine historischen Daten geliefert werden, da dies
im Programm seinerzeit nicht vorgesehen war.
Mit Stand 16. 7. 1998 gab es im Bereich der Rechtsanwaltskammer
Wien 110 Gesellschaften nach bürgerlichem Recht, davon 95 mit
höchstens 3 Mitgliedern; gleichzeitig bestanden 75 Sozietäten, davon
63 mit nicht mehr als 3 Mitgliedern.

1) Bis 31. 12. 1987 Rechtsanwaltskammer für Wien, Niederösterreich
und Burgenland; ab 1988 nur mehr Zahlen der Rechtsanwaltskammer
Wien

2) Gemeinsame Versorgungseinrichtung für die Rechtsanwaltskammer
Wien und Burgenland

Tabelle 1
Rechtsanwaltskammer Wien

 Entwicklung der Mitgliederzahlen

Jahr Rechts-
anwälte

Steigerung
in %

davon
Rechtsan-
wältinnen

Anteil
in %

Sozietäten/Part-
nerschaften mit
mehr als 3 RAe

emer
RAe2)

RAA Steigerung
in %

davon
Rechtsanwalts-
anwärterinnen

Anteil
in %

1970 1.091 66 6,05 171 289 65 22,49

1980 1.124 3,02 97 8,63 206 346 19,72 95 27,94

1986 1.232 9,61 124 10,07 236 626 80,93 174 27,80

1987 1.283 4,14 134 10,44 239 678 8,31 217 32,00

Ab Ende 1987 getrennte Rechtsanwaltskammern für Wien, Niederösterreich und Burgenland1)

19882) 1.066 125 11,73 201 542 180 34,35

1990 1.149 7,79 140 12,19 214 446 – 14,89 141 31,61

1991 1.165 1,39 154 13,22 211 460 +  3,14 148 32,17

1992 1.199 2,92 160 13,34 220 498 8,26 141 28,31

1993 1.227 2,34 163 13,28 215 498 0 138 27,71

1994 1.251 1,96 167 13,35 212 519 4,22 142 27,36

1995 1.286 2,80 170 13,22 215 580 11,75 179 30,86

1996 1.324 2,95 174 13,14 216 650 12,07 218 33,54

1997 1.397 5,51 193 13,81 215 704 8,31 227 32,24

1998 1.458 4,44 211 9,33 273) 216 739 4,97 256 34,64
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Diese Zahlen der Tabelle 1 sind in Bezug zu setzen zur Zahl der
„Rechtsnutzer“, also letztlich der Einwohnerzahl, und die beträgt
per Ende 1996 (eine neuere Zahl war im Magistrat der Stadt
Wien nicht zu ermitteln) 1,616.240 Einwohner.

Das heißt: In Wien kommt ein Rechtsanwalt auf 1113 Einwohner.

Diese Zahl wirkt noch nicht beunruhigend im Vergleich zu den
Zahlen für das wieder vereinigte Deutschland mit einem Rechtsan-
walt pro 900 Einwohner und den USA, wo auf einen Rechtsanwalt
300 Einwohner entfallen.

Definiert man diese Ziffern über die „Anwaltsdichte“, also die
Anzahl der Rechtsanwälte pro 10.000 Einwohner, so liegen wir in
Wien bei einem Wert von 8,9.

Im wiedervereinigten Deutschland beträgt der Durchschnittswert
9,9, es gibt dort aber Bundesländer, wo dieser Wert extrem
höher liegt, wie zum Beispiel in Hamburg mit 27 Rechtsanwäl-
ten pro 10.000 Einwohner, Bremen mit 16 Rechtsanwälten
pro 10.000 Einwohner und Berlin mit 14 Rechtsanwälten pro
10.000 Einwohner; nur zum Vergleich dazu die Zahl der Rechts-
anwälte im Sprengel des Oberlandesgerichtes München, die der-
zeit bereits über 10.000 liegt.

II.

Die Zunahme der Rechtsanwaltszahlen können der folgenden
Tabelle 2 entnommen werden.

Tabelle 2

Zuwachs der Eintragungen in den Bundesländern Wien, Niederösterreich und Burgenland

Jahr Wien Anteil in % NÖ Anteil in % Bgld Österreich

1988 1066 39,76 222 8,28 31 2681

1997 1397 39,61 272 7,71 40 3526

1998 1458 39,45 285 7,71 39 3696

Steigerung in %
1988/1998

36,77 28,38 25,81 37,86

III.

Hinterfragt man die Kanzleistruktur bzw Organisation der Rechts-
anwaltskanzleien im Bereich der Rechtsanwaltskammer Wien bzw
die Einkommensstruktur, so liegt der Rechtsanwaltskammer Wien
ein Umfrageergebnis aus dem Jahre 1995 vor, welches aufgrund

eines Fragebogen-Rücklaufes von ca 47,7% (ein durchaus reprä-
sentativer Wert) erstellt werden konnte.
Die Kanzleistruktur bzw Organisation der im Sprengel der Rechts-
anwaltskammer Wien niedergelassenen Rechtsanwälte ergibt sich
aus der folgenden Tabelle 3; die Einkommensstruktur aus der fol-
genden Tabelle 4.

Tabelle 3

Kanzleistruktur/Organisation der Mitglieder der Rechtsanwaltskammer Wien
(Stand Herbst 1995)

weiblich männlich zusammen

Einzelanwalt 121 71,2% 702 62,7% 823 63,8%

in Gemeinschaft 49 28,8% 418 37,3% 467 36,2%

Gesamt 170 13,2% 1.120 88,8% 1.290 100,0%

stichtag) von Einzelanwälten geführt werden. (Zur Frage, ob der
Einzelanwalt noch Zukunft hat, habe ich in meinem Referat anläß-
lich des Informationsabends der Rechtsanwaltskammer Wien „Wir
Rechtsanwälte – morgen“ am 24. 11. 1992 bereits ausführlich
Stellung genommen.)

Abgesehen von den aus dieser Tabelle ersichtlichen Zahlen geht
hervor, daß im Bereich der Rechtsanwaltskammer Wien im merk-
lich höheren Maß Kolleginnen als Einzelanwältinnen tätig sind;
weiters geht hervor, daß im Bereich der Rechtsanwaltskammer
Wien die überwiegende Zahl der Kanzleien (63,8% zum Umfrage-
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V.

Interessant ist in diesem Zusammenhang ein Vergleich mit der Ent-
wicklung der Mitglieder der Kammer der Wirtschaftstreuhänder.
Die mir von der Kammer der Wirtschaftstreuhänder zur Verfügung
gestellte Tabelle, die in der Folge als Tabelle 5 wiedergegeben
wird, enthält allerdings nur die gesamtösterreichischen Zahlen.

Tabelle 5

Mitgliederentwicklung der
Wirtschaftstreuhänder Österreichs

Aus dieser Tabelle 5 ergibt sich, daß die Mitgliederzahl der Wirt-
schaftstreuhänderkammer erheblich höhere Steigerungsraten auf-
weist als die der Rechtsanwaltschaft im Kammersprengel Wien.
In der Zahl 5347 für das Jahr 1997 sind 2038 Wirtschaftstreuhän-
der der Kammer der Wirtschaftstreuhänder Wien enthalten, die
damit 38,11% der österreichischen Wirtschaftstreuhänder stellte.

Jahr Zahl

1970 2.404

1980 3.149

1990 4.114

1995 4.992

1996 5.158

1997 5.347

IV.

Tabelle 4

Einkommensstruktur
(Stand Herbst 1995)

Von den rückgelangten 620 Fragebögen enthielten nur 558 nachvollziehbare Angaben über Bruttoeinkommen. Die folgende Tabelle zeigt
das Einkommen der Wiener Anwaltschaft.

Nimmt man die abgegebenen 558 Fragebögen, die Einkommensangaben enthalten haben, als 100% an, so stellt sich die Einkommens-
situation wie folgt dar:

Das heißt: Zum Stichzeitpunkt Herbst 1995 verdienten 55,55% der Rechtsanwälte im Bereich der Rechtsanwaltskammer Wien unter
ATS 1 Million vor Steuern.

Rund 1/4 verdiente zwischen ATS 1 und 2 Millionen und darüber wird die Luft „dünn“, gerade 17%!

unter 500 500–1 Mio. 1–2 Mio. 2–5 Mio. 5–10 Mio. über 10 Mio. gesamt

103 143 131 71 18 5 471 männlich

34 30 17 6 87 weiblich

137 173 148 77 18 5 558

unter 500 500–1 Mio. 1–2 Mio. 2–5 Mio. 5–10 Mio. über 10 Mio. gesamt

24,55% 31% 26,52% 13,8% 3,22% 0,9% 100%
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(Der Prozentsatz der Mitglieder der Rechtsanwaltskammer Wien
im Verhältnis zu allen österreichischen Rechtsanwälten ist aus der
Tabelle 2 ersichtlich.)
Auf einen Wirtschaftstreuhänder in Wien entfallen (gemäß Ta-
belle 5) 793 Einwohner.

VI.

Ob die steigende Zahl der Rechtsanwälte auch eine steigende
Anzahl von vor Gericht anhängigen Kausen zu bearbeiten haben
wird, kann aufgrund der nachfolgenden Tabelle 6 beantwortet
werden, deren Daten mir freundlicherweise Ende Juli 1998 vom
BMJ zur Verfügung gestellt wurden.

Tabelle 6

Anfallszahlen aus dem betrieblichen Informationssystem (BIS) der Justiz

LG BG

Cg Cga Cgs Ur Hv C E U

1993 50.003 21.091 19.139 30.609 31.076 773.802 1,492.265 107.103

1994 44.311 19.333 21.866 25.459 27.927 771.508 1,368.908 105.547

1995 39.868 20.883 23.148 25.949 27.511 772.107 1,264.076 101,906

1996 39.020 23.084 28.329 25.621 27.220 774.208 1,296,361 97.598

1997 39.271 21.471 25.488 26.189 26.908 790.977 1,416.072 100,139

Aus dieser Tabelle 6 ergeben sich für den Zeitraum 1993 bis
1997 folgende Ergebnisse.

• Die Cg-Zahlen haben um 21% abgenommen.

• Die Cga-Zahlen sind in etwa gleich geblieben.

• Die Cgs-Zahlen haben um 33% zugenommen.

• Die Ur-Zahlen haben um 14% abgenommen.

• Die Hv-Zahlen haben um 13% abgenommen.

• Die C-Zahlen haben um 2% zugenommen.

• Die E-Zahlen haben um 5% abgenommen.

• Die U-Zahlen haben um 7% abgenommen.

Ergebnis für die Rechtsanwaltschaft: Die Geschäftszahlen in jenen
Bereichen, die anwaltlicher Vertretung bedürfen, haben kontinuier-
lich abgenommen.

VII.

Die steigenden Sponsionszahlen zum Mag. iur. an der rechts-
wissenschaflichen Fakultät der Universität Wien liegen mir leider
noch nicht vor; zu Ende des Studienjahres 1996/97 betrug diese
Zahl jedoch über 600, und zum Ende des Studienjahres 1997/98
wurde die Zahl 700 nur knapp verfehlt.

VIII.

Der Druck in den rechtsberatenden Berufen wird daher „von unten“
nicht weniger werden.

Diese Daten, die sicher noch zu komplettieren und mit weiteren
Rastern vergleichbar zu machen sind, lassen jedoch schon jetzt
meines Erachtens folgende Folgerungen zu:

1. Der potentielle Klient sucht beim Rechtsanwalt die hochqualifi-
zierte Rechtsberatung mit dazugehörigem „Service“. Wird solches
in der Kollegenschaft auch geboten?

2. Der potentielle Klient wird in Zukunft neben dem Rechtsanwalt
seines Vertrauens, der sozusagen sein Rechtsanwalt mit „Allge-
meinpraxis“ ist, immer häufiger den speziellen Rechtsrat suchen,
den ihm sein Vertrauensanwalt verschaffen muß, sei es, daß er
selbst für das Fachgebiet seines Klienten der richtige „Fachanwalt“
ist, sei es, daß er, in welcher Zusammenarbeit auch immer, auf
einen Kollegen seines Vertrauens zurückgreifen kann, der das ent-
sprechende Spezialwissen hat.

3. Die Wirtschaftstreuhänder werden auch in Zukunft höhere
Zuwachsraten als die Rechtsanwälte haben. Dies wird zwangs-
läufig ein Absinken des Marktanteiles der Rechtsanwälte zur Folge
haben, gefolgt von einem weiteren Absinken des Gesamtumsatzes
des Rechtsanwaltsstandes.

4. Aus der Tabelle 4 kann meines Erachtens mit Größenschluß ab-
geleitet werden, daß bei den Wirtschaftstreuhändern ein höherer
Prozentsatz an großen Umsatzklassen besteht als bei Rechtsanwäl-
ten, denn über 2 Millionen Bruttoeinkommen pro Jahr ist es gemäß
Tabelle 4 bei Rechtsanwälten eher „dünn“.

5. Bleibt es bei den Rechtsanwälten weiterhin bei den bisherigen
jährlichen Zuwachsraten, ist die logische Folge ein Rückgang des
Pro-Kopf-Umsatzes, dies als Folge nachstehender Trends die ich
zur Diskussion stelle.

5 a) Die Prozeßtätigkeit des Rechtsanwaltes wird zurückgehen
(Tabelle 6). Wesentlicher Grund dafür ist sicherlich einerseits die
wachsende Prozeßkostenangst und andererseits die Prozeßdauer.



AnwBl 1999/2 89

Abhandlungen

5 b) Durch nicht rechtsanwaltliche Anbieter von anwaltlichen
Leistungen (zB Gewerkschaftsbund, Wirtschaftskammer, Arbeiter-
kammer, Mediatoren, Sozialhelfer etc) wird der Konkurrenzdruck
auf die Rechtsanwälte weiterhin – und zwar erheblich – steigen
(siehe Cgs-Zahlen in Tabelle 6).

5 c) Aus diesem Grund und unter Berücksichtigung der steigen-
den Mitgliederzahlen im Stand wird ein radikaler Honorarkampf
beginnen, der nicht nur mit Pauschalgebühren oder Zeithonoraren
abgefangen werden kann.

Unser Rechtsanwaltstarif wird aus diesem Grund – der Zugang zu
unserem Beruf ist ja nicht beschränkt – in Frage gestellt werden, da
die steigenden Zulassungszahlen bei gleichbleibender Nachfrage
zu einem Rabattwettbewerb führen werden.

Daß der Rechtsanwaltstarif schon jetzt in diversen Bereichen (zB in
Bestandsachen liegen die Stundenhonorare überwiegend unter
denen eines Installateurs) keine betriebswirtschaftlich vernünftige
Grundlage darstellt, müßte, verbunden mit einer Tarifnovellierung,
standespolitisch durchgesetzt werden.

Ansonsten stellt sich die Frage, ob in Zukunft nicht die individuelle
schriftliche Honorarvereinbarung pro Fall der einzige Ausweg
bleibt.

5 d) Sicher wird es zu einer Spezialisierung in der Kollegenschaft
kommen.

Hier stellt sich die Frage, ob wir uns im Interesse des Standes und
jedes einzelnen Kollegen nicht für die Einführung eines „Fach-
anwaltes“ entscheiden wollen?

Die Spezialisierung führt ja nicht dazu, daß der Rechtsanwalt
weiterhin nicht gesamtheitlich tätig ist. Der österreichische Rechts-
anwalt soll nämlich, trotz Spezialisierung, Generalist bleiben, und
es ist nicht gesagt, daß er dann, wenn er für ein Spezialgebiet sich
als „Fachanwalt“ ausweist, nicht mehr als Generalist tätig sein
kann.

In diesem Zusammenhang noch eine Frage: Sollte die Rechts-
anwaltskammer Wien ihren Mitgliedern nicht empfehlen, ihre
„bevorzugten Tätigkeitsgebiete“ zu bewerben.

5 e) Im vorgenannten Umfrageergebnis der Rechtsanwaltskammer
Wien vom Herbst 1995 haben die Kollegen ihre Einkommensitua-
tion innerhalb der letzten fünf Jahre, also 1990 bis 1995, wie folgt
eingeschätzt (565 Antworten):

Steigend: 57,17%

Gleichbleibend: 32,92%

Sinkend: 9,91%

Müssen diese Einschätzungen auf Grund der vorgenannten Über-
legungen für die Zukunft revidiert werden?

6. Bei diesen aufgezeigten Problemen werden wir uns in der
Zukunft nicht zu viel auf standesrechtliche Fragen fixieren dürfen,
sondern sind gefordert, die Kollegenschaft im Bestehen im Rechts-
anwaltsmarkt zu unterstützen.

7. Man wird überlegen müssen, ob bei diesen Rahmenbedin-
gungen die Werbemöglichkeiten der Rechtsanwälte nicht neu zu
definieren sind, daß auch der kleine Rechtsanwalt mit Allgemein-
praxis und einer kleinen Spezialistennische werbemäßig „durch-
kommt“.

Interessant ist, daß der Zürcher Anwaltsverband das Werbeverbot
praktisch aufgehoben hat. Aufrechterhalten wurden die Wahrung
des Berufsgeheimnisses, das Verbot der Werbung mit Mandanten-
listen, die Telefon- oder Telefaxwerbung sowie Postwurfwerbung
und andere Formen der Direktwerbung sowie die Außenwerbung
(vgl NEUE ZÜRCHER ZEITUNG 9./10. 1. 1999, 25)

8. Wesentliche standespolitische Zielsetzung muß es jedoch sein,
daß der Rechtsanwalt der einzig kompetente, fachlich hoch quali-
fizierte, unabhängige und verschwiegene freiberufliche Berater
seiner Klienten am Markt ist und bleibt.

9. Die vorgenannten Überlegungen zwingen mich dazu, noch eine
abschließende Bemerkung zu den Aussagen eines Regierungsmit-
gliedes zu machen: Die Idee, durch Liberalisierung, Deregulierung
und Zugangserleichterung der freien Berufe bis zu „30.000 neue
Arbeitsplätze zu schaffen“ ist eine Illusion.

Das angesprochene Regierungsmitglied erwies sich mit seinen Aus-
sagen als völlig uninformiert:

• Der Zugang zum Rechtsanwaltsberuf ist nicht beschränkt.

• Die Praxiszeit wird insbesonders auch von der Justiz als Gewähr
für qualitativ hochwertige Rechtsberatung geschätzt.

• Die Verkürzung der Ausbildungszeit schafft weder 30.000 neue
selbständige Rechtsanwälte noch 30.000 Arbeitsplätze.

• Die Rechtsanwaltsprüfungen finden nicht „in der Standesorgani-
sation“ statt, sondern bei den Oberlandesgerichten.

• Der Regulierungsgrad der österreichischen Rechtsanwaltsschaft
ist praktisch der gleiche wie in allen anderen EU-Staaten.

• Durch die in Österreich bis 14. 3. 2000 umzusetzende Nieder-
lassungsrichtlinie wird der letzte Schritt zur Vereinheitlichung
der Berufsausübung europäischer Rechtsanwälte gesetzt.

Der österreichische Rechtsanwaltsmarkt ist – wie aufgezeigt –
begrenzt; die Verdienstmöglichkeiten sind ausgereizt.

Ein höherer als der sowieso natürliche und voraussehbare Zu-
wachs im Stand der Rechtsanwälte wird nicht nur bei den Rechts-
anwälten, sondern auch bei den anderen rechtsberatenden freien
Berufen unweigerlich zu einem „Freiberufler-Proletariat“ führen,
wie wir es in der Rechtsanwaltschaft in Deutschland mit über
100.000 Rechtsanwälten bereits haben, was für die Rechtsanwalt-
schaft eine Konsequenz hat, auf die bereits warnend hingewiesen
wird: Gibt es keinen freien, das heißt auch wirtschaftlich unabhän-
gigen, Rechtsanwalt, der dazu aufgerufen ist, furchtlos die Interes-
sen seines Klienten gegenüber jedermann zu verteidigen, wäre
dies der erste Schritt zur Verabschiedung vom demokratischen
Rechtsstaat; vor 54 Jahren wurde er erst wieder aufgebaut.
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EuGH-Rechtsprechung
Massenentlassungen – Einstellung der Betriebstätigkeit
aufgrund gerichtlicher Entscheidung

Richtlinie 75/129/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften
der Mitgliedstaaten über Massenentlassungen idgF

Art 3 Abs 1 Unterabs 2 und Art 4 Abs 4 der
Richtlinie 75/129/EWG idgF sind dahin aus-
zulegen, daß die dort vorgesehenen Ausnah-
men nicht auf Massenentlassungen anwend-
bar sind, die am selben Tag ausgesprochen
werden, an dem der Arbeitgeber die Konkurs-
eröffnung beantragt und die Tätigkeit des
Betriebes einstellt, wenn das zuständige Ge-
richt danach ohne anderen Aufschub als den,
der sich aus der Anberaumung eines Termins
ergibt, antragsgemäß den Beschluß über die
Konkurseröffnung erläßt, der einige Konkurs-
folgen auf den Zeitpunkt der Antragstellung
zurückwirken läßt.

EuGH, Dansk Metalarbejderforbund, handelnd für John Lauge ua/
Lonmodtagernes Garantifond, Rs C-250/97, Urteil vom 17. 12.
1998
Im Rahmen eines Konkursverfahrens wurde die Entlassung von
10 Arbeitnehmern durch eine in Konkurs gegangene dänische Ge-
sellschaft der zuständigen nationalen Behörde nicht angezeigt, da
die Entlassungen mit dem Antrag des Arbeitgebers auf Konkurser-
öffnung begründet worden waren. Die 10 Arbeitnehmer waren ge-
genteiliger Ansicht und verlangten Lohn für 30 Tage als Schadener-
satz wegen Verstoßes gegen einschlägige Bestimmungen. Der Zah-
lungsanspruch wurde vom bekl Garantifond mit der Begründung
abgelehnt, daß die Entlassung wegen der Konkurseröffnung vorge-
nommen worden war und daher nicht anzeigepflichtig war.
In dem darauf folgenden Rechtsstreit erschien dem befaßten däni-
schen Gericht eine Auslegung der einschlägigen Richtlinienbestim-
mungen für die Entscheidung im nationalen Verfahren von Bedeu-
tung. Nach Ansicht des bekl Garantifonds sei der Konkurs bereits
zum Zeitpunkt der Einreichung des Antrags auf Konkurseröffnung
Tatsache gewesen und die Folge, nämlich daß der Beschluß über
die Konkurseröffnung nicht am Tag der Antragstellung ergangen
sei, wäre allein im Zusammenhang mit dem Sitzungskalender des
Konkursgerichts zu sehen gewesen. Zudem sei der Anlaßfall dem
in der Richtlinie vorgesehenen Ausnahmefall betreffend Entlassun-
gen aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung über die Eröffnung
des Konkurses gleichzustellen. In beiden Fällen seien die Entlassun-
gen durch die Notwendigkeit gerechtfertigt, die Tätigkeit des
Betriebes einzustellen; die in den einschlägigen Richtlinienbestim-
mungen vorgesehenen Ausnahmen auf Massenentlassungen unter
diesen Umständen seien daher anwendbar.

Nach Dafürhalten des EuGH dürfen gemäß dem klaren Wortlaut
der einschlägigen Artikel („Massenentlassungen . . . aufgrund einer
gerichtlichen Entscheidung über die Einstellung der Tätigkeit des
Betriebes“) die Einstellung der Tätigkeit des Betriebs und die
Massenentlassungen nicht vor Erlaß der gerichtlichen Entschei-
dung erfolgen, die in einem Fall wie dem des Anlaßverfahrens in
dem Beschluß über die Konkurseröffnung besteht. Die Tatsache,
daß bestimmte Konkursfolgen nach nationalem Recht, wie dem
dänischen, auf den Zeitpunkt des Konkursantrags zurückwirken,
ändert daran nichts. Zielsetzung der Richtlinie ist der Schutz der
Arbeitnehmer im Fall von Massenentlassungen. Um die Verwirkli-
chung dieses grundlegenden Ziels der Richtlinie nicht zu gefähr-
den, ist die Ausnahmemöglichkeit daher eng auszulegen.

Aktuelles Sekundärrecht
Beschluß über gemeinsame Normen für die Eintragungen in den
einheitlichen Aufenthaltstiteln, ABl L 333/1998, 8.
Mitteilung der Kommission zur Anwendung von Art 85 Abs 3
EGV auf bestimmte Gruppen von Vereinbarungen und aufeinan-
der abgestimmten Verhaltensweisen im Luftverkehr, ABl C 369/
1998, 2.
Richtlinie 98/86/EG zur Änderung der Richtlinie 96/77/EG zur
Festlegung spezifischer Reinheitskriterien für andere Lebensmittel-
zusatzstoffe als Farbstoffe und Süßungsmittel, ABl L 334/1998, 1.
Richtlinie 98/78/EG über die zusätzliche Beaufsichtigung der
einer Versicherungsgruppe angehörenden Versicherungsunterneh-
men, ABl L 330/1998, 1.
Richtlinie 98/81/EG zur Änderung der Richtlinie 90/219/EWG
über die Anwendung genetisch veränderter Mikroorganismen in
geschlossenen Systemen, ABl L 330/1998, 13.
Richtlinie 98/93/EG über die Qualität von Wasser für den
menschlichen Gebrauch, ABl L 330/1998, 32.
Verordnung (EG) Nr 2411/98 über die Anerkennung des Unter-
scheidungszeichens des Zulassungsmitgliedstaats von Kraftfahr-
zeugen und Kraftfahrzeuganhängern im innergemeinschaftlichen
Verkehr, ABl L 299/1998, 1.
Richtlinie 98/76/EG über den Zugang zum Beruf des Güter- und
Personenkraftverkehrsunternehmers im innerstaatlichen und grenz-
überschreitenden Verkehr sowie über die gegenseitige Anerken-
nung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Beschäfti-
gungsnachweise für die Beförderung von Gütern und die Beför-
derung von Personen im Straßenverkehr und über Maßnahmen
zur Förderung der tatsächlichen Inanspruchnahme der Niederlas-
sungsfreiheit der betreffenden Verkehrsunternehmer, ABl L 277/
1998, 17.
Verordnung (EG) Nr 2121/98 mit Durchführungsvorschriften zu
den Verordnungen (EWG) Nr 684/92 und (EG) Nr 12/98 hin-
sichtlich der Beförderungsdokumente für den Personenverkehr mit
Kraftomnibussen, ABl L 268/1998, 10.
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Neue Entwicklungen zur
Gewährleistung des freien
Warenverkehrs
Mit seinem wegweisenden Urteil vom 9. 12. 1997 in der Rs
C-265/95 (Kommission/Frankreich) hat der Gerichtshof der Euro-
päischen Gemeinschaften festgestellt, daß Frankreich nicht nur
gegen den Grundsatz des freien Warenverkehrs, sondern auch ge-
gen die den Mitgliedstaaten gemäß dem EG-Vertrag obliegende
Pflicht zur Zusammenarbeit vestoßen hatte, insofern Frankreich
nicht sämtliche geeignete Maßnahmen ergriffen hat, um in seinem
Staatsgebiet den freien Warenverkehr mit landwirtschaftlichen Er-
zeugnissen aus anderen Mitgliedstaaten sicherzustellen. Zur Erin-
nerung sei der Hintergrund noch einmal kurz dargestellt: Französi-
sche Landwirte hatten wiederholt in gewalttätigen Ausschreitungen
und Demonstrationen Lastwagen mit landwirtschaftlichen Erzeug-
nissen angehalten, deren Ladung vernichtet oder ungenießbar ge-
macht sowie Händler bedroht und damit den freien Warenverkehr
mit landwirtschaftlichen Produkten aus anderen Mitgliedstaaten
gehemmt bis unmöglich gemacht. Die französischen Behörden hät-
ten dem – nach Dafürhalten des EuGH – nur unzulängliche Maß-
nahmen entgegengesetzt. Der Gerichtshof vertrat die Meinung,
daß der EG-Vertrag die Mitgliedstaaten verpflichte, alle erforderli-
chen und geeigneten Maßnahmen dahingehend zu ergreifen, auf
seinem Staatsgebiet Handlungen von Privatpersonen zu verhin-
dern, die den freien Warenverkehr beeinträchtigen können. Die Be-
fürchtung, daß daraus resultierend interne innerstaatliche Schwie-
rigkeiten zu erwarten seien, sei keine Rechtfertigung für die Unter-
lassung einer korrekten Anwendung des Gemeinschaftsrechts. Auf
der Basis der diesem Urteil vorhergehenden Vorfälle und der aus
dem Urteil zu ziehenden Konsequenzen kam es zu Diskussionen,
die bis zu der Frage reichten, inwiefern das Streikrecht mit dem
Prinzip des freien Warenverkehrs vereinbar sei (Anmerkung: In den
EU-Verträgen ist die Rede von Streiks nur im Rahmen des Sozial-
protokolls).
In der Folge von langwierigen und sich sehr schwierig gestalten-
den Verhandlungen kam es dann im Dezember 1998 zu zwei
Rechtsakten, die unmittelbar unter dem Blickwinkel dieser Ereig-
nisse und der daraus entstandenen Notwendigkeit, entsprechende
Maßnahmen auf gemeinschaftsrechtlicher Ebene zu treffen, zu
sehen sind und eine Wiederholung solcher Ereignisse tunlichst
vermeiden helfen sollen:
1. Verordnung (EG) Nr 2679/98 des Rates vom 7. 12. 1998
über das Funktionieren des Binnenmarktes im Zusammenhang
mit dem freien Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten (ABl
L 337/1998, 8).
2. Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter
der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 7. 12. 1998 über den
freien Warenverkehr (ABl L 337/1998, 10).

In ihrer Entschließung halten die Mitgliedstaaten ausdrücklich fest,
daß schwere Behinderung eines freien Warenverkehrs große wirt-
schaftliche Kosten zur Folge haben, und verweisen direkt auf das
oa Urteil; andererseits – und das stellte auf mitgliedstaatlicher
Ebene geradezu eine Vorbedingung für einen entsprechenden ge-
meinschaftsrechtlichen Rechtsakt dar – verweisen die Mitgliedstaa-
ten ausdrücklich darauf, daß Maßnahmen, die eine Einschränkung
oder Beeinträchtigung der Wahrnehmung der in den Mitgliedstaa-
ten anerkannten Grundrechte (einschließlich des Rechts oder der
Freiheit zum Streik) beinhalten, nicht in Betracht kommen.
Die Mitgliedstaaten verpflichten sich in diesem Rahmen ua nicht nur
zur Information ihrer Wirtschaftsteilnehmer über derartige Störun-
gen und über die auf staatlicher Ebene ergriffenen Maßnahmen,
sondern auch dazu, für „von einer derartigen Vertragsverletzung be-
troffene Personen“ entsprechende Abhilfemöglichkeiten zu schaffen
und die Betroffenen darüber entsprechend zu informieren. Zudem
nehmen die Mitgliedstaaten auf diesem Wege zur Kenntnis, daß im
Rahmen derartiger Verfahren, sollte es diesbezüglich zu einem Ver-
tragsverletzungsverfahren gemäß Art 169 EG-V kommen, beson-
ders kurze Fristen für Stellungnahmen des betroffenen Mitgliedstaats
seitens der Kommission gesetzt werden dürfen. Dies kann Mitglied-
staaten unter Umständen vor nicht unerhebliche Probleme stellen.
Unbenommen bleibt den Mitgliedstaaten auch nach der Verord-
nung ihre ausschließliche Zuständigkeit für die Aufrechterhaltung
der öffentlichen Ordnung und die Gewährleistung der inneren
Sicherheit sowie für die Entscheidung, ob, wann und welche Maß-
nahmen erforderlich und der jeweiligen Situation im Hinblick auf
die Gewährleistung des freien Warenverkehrs in ihrem Staats-
gebiet angemessen sind. Keinerlei Ingerenz darf auch stattfinden
hinsichtlich der Grundrechte einschließlich des Streikrechts bzw
der in den Mitgliedstaaten durch spezielle Systeme zur Regelung
der Beziehungen zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern ab-
gedeckten Systeme. Tatsächlich geregelt ist ein möglichst rascher
und zweckentsprechender Informationsaustausch zwischen dem
betroffenen Mitgliedstaat und der Kommission, die dann ihrerseits
die anderen Mitgliedstaaten in Kenntnis setzt. Wenn notwendig,
hat der Mitgliedstaat im Falle einer Behinderung des freien Waren-
verkehrs die erforderlichen Maßnahmen zu treffen und wiederum
die Kommission darüber zu unterrichten, die ihrerseits die anderen
Mitgliedstaaten unverzüglich in Kenntnis setzt. Vertritt die Kommis-
sion die Meinung, daß nichts desto trotz eine entsprechende Behin-
derung vorliegt, kann dies den Beginn eines Vertragsverletzungs-
verfahrens darstellen: Die an den Mitgliedstaat gerichteten Vor-
würfe können in einem solchen Fall im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften veröffentlicht werden, auf Anfrage allen interes-
sierten Parteien zugeleitet werden, und zudem kann die Frist-
setzung für eine Äußerung durch den Mitgliedstaat (außer in Fällen
begründeter Ausnahmeanträge) auf fünf Arbeitstage festgelegt
werden.

Christine Stix-Hackl
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Terminübersicht – Seminare
März

April

5./6. 3. Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 990305/8 WIEN

5./6. 3. Vertriebsverträge
Seminar-Nr: 990305A/8 WIEN

5./6. 3. Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 990305/5 GRAZ

12. 3. Die Rechtsentwicklung im Zivilprozeßrecht
(Erkenntnisverfahren), Zwangsvollstreckung,
Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 990312/8 WIEN

12./13. 3. Strafverfahren I
Seminar-Nr: 990312/3 ST. GEORGEN

12./13. 3. Bilanz- und Unternehmensrecht in der
Praxis des Wirtschaftsanwalts
Seminar-Nr: 990312A/8 WIEN

16. 3. Seminarreihe Steuerrecht
Internationales Steuerrecht
Seminar-Nr: 990316/8 WIEN

19. 3. Standes- und Honorarrecht
Seminar-Nr: 990319/7 DORNBIRN

19./20. 3. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 990319/3 ST. GEORGEN

19./20. 3. Bauvertrag und Bauverfahren
Seminar-Nr: 990319/8 WIEN

25./26./27. 3. Die französische Rechtssprache
Seminar-Nr: 990325/8 WIEN

26./27. 3. Mietrecht und Prozeßrecht
Seminar-Nr: 990326/6 INNSBRUCK

26./27. 3. Der Anwalt als Vertragsverfasser
Seminar-Nr: 990326/8 WIEN

6. 4. Seminarreihe Steuerrecht
Gebühren
Seminar-Nr: 990406/8 WIEN

9./10. 4. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 990409/5 GRAZ

9./10. 4. Der Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 990409/3 ST. GEORGEN

9./10. 4. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 990409/8 WIEN

16./17. 4. Die Rechtsentwicklung im Wirtschaftsrecht
Seminar-Nr: 990416A/3 LINZ

Mai

Das komplette Seminarprogramm für das Jahr 1999 sowie nähere
Informationen zu den oben genannten Seminaren erhalten Sie im
Internet: www.awak.at. Gerne senden wir Ihnen das Seminar-
programm zu: Telefon (01) 710 57 22-0, Fax (01) 710 57 22-20
oder e-mail office@awak.at.

Strafverfahren I

awak.basic

Dieses Basisseminar macht mit den Grundbegriffen des Strafver-
fahrens sowohl in erster als auch in zweiter Instanz vertraut. Neben
Vorträgen sollen auch Rollenspiele, insbesondere im Rahmen des
Beweisverfahrens, Sachverhalte aus der Praxis für die Praxis ver-
mitteln.

16./17. 4. Gesellschaftsrecht
Seminar-Nr: 990416/3 ST. GEORGEN

16./17. 4. AVG, VStG, UVS
Seminar-Nr: 990416/8 WIEN

23./24. 4. Der Liegenschaftsvertrag
Seminar-Nr: 990423/3 ST. GEORGEN

23./24. 4. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 990423/8 WIEN

4./11. 5. Seminarreihe Steuerrecht
Umsatzsteuer
Seminar-Nr: 990504/8 WIEN

7./8. 5. Europarecht
Seminar-Nr: 990507/6 INNSBRUCK

7./8. 5. Anglo-amerikanisches Zivil-
und Wirtschaftsrecht
(Vertrags- und Gesellschaftsrecht
inkl Verhandlungstraining)
Seminar-Nr: 990507/8 WIEN

7./8. 5. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 990507/3 ST. GEORGEN

7./8. 5. Standesrecht
Seminar-Nr: 990507A/8 WIEN

21./22. 5. Verwaltungsverfahren
Seminar-Nr: 990521/8 WIEN

25. 5. Seminarreihe Steuerrecht
Kapitalverkehrsteuer
Seminar-Nr: 990525/8 WIEN

27./28./29. 5. Der Rechtsanwalt als Unternehmer
Seminar-Nr: 990527/8 WIEN

28./29. 5. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 990528/5 GRAZ

28./29. 5. Verkehrsunfallanalyse
Seminar-Nr: 990528/3 ST. GEORGEN
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Termin: 12./13. 3. 1999

Referenten: Dr. Andreas Mittermayr, Richter des OLG Linz
Dr. Hans Valentin Schroll, Generalanwalt des OGH Wien
Dr. Günther Tews, RA in Linz

Seminarplanung: Dr. Günther Tews, RA in Linz

Seminardauer: 3 Halbtage

Seminarort: St. Georgen/Attergau

Seminar-Nr: 990312/3

Standes- und Honorarrecht

awak.basic

Ziel dieses Seminars ist die Erarbeitung der Schwerpunkte des
Standesrechts sowie die Vermittlung von Einblicken in den Aufbau
und in die Arbeit der Standesorganisation. Daneben werden
Kenntnisse über die rechtlichen Honoraransprüche des Anwaltes
gegenüber seinen Klienten vermittelt.

Termin: 19. 3. 1999

Referenten: Dr. Christian Hopp, RA in Feldkirch
Dr. Hubert Hasenauer, RA in Wien

Seminarplanung: Dr. Manfred Puchner, RA in Dornbirn

Seminardauer: 3 Halbtage

Seminarort: Dornbirn

Seminar-Nr: 990319/7

Die Rechtsentwicklung im Wirtschaftsrecht

awak.special

Gegenstand des Seminars ist die Rechtsentwicklung im Wirt-
schaftsrecht, einschließlich des Sozialversicherungsrechts, jedoch
unter Ausschluß des Wirtschaftsverwaltungsrechts, in der letzten
Zeit, vor allem im letzten Jahr vor dem Seminar. Schwerpunkte
bilden die Themenbereiche: Steuerrecht, Handelsrechtliches Ver-
tragsrecht, Arbeitsrecht, Sozialversicherungsrecht, Gesellschafts-
recht und Unternehmens-Organisationsrecht, Kartell- und Wett-
bewerbsrecht, einschließlich der EG. Wenn in den Themenberei-
chen im Jahr vor dem Seminar wichtige neue Gesetze kund-
gemacht wurden, werden diese ebenso von den Referenten für die
Praxis erläutert. Dieses Seminar will diejenigen Kollegen unterstüt-
zen, die in bestimmten Fachbereichen durch führende Referenten
und in Diskussion mit Kollegen am laufenden bleiben wollen.

Termin: 16./17. 4. 1999

Referenten: Hon.-Prof. Dr. Helmuth Gamerith, Vizepräs d OGH iR
Dr. Alfons Grünwald, ao.Univ.-Prof. in Graz
Mag. Dr. Martin Karollus, Univ.-Prof. in Linz
Dr. Wolfgang Mazal, Univ.-Prof. in Wien
Dr. Walter Schrammel, Univ.-Prof. in Wien

Seminardauer: 4 Halbtage

Seminarort: Linz

Seminar-Nr: 990416A/3
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Gesellschaftsrecht
awak.basic

Dieses Seminar ist als Basisseminar für jene konzipiert, die
einen (Wieder-)Einstieg ins Gesellschaftsrecht suchen. In einein-
halb Tagen erhalten Sie einen praxisnahen Gesamtüberblick über
das österreichische Gesellschaftsrecht von den Personengesell-
schaften über die Erwerbsgesellschaften bis zu den Kapitalgesell-
schaften. Das Seminar bietet Ihnen eine Zusammenstellung des
aktuellen Normenbestands, Hinweise und Fundstellen der wichtig-
sten Entscheidungen der letzten Jahre und weiterführende Literatur-
angaben. Das ideale Seminar für alle, die nicht laufend speziali-
siert im Gesellschaftsrecht arbeiten und ein solides Fundament in
diesem Fachbereich benötigen.

Termin: 16./17. 4. 1999
Referenten: Dr. Friedrich Gehmacher, RA in Salzburg
Univ.-Prof. Dr. Friedrich Harrer, RA in Salzburg
DDr. Dieter Rößlhuber, RA in Salzburg
Seminarplanung: Dr. Friedrich Gehmacher, RA in Salzburg
Seminardauer: 3 Halbtage
Seminarort: St. Georgen im Attergau
Seminar-Nr: 990416/3

Der Rechtsanwalt als Unternehmer
awak.special

Der Inhalt dieses Seminars ist hinsichtlich seiner Themenwahl nicht
nur prüfungsorientiert, sondern soll dem Rechtsanwaltsanwärter
Anregungen und Hilfen für die Ausübung seines zukünftigen Beru-
fes geben.
Dieses Seminar wird von der Raiffeisen Landesbank Niederöster-
reich–Wien gesponsert.

Termin: 27./29. 5. 1999
Referenten: DDr. Gerald Fürst, LL.M., RA in Mödling
MMag. Franz J. Heidinger, LL.M., RA in Wien
RA Dr. Stefan Köck, LL.M., RA in Wien
Dr. Roland Rief, Steuerberater
Dr. Gottfried Thiery, RA in Wien
Seminarplanung: Dr. Gottfried Thiery, LL.M., RA in Wien
Seminardauer: 5 Halbtage
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 990527/8

Exekutionsrecht
awak.basic

Seminarziel ist es, den Teilnehmer mit den Möglichkeiten vertraut
zu machen, die die Exekutionsordnung zur erfolgreichen Eintrei-
bung offener Forderungen, aber auch zur Erzwingung sonstiger
Handlungen und Unterlassungen bietet.
Wenngleich der Rolle des Rechtsanwalts als Vertreter des Betrei-
benden das Hauptgewicht zukommen wird, soll auch der Rolle des
Vertreters des Verpflichteten und der Wahrung von Interessen
„unbeteiligter“ Dritter Augenmerk geschenkt werden. Weiters wer-
den die verschiedenen Einwendungen und Klagen im Exekutions-
verfahren sowie die einstweiligen Verfügungen behandelt.

Termin: 28./29. 5. 1999
Referenten: Dr. Gottfried Musger, Richter des Bezirksgerichtes für
ZRS Graz
Dr. Johannes Wetzelberger, Richter des Bezirksgerichtes für ZRS
Graz
ADir. Anton Jauk, Rechtspfleger des Bezirksgerichtes Frohnleiten
Seminarplanung: Dr. Gottfried Musger, Richter des Bezirksgerich-
tes für ZRS Graz
Seminardauer: 3 Halbtage
Seminarort: Graz
Seminar-Nr: 990528/5
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Änderungen der Liste

Burgenland

Liste der Rechtsanwälte

e-mail-Adresse

Dr. HATVAGNER Walter, Oberwart
e-Mail:hatvagner@rechtsanwaelte.co.at

Mag. BECK Martin, Mag. BECK Thomas,
Dr. DÖRNHÖFER Klaus, Eisenstadt
e-Mail: bdlaw@bnet.at

Dr. KUZMICH Johann, Nebersdorf
e-Mail: ra.kuzmich@aon.at

Kärnten

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Dr. LAJTAI-NAGL Birgit,
9500 Villach, Moritschstraße 5,
Tel. 04242/247 75,
Telefax 04242/247 75-4,
per 21. 12. 1998

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Änderungen der Telefon- und Telefaxnummern

Dr. SCHMIDT Helmut, Dr. SCHREIBER
Ingo, Mag. SOMMERBAUERManfred,
Wr. Neustadt,
Tel. 02622/245 50 entfällt!

Dr. KERSCHHACKEL Gernot, Baden,
Tel. 02252/249 14,
Telefax 02252/249 13

e-Mail-Adressen

Dr. FORSTHUBER Gottfried, Baden,
e-Mail: forsthuber@netway.at

Mag. TRAXLER Stefan, Mödling,
e-Mail: ra.mag.traxler@aon.at

Dr. ARMSTER Reinhard, Ma. Enzersdorf,
e-Mail: armster@xpoint.at

Dr. SCHÜTZ Peter, Schwechat,
e-Mail: dr.schuetz@aon.at

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Änderung der Telefon- und Telefaxnummern

Dr. PAMMESBERGER Georg, Gmunden
Tel. 07612/649 03,
Telefax 07612/65 70 96

e-Mail-Adressen

Dr. HOFER Josef, Wels,
e-Mail: josef.hofer@work.at

Dr. BEUERLE Christian, Dr. OBERN-
DORFER Hans, Dr. BEUERLE Ludwig,
Dr. MITTERLEHNER Rudolf, Linz,
e-Mail: office@bom.at

Dr. MORINGER Wolfgang,
Mag. MOSER Thomas, Linz,
e-Mail: momos@netway.at

Dr. RIEGER Hans, Bad Ischl,
e-Mail: rechtsanwalt.rieger@netway.at

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. SCHUBECK Michael, 5020 Salzburg,
Nonntaler Hauptstraße 1a,
Tel. 0662/84 01 05-6,
Telefax 0662/84 01 31,
per 1. 12. 1998

Dr. SPATT Hermann,
5303 Thalgau, Marktplatz 4,
Tel. 06235/61 10,
per 1. 1. 1999

Dr. ROßKOTHEN Bernd,
5020 Salzburg, Faistauergasse 3,
Tel. 0662/62 80 00-0,
Telefax 0662/62 80 00-20,
per 1. 1. 1999

Verzicht

Dr. REITER Georg, Salzburg,
per 1. 12. 1998,
mStv Dr. Christoph Brandweiner,
Salzburg

Löschung einer GesbR

Dr. REITER Georg, Dr. BRANDWEINER
Christoph, Salzburg,
per 30. 11. 1998

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. GERNETH MAUTNER
MARKHOF Gabriele
per 8. 10. 1998
bei Dr. Christoph Gerneth
Mautner Markhof, Salzburg

RAA MMag. HABERL Andrea
per 13. 11. 1998
bei Dr. Michael Pressl, Salzburg

RAA Dr. HÖGLER Helmut
per 4. 11. 1998
bei Dr. Manfred König, Salzburg

RAA Mag. SPRINGER Timo
per 20. 11. 1998
bei Dr. Herbert Hübel

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. CAKS Helmut,
8010 Graz, Friedrichgasse 6/IV/19,
Tel. 0316/81 00 00-14,
Telefax 0316/82 63 12,
per 1. 12. 1998

Dr. RUDICH Walter,
8051 Graz, Josef-Pock-Straße 19,
Tel. 0316/67 16 34,
Telefax 0316/67 16 34,
per 1. 12. 1998

Änderungen der Telefaxnummer

Dr. PRASTHOFER Barbara-Cecil, Graz,
Telefax 0316/82 21 43-44

e-Mail-Adressen

Dr. PETROWITSCH Arnold,
Dr. PETROWITSCH Gerhard, Leibnitz,
e-Mail: ra.dr.petrowitsch@aon.at

Dr. PRASTHOFER Barbara-Cecil, Graz,
e-Mail: b-c.prasthofer@attorney.at
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Dr. SCHMID Harold,
Mag. SCHMID Helmut, Graz,
e-Mail: schmid-und-schmid@netway.at

Dr. ARNETZL Dagmar,
Dr. GEIGER Maximilian, Graz,
e-Mail: arnetzl-geiger@magnet.at

Dr. KALLAN Heinz, Graz,
e-Mail: kallan@via.at

Dr. ZSIZSIK Michael, Bruck/Mur,
e-Mail: zsizsik@magnet.at

Dr. RANNER Hella, Dr. HAAS Alexander,
Graz,
e-Mail: raha@netway.at

Dr. BERGMÜLLER Norbert, Schladming,
e-Mail: n.bergmueller@aon.at

Dr. KRAINER Franz, Graz,
e-Mail: krainer.ra@aon.at

Dr. SCHILDBERGER Gerda, Bruck/Mur,
e-Mail:gerda.schildberger@styria.com

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegungen

Dr. WUELZ Martin, 6020 Innsbruck,
Maria-Theresien-Straße 6,
Tel. 0512/58 13 75,
Telefax 0512/58 13 75-4

e-Mail-Adressen

MMag. Dr. PESCOLLER Peter, Innsbruck
e-Mail: p.pescoller@tirol.com

Mag. HERMANN Birgit, Dr. KRAFTThomas,
Dr. DALLAGO Manfred, Kufstein
e-Mail: hkd@aon.at

Dr. TRAMPOSCH Hubert,
Mag. BENKO Dieter, Innsbruck
e-Mail: office-innsbruck@tramposch-
partner.com

Änderung der Telefaxnummer

Dr. STRICKER Bernt, Innsbruck,
Telefax 0512/57 22 57

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. HUTTER Karin
per 10. 11. 1998
bei Dr. Inge Margreiter, Brixlegg

RAA Dr. KROATH Ingomar
per 18. 11. 1998
bei Dr. Jörg Christian Horwath,
Innsbruck

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. JEHLE Alexander,
6830 Rankweil, Brisera 12a,
Tel. 05522/484 80,
Telefax 05522/484 80-4,
in Kanzleigemeinschaft mit
Dr. Jürgen Amann

Mag. WIRTH Stephan,
6900 Bregenz, Belruptstraße 6,
Tel. 05574/548 00,
Telefax 05574/548 00-4,
per 1. 12. 1998

e-Mail-Adressen

Dr. HIRN Gerold, Dr. HIRN Burkhard,
Feldkirch,
e-Mail: hirn@hirn.cable.vol.at

Dr. PUCHNER Manfred, Feldkirch,
e-Mail: puchner-law@vol.at

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. BRAUN Thomas,
1010 Wien, Salztorgasse 2,
Tel. 01/533 79 76,
Telefax 01/533 79 76-90,
per 10. 11. 1998

Dr. DEIMBÖCK Josef,
1010 Wien, Wiesingerstraße 3/13,
Tel. 01/512 20 04, 512 20 05,
Telefax 01/513 94 14,
per 10. 11. 1998

MMag. GRUBER Elisabeth,
1010 Wien, Parkring 2,
Tel. 01/514 35-0,
Telefax 01/514 35-35,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 10. 11. 1998, in OEG mit
Dr. Cerha, Hempel & Spiegelfeld

Mag. Dr. SPRANZ Dieter,
1010 Wien, Parkring 2,
Tel. 01/514 35-0,
Telefax 01/514 35-177,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 10. 11. 1998

Mag. Dr. CZERNICH Dietmar,
1010 Wien, Sterngasse 13,
Tel. 01/534 80,
Telefax 01/534 80-8,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 24. 11. 1998

Mag. ISBETCHERIAN Bedros,
1030 Wien, Hintzerstraße 11/4,
Tel. 01/712 63 14, 713 23 20,
Telefax 01/713 07 96,
per 24. 11. 1998

Dr. JURANEK Johannes,
1010 Wien, Graben 29a,
Tel. 01/535 57 44,
Telefax 01/535 06 49,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 24. 11. 1998

MMag. Dr. RUNGG Ivo,
1010 Wien, Sterngasse 13,
Tel. 01/534 80,
Telefax 01/534 80-8,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 24. 11. 1998

Kanzleisitzverlegungen

Dr. WIENINGER Brigitte,
1010 Wien, Seilergasse 3,
Tel. 01/512 75 75,
Telefax 01/513 69 969

Dr. JURANEK Johannes,
1010 Wien, Jordangasse 7/4,
Tel. 01/532 04 89,
Telefax 01/532 04 89

Dr. SCHEIBER Vera, 1060 Wien,
Gumpendorfer Straße 22,
Tel. 01/585 54 88,
Telefax 01/585 54 88-22

Mag. ALBERER Christian,
von Klosterneuburg nach 1070 Wien,
Zollergasse 2/51,
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Tel. 01/524 85 80,
Telefax 01/524 85 80-16,
per 1. 1. 1999

Dr. BRANDL Ernst, von Graz nach
1014 Wien, Tuchlauben 13
(Eingang Kleeblattgasse 4),
Tel. 01/534 37-0,
Telefax 01/533 25 21,
per 17. 11. 1998

Dr. RÜDIGER Thomas, 1010 Wien,
Dorotheergasse 7/4/14,
Tel. 01/512 17 79,
Telefax 01/512 28 14,
per 21. 12. 1998

Dr. WINKLER Wolfgang,
1030 Wien, Gigergasse 6
(Eingang: Henslerstraße 3),
Tel. 01/710 79 29-0,
Telefax 01/710 79 19-19,
per 12. 11. 1998

Dr. BLAHUT Eckhard,
1010 Wien, Seilerstätte 5,
Tel. 01/512 41 17,
Telefax 01/513 92 12,
per 30. 12. 1998

Mag. LIND Rudolf,
1010 Wien, Judenplatz 2,
Tel. 0699/100 54 025,
per 1. 3. 1999

Mag. KOLLER Thomas, 1180 Wien, Au-
mannplatz 1/Währinger Straße 162,
Tel. 01/470 95 25,
Telefax 01/470 95 25-25,
e-mail: koller-law@aon.at,
in Regiegemeinschaft
mit Mag. Johannes Schreiber

Mag. ALBERER Christian,
1070 Wien, Zollergasse 2/51,
Tel. 01/524 85 80,
Telefax 01/524 85 80-16,
per 1. 1. 1999

Mag. LANG Michael L., 1090 Wien,
Maria-Theresien-Straße 9/4,
Tel. 01/319 32 60 Serie,
Telefax 01/319 32 60-9,
per 1. 1. 1999

Dr. SPRANZ Peter,
1010 Wien, Schubertring 8,
Tel. 01/515 10,
Telefax 01/515 10-25,
per 4. 1. 1999

Dr. FRUHSTORFER Susanne,
1010 Wien, Naglergasse 25,
Tel. 01/532 47 77,
Telefax 01/532 47 77-50,
per 31. 12. 1998

Dr. HOFBAUER Helga,
1090 Wien, Garnisongasse 11/1,
Tel. 01/409 37 60,
Telefax 01/409 37 60-33

Dr. ROEHLICH Edmund,
1030 Wien, Am Heumarkt 9/I/11,
Tel. 01/713 46 51,
Telefax 01/713 84 35,
per 1. 1. 1999

Dr. KRANKL Thomas, 1080 Wien,
Lerchenfelder Straße 120/28,
Tel. 01/409 12 65,
Telefax 01/409 77 79,
per 1. 12. 1998

Dr. BERGER Wolfgang, 1010 Wien,
Börseplatz – Börsegasse 10,
Tel. 01/532 11 12,
Telefax 01/535 55 109

Dr. OBEREDER Ingeborg,
1030 Wien, Fasangasse 28,
Tel. 01/796 96 50,
per 30. 11. 1998

Dr. BRIEM Robert, 1010 Wien,
Volksgartenstraße 5, Postfach 15,
Tel. 01/522 70 95,
Telefax 01/522 70 96

Änderungen der Telefon- und Telefaxnummern

Mag. RECH Thomas, Wien
Tel. 01/407 77 10-0,
Telefax 01/407 77 10-29

Mag. FELDBACHER Thomas, Wien
Telefax 01/877 05 16

Dr. RECH Elisabeth, Wien
Tel. 01/513 10 82,
2. Telnr. 513 94-29 entfällt!,
Telefax 01/513 10 82-14

Mag. WUTTI Gabriel, Wien
Tel. 01/531 71-0

Dr. HEJSEK Ulrich, Wien
Telefax 01/985 12 06

Dr. BLASBICHLER Rainer, Wien
Telefax 01/479 21 22-10

Dr. RABITSCH Herbert, Wien
Telefax 01/713 73 42

e-Mail-Adressen

Dr. MUSIL Alfred Peter,
Mag. Dr. MUSIL Helga, Wien,
e-Mail: ra.musil.oeg@vip.rdb.at

Dr. KUBAC Herwig,
Dr. SVOBODA Harald,
Dr. KIRCHWEGER Richard, Wien,
e-Mail: k.s.k.@lawyers.at

Dr. WITT Michael, Wien,
e-Mail: anwalt@wittavocat.at

Dr. PRADER Thomas, Wien,
e-Mail: Thomas_Prader@blackbox.at

Dr. PERTL Susanne, Wien,
e-Mail: susanne.pertl@rechtsanwaelte.
co.at

Mag. REIFFENSTUHL Wolfgang,
Mag. REIFFENSTUHL Günther, Wien,
e-Mail: ra-reiffenstuhl@teleweb.at

Dr. HAIN Gernot, Wien,
e-Mail: hain-advocat@netway.at

Ableben

Dr. BÖSSMÜLLER Hans, Wien,
mStv Dr. Franz Nistelberger, Wien

Verzicht

Dr. MEUSBURGER Martin, Wien,
per 9. 11. 1998,
mStv Dr. Andreas Fehringer, Wien

Dr. LUX Kurt, Wien, per 21. 12. 1998,
mStv Dr. Erich Hermann, Wien

Dr. FÜRST Alfred, Wien,
per 31. 12. 1998,
mStv Dr. Irene Pfeifer, Wien

Dr. PEICHEL Kurt, Wien,
per 31. 12. 1998,
mStv Dr. Eric Heinke, Wien
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Gesetzgebung

Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

98/292 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
GZ 551.352/282-VIII/1/98
Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Ange-
legenheiten, mit der die Aufbringung und Gewährung
von Betriebsbeihilfen zur Abdeckung von Erlösminde-
rungen von Elektrizitätsunternehmen für Investitionen und
Rechtsgeschäfte, die durch die Marktförderung unrenta-
bel werden könnten, geregelt werden

98/293 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
GZ 551.352/283-VIII/1/98
Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Ange-
legenheiten über die Festlegung der Grundsätze, die bei
der Bestimmung des Systemnutzungstarifes angewendet
werden

98/294 Bundeskanzleramt
GZ 810.139/29-V/3/98
Draft Recommendation on the Protection of Personal
Data Collected and Processed for Insurance Purpose

98/296 Bundesministerium für Justiz
GZ 7.131/11-I.7/1998
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Mietrechtsge-
setz, das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, das Woh-
nungseigentumsgesetz 1975 und das Heizkostenab-
rechnungsgesetz geändert werden (Wohnrechtsnovelle
1999 – WRN 1999)
Referent: Dr. Michael Auer
Stellungnahme abgegeben am 26. 1. 1999

98/297 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 167.544/17-II/B/6/98
Novelle zur Betriebsordnung 1994; vereinfachtes Begut-
achtungsverfahren

98/298 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 167.540/5-II/B/6/98
Novelle zum Gelegenheitsverkehrs-Gesetz 1996
Referent: Dr. Horak

98/299 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 68.161/139-I/D/2(I/B/5A)/98
Entwurf einer Verordnung des Bundesministers für Wis-
senschaft und Verkehr über die Wahl der Organe der
Vertretung der Studierenden an den Universitäten (Hoch-
schülerschaftswahlordnung 1999 – HSWO 1999)
Referent: Dr. Kucsko

98/301 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
GZ 15.875/144-Pr/7/98
Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Ange-
legenheiten und der Bundesministerin für Arbeit, Gesund-

heit und Soziales, mit der die Verordnung des Bundes-
ministers für wirtschaftliche Angelegenheiten und des
Bundesministers für Gesundheit und Konsumentenschutz,
BGBl 1995/825, mit der statistische Erhebungen über die
konjunkturelle Entwicklung des Handels angeordnet wer-
den, geändert wird; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

98/302 Bundeskanzleramt
GZ 704.552/17-VII/A/5/98
Verordnung der Bundesministerin für Frauenangelegen-
heiten und Verbraucherschutz über das Inverkehrbringen
von Laserpointern (LaserpointerV); vereinfachtes Begut-
achtungsverfahren

98/303 Bundesministerium für Unterricht und Kunst
Zl 14.094/14-III/A/2/98
Entwurf einer Verordnung, mit der die Universitätsberech-
tigungsverordnung geändert wird
Referent: Dr. Scheuba
Stellungnahme abgegeben am 11. 1. 1999

98/304 Bundesministerium für Justiz
GZ 921.145/9-VII/A/1/98
Entwurf eines Bundesgesetzes über Auslandszulagen bei
Entsendungen aufgrund des Bundesverfassungsgesetzes,
über Kooperation und Solidarität bei der Entsendung
von Einheiten und Einzelpersonen in das Ausland – Aus-
landszulagengesetz (AuslZG); vereinfachtes Begutach-
tungsverfahren

98/305 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 22.160/5-VIII/D/13/98
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundes-
gesetz über den Verkehr mit Speisesalz geändert wird;
Begutachtung; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

98/306 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
Zl 151.120/1-II/B/9/98
Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und
Verkehr über die Beförderung gefährlicher Güter (Gefahr-
gutbeförderungsverordnung – GGBV)
Referent: Dr. Horak

99/3 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 53.001/88-3/98
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Arbeitsver-
fassungsgesetz geändert wird
Referent: Dr. Grießer

99/4 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 66.507/3-2/98
Entwurf einer Arbeitsmittelverordnung – AM-VO
Referent: Dr. Grießer

99/5 Bundesministerium für Finanzen
GZ 10 0502/3-IV/10/98
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Gebühren-
gesetz 1957 geändert wird
Referent: Dr. Benn-Ibler
Stellungnahme abgegeben am 18. 1. 1999
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Wechsel im OBDK-Präsidium
Präsident Dr. Herbert Steininger:
ein großer Mann tritt ab

In jedem Beruf gibt es Ausnahme-
erscheinungen. Vor 25 Jahren war
es mehr als ungewöhnlich, daß ein
erst 40jähriger Richter des OLG
zum Hofrat des OGH ernannt
wird. Bei Herbert Steininger war
es so. Unbeschreibliche 25 Jahre
lang war er Mitglied, später
Senatspräsident und schließlich
fünf Jahre Präsident des OGH. Zu-
letzt war er gleichzeitig nicht nur

Hon.-Prof. an der Universität Wien, wo er zusätzlich mit Semina-
ren und vielen Prüfungen befaßt war, sondern auch in unzähligen
Kommissionen tätig und ist als vielbeanspruchter Verfasser von
fundierten Stellungnahmen zu Gesetzesvorschlägen, als Hauptvor-
tragender bei Tagungen des Justizministeriums, Richterseminaren
und auch bei EU-Veranstaltungen vor Spitzenvertretern der aus-
ländischen Justiz nachdrücklich und permanent in Erscheinung
getreten.

Es erscheint daher geradezu unglaublich, daß ein beruflich derart
extrem engagierter und mit Nebentätigkeiten überhäufter Jurist zu-
dem noch die Zeit für eine 20jährige Tätigkeit als Mitglied der
OBDK gefunden hat. Seit 1. 1. 1979 gehörte er der OBDK an, seit
1990 als Senatsvorsitzender, und seit 8 Jahren war er ihr Präsident.
In dieser Funktion hatte er auch über Ablehnungsanträge gegen
DR-Präsidenten oder OBDK-Mitglieder zu entscheiden und Gegen-
schriften zu VfGH-Beschwerden zu verfassen. Als Präsident hatte er
auch noch die Leitung des wichtigen Bkv-Senates übernommen.

Wer die Gründlichkeit seiner Entscheidungsbegründungen kennt,
weiß, daß Steininger ein Perfektionist von höchstem Rang war; nur
Gutes war ihm zu schlecht, er trachtete stets nach Erreichung juri-
stischer Vollkommenheit.

In seinem durch Teilnahme an Justizausschuß-Beratungen, sonsti-
gen Begutachtungen, häufigen öffentlichen Anlässen und abendli-
chen Repräsentationsveranstaltungen praktisch auf Null reduzier-
ten Privatleben fand er noch Zeit, die dritte Auflage seines Straf-
rechts-Kommentars herauszubringen und die vierte Auflage vorzu-
bereiten.

Angesichts dieser Überbelastung ist es fast ein Wunder, daß er
sich von irgendwo Zeit nehmen konnte, um die OBDK mit Umsicht
zu leiten und seinem Senat ein Beispiel für verfahrensrechtlich
perfekte, juristisch ausgezeichnete und Beweise und Schuld wohl-
abwägende Entscheidungen zu geben. Er war als jener ideale
Jurist tätig, wie ihn die juristisch-wissenschaftliche Ausbildung, die
Gesetzgebung und die Justiz ihren Vorstellungen und Regeln

zugrunde legen, den es aber in der Realität nur alle heiligen Zeiten
einmal gibt. Er ist der „Klang“ des Strafrechtes.

Aber daneben ist Steininger ein gütiger Mensch, der stets für die
von ihm „behandelten“ Übeltäter Verständnis hatte und nie auf
übersehene Milderungsgründe hinzuweisen vergaß. Als höchster
Richter der Republik und als höchster Funktionär einer anwaltli-
chen Standesbehörde war er eine absolute Ausnahmeerscheinung.
Nach langjähriger Tätigkeit in der OBDK ist er leider – der gesetz-
lichen Vorschrift entsprechend – mit Ende 1998 aus der OBDK
ausgeschieden. Wir Anwälte bedauern, daß ein juristisch so groß-
artiger und menschlich so exemplarischer Richter durch die da-
tumsmäßige Grausamkeit des Gesetzes unserem Stand nicht mehr
zur Verfügung stehen kann. Wir Anwälte danken ihm für seine
durch viele Jahre geleistete rastlose Arbeit und für seine erklärte
und bewiesene Verbundenheit mit unserem Stand. Verba movent,
exempla trahunt!

Neuer OBDK-Präsident: Dr. Johann Rzeszut

In der jüngsten Vollversammlung
der OBDK vom 10. 12. 1998, in
welcher OGH-Präsident Hon.-Prof.
Dr. Herbert Steininger mit Dankes-
worten von Vize-Präs. Dr. Gerhard
Horak, RAK Wien, namens des
ÖRAK und von einem Vertreter
der Anwaltsrichter in deren Na-
men für seine langjährige Arbeit
in der OBDK und als ihr Präsident
bedankt und von den anwesen-

den Berufs- und Anwaltsrichtern mit donnerndem und stehendem
Applaus verabschiedet wurde, erfolgte auch die Wahl des neuen
OBDK-Präsidenten. Für dieses hohe Amt, welches dem Gesetz
zufolge von einem Richter des OGH bekleidet werden muß und für
welches nach guter Tradition der entsprechende Wahlvorschlag
daher von einem Mitglied der berufsrichterlichen Kurie der OBDK
erstattet wird, wurde Sen-Präs d OGH Dr. Johann Rzeszut vor-
geschlagen; in geheimer Wahl wurde er von beiden Kurien der
Berufs- und Anwaltsrichter einmütig gewählt.

Präsident Dr. Johann Rzeszut gehört dem OGH seit 1987 an und
ist Vorsitzender eines Strafsenates des OGH. Überdies ist er auch
Vorsitzender eines finanzstrafrechtlichen Berufungssenates. Als aus-
gezeichneter Kenner des allgemeinen Teiles des Strafgesetzbuches
(das in Disziplinarsachen große Bedeutung hat) und weil die OBDK
subsidiär die StPO anzuwenden hat, wird Präs Dr. Rzeszut in
Hinkunft seine jahrzehntelange Erfahrung im Verfahrensrecht auch
der OBDK, einer anwaltlichen Standesorganisation, zur Verfügung
stellen können.

Bisher hat der neue Präsident einen Tiroler und einen Vorarlberger
Berufungssenat der OBDK geleitet. Seine ruhige und doch ziel-



AnwBl 1999/2 101

Berichte

Hon.-Prof. Dr. Herbert Steininger und Gemahlin im Gespräch mit dem neuen
OBDK-Präsidenten, Dr. Johann Rzeszut (Foto Dieter Nagl)

Von links nach rechts: „In bester Laune“ – OGH-Präsident Dr. Erwin Felzmann,
SC Dr. Otto Oberhammer, BM Dr. Nikolaus Michalek (Foto Dieter Nagl)

bewußte, stets verständnisvolle Art der Verhandlungsführung mit
konzentrierter Zielrichtung auf die jeweils kritischen Punkte und
weiters die druckreife mündliche Begründung der von ihm verkün-
deten Erkenntnisse haben ihm in „seinen“ Senaten in hohem Maße
Anerkennung gebracht. Daß er in relativ „jungem“ Dienstalter zum
Senatspräsidenten des OGH ernannt worden war, spricht nicht nur
für seine exzellenten Rechtskenntnisse, sondern auch für seine
Beliebtheit und die Würdigung seiner gesamten Persönlichkeit.
Bei all dem ist er ein bescheidener und humorvoller Mensch geblie-
ben; davon zeugen auch seine Dankesworte nach seiner Wahl zum
OBDK-Präsidenten: Launig meinte er, daß er sich sehr bemühen
werde müssen, um den nicht ausgefüllten Zwischenraum in den gro-
ßen Fußspuren seines Vorgängers nicht allzu auffällig zu machen.
Nicht nur die Berufsrichter haben ihn zum Präsidenten der OBDK
gewählt, sondern mit ihnen haben ihn auch alle in dieser Vollver-
sammlung stimmberechtigten Anwaltsrichter auf den Schild geho-
ben. Dies zeigt, daß OBDK-Präsident Dr. Johann Rzeszut keine
„Hausmacht“ benötigt, weil die gesamte OBDK hinter ihm steht.
Wir alle dürfen ihm auch im Interesse unseres Standes viel Glück
und Erfolg für seine Amtsausübung und damit auch für die Fortent-
wicklung der Judikatur im anwaltlichen Standesrecht wünschen.

Walter Strigl

Festlicher Abend im Palais Pallavicini

Aus Anlaß der Verabschiedung des langjährigen Präsidenten des
Obersten Gerichtshofes sowie der Obersten Berufungs- und Diszi-
plinarkommission für RAe und RAA, Hon.-Prof. Dr. Herbert Steinin-
ger, und der Begrüßung des neuen OGH-Präsidenten, Dr. Erwin
Felzmann, sowie des neuen OBDK-Präsidenten, Dr. Johann
Rzeszut, lud ÖRAK-Präsident Dr. Klaus Hoffmann am 27. 1. 1999
zu einem festlichen Abendessen in das Palais Pallavicini.
Dr. Herbert Steininger erhielt an diesem Abend in Würdigung
seiner hervorragenden Verdienste um die österreichische Anwalt-
schaft das „Ehrenzeichen für Verdienste um den Anwaltstand“ ver-
liehen. Prof. Steininger ist – nach Sektionschef Dr. Helmuth Tades –

nunmehr die zweite Persönlichkeit, welche die Brustdekoration
mit der Aufschrift „Bene merenti de advocatis“ entgegennehmen
konnte. Der Geehrte empfing die Auszeichnung mit sichtlicher
Freude und bedankte sich mit sehr persönlichen, bewegenden
Worten. In den Richtlinien für die Vergabe von Standesauszeich-
nungen (§ 37 Abs 5 RAO) heißt es: „Der Beliehene hat Anspruch
auf Teilnahme an festlichen Veranstaltungen des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages und ist zu diesen einzuladen.“ Dies tun
wir besonders gern und hoffen, Prof. Dr. Steininger und seine Frau
Gemahlin oftmals im Anwaltskreis begrüßen zu dürfen.

MP
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DACH – eine europäische An-
waltsvereinigung stellt sich vor
Die DACH Europäische Anwaltsvereinigung eV ist am 3. 5. 1989
in München gegründet worden. Sie umfaßt derzeit ca 800 Mit-
glieder, vornehmlich aus den Ländern Deutschland, Österreich,
Schweiz und dem Fürstentum Liechtenstein. Ferner sind auch An-
wälte aus Großbritannien, Belgien, Frankreich, Italien, Griechen-
land, Slowenien, Ungarn, Bulgarien, der tschechischen und slowa-
kischen Republik und den Vereinigten Staaten von Amerika bei-
getreten, so daß die Mitgliederversammlung am 7. 10. 1994 in
Wien einstimmig die Firmierung als Europäische Anwaltsvereini-
gung eV beschlossen hat.
Die DACH Europäische Anwaltsvereinigung eV versteht sich als
Vereinigung deutschsprachiger und in deutscher Sprache korre-
spondierender Anwälte aus Europa.
Zwecks des Vereins ist es,

– die Zusammenarbeit zwischen deutschsprachigen Anwälten zu
pflegen,

– den Erfahrungs- und Informationsaustausch zu fördern,
– Kenntnisse der Rechtsordnung sowie des Berufs- und Standes-

rechtes zu vermitteln und zu vertiefen.

Jährlich finden zwei DACH-Tagungen mit grenzüberschreitenden
Themen statt. Der Jahresbeitrag beträgt Sfr 120,–, DM 150,– oder
öS 1050,–. Jedes Mitglied erhält ein Exemplar der jährlich zwei-
mal erscheinenden DACH-Schriftenreihe und des Mitgliederver-
zeichnisses.

DACH-Schriftenreihe

Seit der Frühjahrstagung 1993 werden die Referate in einer eige-
nen „DACH-Schriftenreihe“ veröffentlicht, ab Band 9 vom Verlag
Dr. Otto Schmidt, Köln, in Zusammenarbeit mit dem Schulthess
Polygraphischer Verlag, Zürich, und dem ORAC-Verlag, Wien.
Diese Schriftenreihe kann über den Buchhandel bezogen werden.
Unsere Mitglieder erhalten die einzelnen Bände unentgeltlich.
Bisher sind erschienen:
Band 1 „Wettbewerb im ungeteilten Europa“, 1994
Band 2 „Grundrechtsschutz im gerichtlichen Verfahren“, 1995
Band 3 „Praktische Erfahrungen mit den IPR-Gesetzen in Deutsch-
land, Österreich und der Schweiz“, 1995
Band 4 „Nationale und internationale Kooperationsformen für
Anwaltskanzleien“, 1995
Band 5 „Produktepiraterie“, 1995
Band 6 „Der Anwalt und die ihm anvertrauten Vermögenswerte“,
1996
Band 7 „Allgemeine Geschäftsbedingungen in der europäischen
Rechtspraxis“, 1997
Band 8 „Die Haftung des Rechtsanwalts“, 1997
Band 9 „Unternehmenssanierung“, 1998

Bisherige Veranstaltungen:

Wir haben bisher folgende Tagungen durchgeführt:

1. In der Herbsttagung 1989 in Vaduz/Liechtenstein informierten
wir die Teilnehmer über das Anwaltsgebührenrecht der vier Mit-
gliedstaaten.

2. In der Frühjahrstagung 1990 in Wien wurden ausgewählte
Themen des grenzüberschreitenden Arbeitsrechts und des Bank-
geheimnisses behandelt.

3. In der Herbsttagung 1990 in München wurde das Recht des
Unternehmenskaufs in gesellschafts- und steuerrechtlicher Hinsicht
dargestellt.

4. In der Frühjahrstagung 1991 in Zürich haben wir die Anerken-
nung und Vollstreckung ausländischer ziviler Gerichtsentscheidun-
gen in den vier Verbandsländern unter besonderer Berücksichti-
gung des Übereinkommens von Lugano behandelt.

5. Die Herbsttagung 1991 in Malbun/Fürstentum Liechtenstein
war dem Thema der Rechtsnachfolge von Todes wegen gewid-
met (Besonderheiten des Erbfalls in materiellrechtlicher Hinsicht,
Funktion und Bedeutung der Nachlaßgerichte und Regelung der
Nachlaßfolge von Todes wegen in den vier Verbandsländern).

6. An der Frühjahrstagung 1992 in Wien wurden die Themen
des Wiener UN-Kaufrechtsabkommens und der Relation zwischen
nationalen Rechtsordnungen einerseits und Europarecht anderer-
seits anhand praktischer Beispiele behandelt.

7. In der Herbsttagung 1992 in Rottach-Egern haben wir über
Niederlassung und Investition im EWR gesprochen.

8. Die Tagung im Frühling 1993 auf dem Bürgenstock/Schweiz
fand interessierte Zuhörer zum Thema Wettbewerb im ungeteilten
Europa. Die Referate sind in der Schriftenreihe DACH, Band 1,
publiziert.

9. Über den Grundrechtsschutz in gerichtlichen Verfahren haben
wir schließlich anläßlich der Herbsttagung 1993 in Innsbruck ge-
sprochen. Die Referate sind in der Schriftenreihe DACH, Band 2,
publiziert.

10. Die Frühlingstagung 1994 in Malbun/Fürstentum Liechten-
stein befaßte sich mit den Praktischen Erfahrungen mit den IPR-
Gesetzen der Verbandsländer. Die Referate sind in der Schriften-
reihe DACH, Band 3, publiziert.

11. Die Herbsttagung 1994 fand vom 6.–8. 10. 1994 in Vösen-
dorf bei Wien statt. Behandelt wurde das Thema der Nationalen
und Internationalen Kooperation von Anwaltskanzleien. Die Refe-
rate sind in der Schriftenreihe DACH, Band 4, publiziert.

12. Die 12. DACH-Tagung fand vom 11.–13. 5. 1995 in Dres-
den statt. Namhafte Spezialisten aus dem Kollegenkreis haben
über das Thema Produktepiraterie referiert. Die Referate sind in
der Schriftenreihe DACH, Band 5, publiziert.

13. Die 13. DACH-Tagung hat vom 21.–23. 9. 1995 in Genf
stattgefunden. Das Tagungsthema lautete: Der Anwalt und die
ihm anvertrauten Vermögenswerte (unter den Gesichtspunkten des
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Die Anschrift lautet:
DACH Europäische Anwaltsvereinigung eV
Kappelergasse 14
Postfach
CH-8022 Zürich
Telefon (0041-1) 211 07 77
Telefax (0041-1) 211 07 78

Der Vorstand besteht aus den Rechtsanwälten:

– Prof. Dr. Walter Schuppich (Präsident)
Falkenstraße 6, A-1010 Wien
Telefon (0043-1) 512 47 99, Fax (0043-1) 513 40 64

– Dr. Max P. Oesch (Vize-Präsident)
Kappelergasse 14, Postfach, CH-8022 Zürich
Telefon (0041-1) 221 21 63, Fax (0041-1) 211 18 39

– Dr. Norbert Seeger (Schatzmeister)
Am Schrägen Weg 14, FL-9490 Vaduz
Telefon (0041-75) 232 08 08, Fax (0041-75) 232 06 30

– Dr. Peter Wieland (Schriftführer)
Widenmayerstraße 43/III, D-80538 München
Telefon (0049-89) 21 09 58 40, Fax (0049-89) 21 09 58 65

Zürich, Februar 1999

Zivil-, Straf- und Standesrechtes). Die Referate sind in der Schriften-
reihe DACH, Band 6, veröffentlicht.

14. Die 14. DACH-Tagung fand vom 9.–11. 5. 1996 in Baden
bei Wien statt. Es wurde das Thema Die allgemeinen Geschäfts-
bedingungen in der europäischen Rechtspraxis behandelt. Die
Referate sind in der Schriftenreihe DACH, Band 7, publiziert
worden.

15. Die 15. DACH-Tagung hat vom 12.–14. 9. 1996 in Prag
stattgefunden mit dem Tagungsthema: Die Haftung des Rechts-
anwaltes. Die Referate wurden in der Schriftenreihe DACH,
Band 8, publiziert.

16. Die 16. DACH-Tagung wurde vom 29.–31. 5. 1997 in Bad
Ragaz abgehalten. Sie war dem Thema Unternehmenssanierung
gewidmet. Die Referate wurden in der Schriftenreihe DACH,
Band 9, publiziert.

17. Die 17. DACH-Tagung vom 18.–20. 9. 1997 in Nürnberg
hat sich dem Thema Werbung und Marketing für Anwälte gewid-
met. Die Referate werden im Band 10 der Schriftenreihe DACH
veröffentlicht, welcher voraussichtlich im Frühjahr 1999 in den Ver-
sand kommen wird.

18. Die 18. DACH-Tagung hat vom 14.–16. 5. 1998 in Luxem-
burg stattgefunden. Wir haben das folgende Thema behandelt:
Neue Wege der Konfliktbewältigung; Konfrontation oder Koope-
ration? Strukturiertes Verhandeln und Mediation. Die gehaltenen
Referate werden im Band 11 der Schriftenreihe DACH veröffent-
licht, welcher im Sommer 1999 erscheinen wird.

19. Die 19. DACH-Tagung hat vom 24.–26. 9. 1998 in Bern
stattgefunden, und sie war dem folgenden Thema gewidmet: Das
grenzüberschreitende Vertragsrecht im Lichte des Europarechts.
Die gehaltenen Referate werden im Band 12 der Schriftenreihe
DACH veröffentlicht, welcher im Herbst 1999 erscheinen wird.

Vorankündigungen:

20. Die Jubiläumstagung (10 Jahre DACH) werden wir im Grün-
dungsort München vom 27.–29. 5. 1999 abhalten. Das Thema
wird sein: Das künftige Berufsbild des Anwaltes in Europa (Berufs-
verständnis, Mediation, Werbung, Leistungs- oder Erfolgshonorar).
Unsere Mitglieder werden das Programm und die Anmeldeformu-
lare rechtzeitig erhalten.

21. Die 21. Tagung wird vom 16.–18. 9. 1999 in Wien stattfin-
den. Das Thema lautet: Die Stiftung. Unsere Mitglieder erhalten
das Programm und die Anmeldeformulare zu gegebener Zeit.

22. Die 22. Tagung wird vom 18.–20. 5. 2000 in Straßburg
durchgeführt. Das Thema ist noch nicht festgelegt.

23. Die 23. Tagung wird im Herbst 2000 stattfinden. Die genauen
Daten und das Thema sind noch nicht festgelegt.

Sitz

Der Sitz der DACH ist in München; die Mitgliederverwaltung befin-
det sich in Zürich.
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Ehrung
Dr. Michel Walter
Die AKM, Gesellschaft der Autoren, Komponisten und Musikver-
leger, hat am Donnerstag, den 3. 12. 1998, zum vierten Mal die
Gustav-Mahler-Medaille verliehen.
Der Präsident der AKM, Prof. Paul Walter Fürst, überreichte Herrn
RA Dr. Michel Walter in einem Festakt im Großen Sitzungssaal der
AKM die Gustav-Mahler-Medaille sowie eine Urkunde. Prof. Fürst
würdigte in seiner Festrede die unermüdlichen Bemühungen und
besonderen Verdienste von RA Dr. Michel Walter um die Entwick-
lung des österreichischen Urheberrechts und betonte die eminente
Wichtigkeit seines Einsatzes für die österreichischen Kulturschaf-
fenden.
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XIV. Pannonische Juristentage –
Aviso
Die Organisation des Ungarischen Juristenvereines im Komitat Vas
und Zala veranstaltet vom 4. bis 6. Juni (von Freitag bis Sonntag)
in Bükfürdö die XIV. Pannonischen Juristentage.

„Hausherr“ dieser Veranstaltung ist die Organisation des Ungari-
schen Juristenvereins im Komitat Vas.

Hauptthema des Symposiums: Die Europäische Union und die
Rechtsangleichung. Nähere Informationen folgen.

MP

Introduction au système
juridique français
Introduction to the English Legal
System and Legal English
Aufgrund der äußerst positiven Aufnahme des ersten Seminars die-
ser Reihe veranstaltet Translex Büro für juristische Fachübersetzun-
gen GmbH wiederum in Zusammenarbeit mit der ANWALTSAKA-
DEMIE Gesellschaft zur Förderung anwaltlicher Aus- und Fortbil-
dung mbH im April ein einführendes Seminar über das französi-
sche Rechtssystem in Paris sowie im Juli diesen Jahres ein Wieder-
holungsseminar über das englische Rechtssystem in London.

Beide Seminare werden von der Europäischen Kommission des
GROTIUS-Programms gefördert, wobei die Teilnehmer bis zu
50% der Gesamtkosten (Seminarbeitrag, Flug, Hotel) rückerstattet
bekommen können.

Das Programm umfaßt in beiden Fällen einführende Vorträge aus-
gewählter Juristen, die entweder im jeweiligen Land praktizieren
oder eine Lehrtätigkeit ausüben, in der Landesssprache. Zu den
Themen gehören die allgemeine Einführung in das jeweilige
Rechtssystem mit Überblick über die Gerichtsstruktur, Vertrags-
recht, Gesellschaftsrecht, Verfassungsrecht, Europarecht (aus fran-
zösischer und britischer Sicht) und Strafrecht. Weiters stehen Exkur-
sionen zum Parlament, den Gerichtshöfen und Anwaltskanzleien
vor Ort auf dem Programm.

Für das Seminar von Paris vom 12.–16. 6. 1999 wurde der
Anmeldeschluß bis zum 8. 3. 1999 verlängert. Für das Seminar in
London vom 19.–23. 7. 1999 können Sie sich bis zum 15. 5.
1999 anmelden.

Detaillierte Informationsbroschüren erhalten Sie ab sofort bei
Translex Büro für juristische Fachübersetzungen GmbH, zHd
Frau Andrea Hubalek, St. Ulrichs-Platz 4, 1070 Wien, Tel. (01)
526 84 78, Fax (01) 526 84 89, e-mail: translex@ibm.net

Sommerkurse an
amerikanischen Universitäten
Verschiedene amerikanische Universitäten bieten in den Sommer-
monaten mehrwöchige Kurse für ausländische Rechtsanwälte und
andere Juristen an. Die Themenpalette erstreckt sich von einer
Einführung in das US-Recht über internationale Finanztransaktio-
nen bis zu Internationalem Handelsrecht. Informationsunterlagen
dazu liegen im ÖRAK zur Einsichtnahme auf bzw können im
Internet unter http://www.law.wisc.edu/clew/summer.htm und
http://www.universityextension.ucdavis.edu abgerufen werden.

AC

Unternehmensrecht –
Seminarankündigung
Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel, Institut für Handels- und Wertpapier-
recht, veranstaltet auch im Sommersemester 1999 an der Universi-
tät ein Seminar zu verschiedenen aktuellen Themen des Unterneh-
mensrechts.

Das Seminar findet an jedem Montag in der Zeit von 18.00 Uhr
bis 20.00 Uhr, wie bei den einzelnen Terminen angeführt, entwe-
der im Dachgeschoß („DG“) oder im Hörsaal U 11 (Untergeschoß)
der Universität Wien, Juridicum, statt.

5. Insolvenz-Forum – Grundlsee
Das bereits zur Tradition gewordene Insolvenzforum am Grundlsee
hat am 20. /21. 11. 1998 zum 5. Mal stattgefunden. Die Teil-
nahme von 160 Fachleuten, insbesondere Insolvenzverwaltern aus
dem In- und Ausland, beweist die Bedeutung, welche dieses Forum
in der Zwischenzeit erlangt hat.

In acht verschiedenen, hochkarätigen Fachreferaten wurden aktu-
elle Themen des Insolvenzrechts behandelt und mit den Teilneh-
mern eingehend erörtert. Neben dem 1997 in Kraft getretenen
Unternehmensreorganisationsgesetz war auch die Reform des Aus-
gleichsverfahrens Gegenstand dieses Forums am Grundlsee. Brei-
ten Raum nahm die Diskussion über abgabenrechtliche Fragen ein,
insbesondere die Besteuerung des Sanierungsgewinnes. Ein weite-
res zentrales Thema des 5. Insolvenzforums war die geplante Neu-
regelung der Kridatatbestände.

Durch die intensive Befassung mit den aktuellsten, alle Bereiche
der Wirtschaft betreffenden Fragen beweist das Insolvenzforum,
daß es eine weit über eine reine Fachtagung hinausgehende
Bedeutung erlangt hat und für wichtige Fragen des Wirtschaftsle-
bens bedeutende Impulse und Akzente setzt.

Herbert Karner
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Themenübersicht

8. März
DG

Ausgewählte Fragen der „Steuerreform 2000“:
unbefristete Besteuerung von Veräußerungsge-
winnen bei Finanzanlagen („Aktiensteuer“) sowie
bei Liegenschaften; Steuerneutralität der Unter-
nehmensfinanzierung (fiktive Eigenkapitalzinsen
als Betriebsausgaben); verbindliche Auskünfte
Podiumsdiskussion mit: WP/StB Prof. Dr. Karl
Bruckner, Auxilia-BDO
Univ.-Doz. Dr. Peter Quantschnigg, BMF
Dr. Wolfgang Seitz, VÖI
Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel, Uni Wien

15. März
DG

Das neue Übernahmegesetz
Referent: Univ.-Ass. Dr. Martin Winner, WU Wien
Diskussion mit: RA Dr. Elisabeth Stern, Grohs
Hofer & Partner

22. März
DG

Ausgewählte Fragen der „Steuerreform 2000“:
Steuerneutralität der Wertänderung bei Beteili-
gungen, Gruppenbesteuerung, verbindliche Aus-
künfte
Referent: StB Mag. Gottfried Schellmann
Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Gassner, WU Wien
Vorstandsdirektor Dr. Werner Haidenthaler, VA
Stahl AG
MR Hon.-Prof. Dr. Werner Wiesner, BMF

12. April
DG

Ausländische Gesellschaften im Inland: Sitz- und
Gründungstheorie, grenzüberschreitende Fusion,
grenzüberschreitende Sitzverlegung nach gel-
tendem Recht und nach dem Entwurf einer
14. gesellschaftsrechtlichen Richtlinie,arbeitsrecht-
liche Folgeprobleme – dazu Karsten Schmidt,
Priester, Lutter, Hügel, Di Marco, Heinze in ZGR
1999/1
Referent: Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel, Uni Wien
Diskussion mit: Univ.-Prof. Dr. Hans-Georg Kop-
pensteiner, Uni Salzburg

19. April
DG

Die Novellierung des deutschen HGB durch das
Handelsreformgesetz (dBGBl I Nr 38 vom 26. 7.
1998): neuer Kaufmannsbegriff, Beseitigung des
Minderkaufmanns, Liberalisierung des Firmen-
rechts, nicht kaufmännische OHG/KG – dazu
Schaefer DB 1998, 1269
Referent: RA Dr. Hans-Christoph Ihrig, Schilling
Zutt & Anschütz, Mannheim
Diskussion mit: Univ.-Prof. Dr. Heinz Krejci, Uni
Wien
MR Dr. Peter Zetter, BMJ

26. April
U 11

Grenzüberschreitende Sitzverlegung im Steuer-
recht – dazu Hügel in ZGR 1999/1
Referent: Univ.-Ass. Dr. Claus Staringer
Diskussion mit: Univ.-Prof. DDr. Eduard Lechner,
Uni Wien

3. Mai
U 11

Verbotene Einlagenrückgewähr und „verdeckte
Gewinnausschüttung“ im Gesellschaftsrecht;Down
Stream Merger, Garantien zugunsten von Kon-
zerngesellschaften, Prüfungspflichten der Banken
beim Überweisungsverkehr zwischen Konzern-
gesellschaften? – OGH 25. 6. 1996 JBl 1997,
108; BGH 19. 3. 1998 IX ZR 22/97 AG 1998,
342
Referent: Univ.-Ass. Dr. Ulrich Torggler, Uni Wien

10. Mai
DG

Veräußerung und Ausgliederung von Betrieben
und Teilbetrieben: Einbringung oder Spaltung?
Vertragsübergang und Haftungsfolgen – Ver-
gleich § 6 AVRAG, § 1409 ABGB, § 159, 160
HGB und § 15 SpaltG
Referentin: RAA Univ.-Ass. Dr. Romana Weber,
Hügel Dallmann & Partner
Diskussion mit: Univ.-Prof. Dr. Andreas Riedler,
Uni Linz

17. Mai
DG

Kapitalrechtliche Fragen des Beteiligungserwerbs
börsennotierender Aktiengesellschaften: Paket-
erwerb als Insidertatbestand? begleitende Ak-
tienkäufe über die Börse, Due-Diligence-Prüfung
und Insidertatsachen, Übernahmeversuch und
Ad-hoc-Publizität nach § 82 Abs 6 BörseG
Referent: RA Univ.-Doz. Dr. Christian Haus-
maninger
Diskussion mit: Mag. Thomas Goldmann, Direk-
tor der Bundes-Wertpapieraufsicht

31. Mai
U 11

Der Gang an die Börse („IPO“, Secondary Offe-
ring): gesellschafts- und kapitalmarktrechtliche
Probleme, Wiener Börse, EASDAQ, Neuer Markt
Referent: RA Dr. Andreas Mayr, LL.M., Hügel
Dallmann & Partner
Diskussion mit: Dr. Friedrich Pachinger, CA IB
Investmentbank AG
Dr. Robert Rauscher, CA IB Investmentbank AG

7. Juni
DG

Rückwirkende Umgründungen im Handelsbilanz-
und Ertragsteuerrecht: rückwirkender Ausweis
durch den übernehmenden Rechtsträger? Buch-
führungspflicht im Rückwirkungszeitraum, Bilan-
zierung bei „schwebender“ Umgründung – dazu
Hügel, Umgründungsbilanzen Rz 2.1 ff, 2.24ff,
4.7 ff, sowie Nowotny SWK 1997 w 96ff
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Referent: Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel
Diskussion mit: Univ.-Prof. Dr. Christian Nowotny,
WU Wien
WP/StB Univ.-Doz. Dr. Walter Platzer, Jonasch &
Platzer
MR Hon.-Prof. Dr. Werner Wiesner, BMF

14. Juni
DG

Verdeckte Gewinnausschüttung und Einlagen-
rückzahlung im Steuerrecht, außensteuer- und
DBA-rechtliche Probleme
Referent: Univ.-Prof. Dr. Michael Tumpel, Uni Wien
Diskussion mit: Hofrat Dr. Harald Werilly, FA für
Körperschaften

21. Juni
U 11

Asset Backed Securities: eine anglo-amerikani-
sche Finanzierungsreform auf dem Vormarsch in
Kontinentaleuropa? Zivil- und steuerrechtliche
Fragen

Referent: RA Dipl.-Vw. Sibilla Nagel, Haarmann
Hemmelrath & Partner, München/Mailand
Diskussion mit: Mag. Robert Oliver Fürst, BACA
Group Treasury
WP/StB Dr. Hans Zöchling, KPMG

28. Juni
U 11

Vorstands- und Aufsichtsratshaftung für unter-
nehmerische Entscheidungen, Business Judge-
ment Rule, unmittelbare Haftung gegenüber Ak-
tionären – OGH 22. 12. 1994 GesRZ 1995, 121 –
Management Trust; BGH 21. 4. 1997 NJW 1997,
1926 = DB 1997, 1068 – ARAG/Garmenbeck –
dazu Kindler ZHR 162 (1998) 101 und Horn ZIP
1997, 1129
Referent: Univ.-Ass. Dr. Markus Dellinger, Uni
Wien
Diskussion mit: Univ.-Prof. Dr. Heinz Krejci, Uni
Wien
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Die Presse

vom 12. Jänner 1999

Freie Berufe sind „ohnehin in einem

gewissen Liberalisierungsprozeß“

Das Justizministerium will den Anwalts-
beruf deregulieren und die Notariate ver-
mehren. Vom hohen Ausbildungsniveau
will man trotz Staatssekretär Ruttenstorfers
Vorwurf der Überregulierung im Bereich
der freien Berufe aber nicht abgehen.

WIEN (gro, kom). „Wir sind ohnedies in
einem gewissen Liberalisierungsprozeß.“
Mit diesen Worten reagiert Gottfried
Molterer, im Justizministerium für Rechts-
anwälte und Notare zuständig, auf
die Forderung von Beamtenstaatssekretär
Wolfgang Ruttenstorfer (SP), die freien
Berufe zu deregulieren. Ruttenstorfer hatte
bei der SP-Klubtagung vergangene Woche
in Salzburg geklagt, im Bereich der freien
Berufe bleibe wegen Zutrittsbeschränkun-
gen und anderen Regulierungen ein Be-
schäftigungspotential von30.000 Personen
ungenützt.

Molterer verweist auf einen Gesetzesent-
wurf, der den Anwälten die Eröffnung von
Filialkanzleien und die – unter anderem
steuerlich interessante – Berufsausübung in
der Form der GmbH ermöglichen wird.
Justizminister Michalek möchte den Ent-
wurf noch im Jänner durch die Regierung
bringen. Eine Verkürzung der Anwaltsaus-
bildung, die mit fünf Jahren im europäi-
schen Spitzenfeld liegt, ist laut Molterer
nicht beabsichtigt. Die Vorbereitungszeit
solle nicht vor Konkurrenz schützen, son-
dern hohe Qualität gewährleisten. So
sehen es auch die Anwälte: „Die Verkür-
zung der Ausbildungszeit schafft keine

neuen Jobs“, sagt Kammerpräsident Klaus
Hoffmann. Als abschreckendes Beispiel
nennt er Deutschland, wo es 100.000 An-
wälte gebe (Österreich: rund 3500); „Miß-
brauch des Wissens, mindere Qualität, ar-
beitslose Rechtsanwälte seien die Folgen.

Streit um Ausbildungszeit

Molterer räumt allerdings ein, daß im Vor-
feld der Umsetzung der EU-Niederlas-
sungsrichtlinie für Anwälte bis März 2000
die Ausbildungszeit noch zu diskutieren
sein wird. Die Richtlinie erlaubt es Anwäl-
ten, ohne zusätzliche Prüfung in anderen
Mitgliedsländern Kanzleien zu eröffnen.
Bei einer Beibehaltung der langen Ausbil-
dungszeit wären Österreicher gegenüber
anderen EU-Kollegen im Nachteil, weil
diese früher in den Beruf eintreten können.

Auch bei den Notaren will das Justizmini-
sterium den Zugang etwas öffnen: In näch-
ster Zeit werden die gesetzlichen Kriterien
für die Schaffung neuer Notariate gelok-
kert; laut Notarsprecher Klaus Woschnak
werden in den kommenden drei Jahren bis
zu 60 neue Notarstellen geschaffen (Stand
Ende 1998: 411 plus 360 Berufsanwär-
ter). Woschnak zufolge würden dadurch
auch etliche qualifizierte Arbeitsplätze für
Nichtakademiker geschaffen.

In der Bundeskammer für Architekten und
Ingenieurkonsulenten löst der Vorstoß Rut-
tenstorfers Verwunderung aus: „Der Staats-
sekretär braucht einen besseren Berater.
Wir haben doch genaue Richtlinien, die
den Berufszugang regeln, und auch ge-
naue Ausbildungsregelungen, die konform
mit den EU-Richtlinien sind“, erklärt der
Präsident der Architektenkammer, Peter
Scheifinger, konsterniert. Das Staatssekre-
tär ziele auf die Förderung von minderqua-
lifizierten Studienabsolventen ab, was län-

gerfristig gesehen „Minderleistung“ und
„Minderhonorare“ fördere. „Und dann
wird die ganze Sache ein Fall für den Kon-
sumentenschutz“, so Scheifinger.

Wiener Zeitung

vom 12. Jänner 1999

Rechtsanwaltskammer zu Freien Berufen:

Bildungspolitik Grund für Misere

Eine Verkürzung der Ausbildungszeit
würde keine neuen Jobs schaffen, betonte
Montag der Präsident der Rechtsanwalts-
kammer, Klaus Hoffmann, und wies die
Forderung von Staatssekretär Wolfgang
Ruttenstorfer zurück, im Bereich der Freien
Berufe Deregulierungen vorzunehmen.

Zudem seien nicht die Regelungen, son-
dern „die durch Jahre falsche Bildungspoli-
tik Grund für die Misere“, so Hoffmann.
Die Bildungspolitik habe nämlich „Akade-
miker produziert, welche weder im öffent-
lichen Dienst noch in der Wirtschaft Platz
finden“. Das deutsche Beispiel – in
Deutschland gebe es 100.000 Rechtsan-
wälte – zeige, wohin der von Ruttenstorfer
vorgeschlagene Weg führen würde: „Miß-
brauch des Wissens, mindere Qualität,
arbeitslose Rechtsanwälte, Verlust von
Arbeitsplätzen in Kanzleien“.

Ruttenstorfer hatte Samstag bei der SPÖ-
Klubtagung für eine Lockerung der Markt-
zugangsbeschränkungen und die Entbüro-
kratisierung der Marktverhaltensregulie-
rungen bei den Freien Berufen plädiert.

SPÖ-BundesgeschäftsführerAndreasRudas
betonte am Montag seine „volle Unterstüt-
zung“ für die Forderung Ruttenstorfers.
„Zünftlerische“ Zugangsbeschränkungen
bei Rechtsanwälten, Notaren, Steuerbera-
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tern, Ziviltechnikern oder Wirtschaftsprü-
fern seien „durch nichts zu rechtfertigen“.

Salzburger Nachrichten

vom 12. Jänner 1999

Ruttenstorfer blitzt ab

WIEN (SN-via). Mit seiner Forderung,
freie Berufe von einer Reihe von Zugangs-
und Ausübungsbeschränkungen zubefreien,
ist Staatssekretär Wolfgang Ruttenstorfer
(SPÖ) vorerst bei den zuständigen Interes-
sensvertretungen abgeblitzt.Rechtsanwalts-
kammer-Präsident Klaus Hoffmann sagte,
Ruttenstorfers Vorschläge zielten auf eine
Verkürzung der Ausbildungsdauer und
führten nicht zu mehr Jobs, sondern zu
einer „Anwälteschwemme“ und Qualitäts-
minderung. Der Präsident der Ingenieurs-
und Architektenkammer, Peter Scheifinger,
sagte, sein Stand halte sich an geltendes
EU-Recht.

Deutsches
Anwaltsblatt

Zu Doms, AnwBl 1998, 431

Rechtsanwalt in Kaliningrad

Zu dem sehr informativen Artikel von
Dr. Thomas Doms, „Rechtsanwalt in Kali-
ningrad“ darf ich als ergänzende Informa-
tion hinzufügen, daß in dem neuen Gesetz
„Über Lizensierung von einigen Tätigkeits-
arten“ vom 25. September 1998, ver-
öffentlicht in der Zeitung „Finansowaja
Rossija“ Nr 36, in der Liste zu lizensieren-

der Tätigkeiten die Tätigkeit „entgeltliche
juristische Dienstleistungen“ nicht mehr
aufgeführt ist. Es ist daher davon auszu-
gehen, daß die von Kollegen Dr. Doms
beschriebene Lizensierungspflicht nicht
mehr besteht.

Zuschrift von Rechtsanwalt Dr. Benno
Schwarz, Frankfurt am Main, Moskau

In Erfahrung von Dr. Doms kann ich noch
hinzufügen, daß der Betrieb einer funk-
tionierenden Rechtsanwaltskanzlei, zumin-
dest in Moskau und St. Petersburg, sich als
äußerst kostenintensives Investment dar-
stellt. Neben hohen Büromieten sind
Gehälter der russischen Mitarbeiter in der
Regel in US-Dollar indiziert. Die Gehalts-
höhe weicht dabei nicht wesentlich von
dem Gehaltsspektrum für junge Rechts-
anwälte in den deutschen Großstädten ab,
kann aber für ausgezeichnete Spezialisten
auch darüber liegen. Der Wettbewerb
unter den Rechtsanwaltskanzleien ist, was
wichtige Wirtschaftsmandate angeht, inter-
national. Für den deutschen Rechtsanwalt
bedeutet dies, daß er unmittelbar im Wett-
bewerb auf große englische und amerika-
nische Anwaltskanzleien sowie auf die
Rechtsabteilungen der großen Wirtschafts-
prüfungsgesellschaften trifft. Diese Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaften, die teilweise
mit bis zu 2000 Mitarbeitern in Moskau
vertreten sind, verfügen über die Rechts-
abteilungen von bis zu 30 Rechtsanwälten
mit einer geplanten Stärke von ca.
200 Rechtsanwälten bis zum Jahr 2000
(Price Waterhaus Coopers). Diese Wett-
bewerbssituation sollte bei der Investment-
entscheidung hinsichtlich der wirtschaftli-
chen Ausstattung dieses Projektes sicher-
lich auch berücksichtigt werden.
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Disziplinarrecht
7559

§§ 11, 46 RL-BA – Vollmachtsüberlassung
von unbekanntem Auftraggeber

Die Berufung auf Vollmachten von Personen, von
denen der RA keine Vertretungsaufträge erhal-
ten hat, in Verwaltungsverfahren, und die Über-
lassung von Blankovollmachten zur Unterferti-
gung durch dem RA unbekannte und erst zu-
künftige Mitarbeiterinnen eines Unternehmens
ist disziplinär.

OBDK 8. 6. 1998, 9 Bkd 6/97 in D 5/96 ua

Aus den Gründen:

Der DB vertritt zum Faktum 1 die Rechtsansicht, daß er durch die
Übergabe der unterfertigten Vollmachten und der übrigen Unter-
lagen, welche die vier Mädchen betrafen, durch den damaligen
Geschäftsführer der Dienstgeberin dieser Mädchen, darauf ver-
trauen konnte, daß er von diesen mit ihrer Vertretung beauftragt
worden sei. Dieser Rechtsansicht kann nicht beigepflichtet werden.
Gem § 11 RL-BA 1977 darf der RA Auftrag und Vollmacht in der
Regel nur von demjenigen annehmen, dessen Interessen ihm anver-
traut werden. Er ist daher verpflichtet, mit der von ihm zu vertreten-
den Partei ein unmittelbares, direktes Vollmachtsverhältnis herzu-
stellen. Diese Verpflichtung umfaßt, daß der RA dann, wenn ihm
Auftrag, Vollmacht und Unterlagen von einer dritten Person über-
geben werden, mit der von ihm zu vertretenden Partei umgehend
direkten Kontakt aufzunehmen und sich zu vergewissern hat, daß
diese Partei sich über den Inhalt der Vollmacht und den Umfang
seiner Vertretungstätigkeit im klaren ist. Diese Verpflichtung gilt
ganz besonders dann, wenn dem Anwalt die Unterlagen und die
Vollmacht nicht von einer der zu vertretenden Partei nahestehen-
den Person überbracht werden, sondern, wie in diesem Fall, vom
Arbeitgeber der zu vertretenden Mädchen, der durchaus andere
Interessen haben konnte als die von ihm (nach Ansicht der Bezirks-
hauptmannschaft unerlaubt) beschäftigten Go-Go-Girls. Der DB hat
dies unterlassen, obwohl ihm dies anläßlich seines Besuches in
den Geschäftsräumlichkeiten der Dienstgeberin der Mädchen am
4. 11. 1995 ohne weiteres möglich gewesen wäre und hat es
daher verabsäumt, ein unmittelbares und direktes Vollmachtsver-
hältnis herzustellen. Sein Einwand, es hätte alles so schnell gehen
müssen, entspricht insoferne nicht den Feststellungen.

Aufgrund des fehlenden Naheverhältnisses eines Dienstgebers zu
seinen Dienstnehmerinnen kommt dem DB auch nicht zugute, daß
er bei seinem Einschreiten für die vier Mädchen gutgläubig auf
die Information des Geschäftsführers vertrauen habe können. Trotz

einer derartigen Information wäre der DB verpflichtet gewesen, mit
der von ihm zu vertretenden Person ein unmittelbares und direktes
Vollmachtsverhältnis herzustellen (AnwBl 1990, 501 ua).

Auch der Rechtsansicht des DB hinsichtlich des Verstoßes gegen
die Bestimmungen des § 46 RL-BA 1977 kann nicht beigepflichtet
werden. Nach den unbekämpft gebliebenen Feststellungen hat der
DB der X-Bar GmbH schon zu einem früheren Zeitpunkt eine Reihe
von Blankovollmachten übergeben, die bei Bedarf durch die in der
Bar dieser Gesellschaft beschäftigten Ausländerinnen unterfertigt
werden sollten. Es steht daher eindeutig fest, daß zum Zeitpunkt
der Übergabe dieser Blankovollmachten weder dem DB noch der
X-Bar GmbH bekannt war, welche dort beschäftigten Personen
dem DB eine Vollmacht erteilen sollten. Zum Zeitpunkt der Unterfer-
tigung der Vollmachten waren die unterfertigenden Personen dem
DB jedenfalls unbekannt und widerspricht daher sein Verhalten
dem in § 46 RL-BA 1977 erlassenen Verbot, daß der RA nieman-
dem Vollmacht für ihn unbekannte Auftraggeber überlassen darf.

Anmerkung:

§ 11 RL-BA normiert bekanntlich, daß die Übernahme von Auftrag
und Vollmacht nur von demjenigen zulässig ist, dessen Interessen
dem RA anvertraut werden. Ein Aspekt der „Werberichtlinie“ ist
damit verknüpft: der RA darf nicht durch Dritte Mandanten wer-
ben, insbesondere niemandem Werbematerial oder Vollmachten
für ihm unbekannte Auftraggeber überlassen. Gewöhnlich kom-
men solche Fälle vor, wenn ein Anwalt bei einer Kfz-Werkstätte
(die Kfz-Unfallschäden direkt mit einer Haftpflichtversicherung des
schuldigen gegnerischen Lenkers abrechnet) oder bei der Versiche-
rung selbst Vollmachten „zur Gebrauchnahme“ deponiert. Der vor-
liegende Fall betrifft die allfällige zukünftige Vertretung von künfti-
gen Go-Go-Girls wegen Arbeitserlaubnis in einer Bar. Auch wenn
das Unternehmen für die Vertretung der Ausländerinnen das Hono-
rar zahlt, ist es doch (auch) eine nicht statthafte Werbung von künf-
tigen Mandantinnen durch dritte Personen (§ 46 RL-BA). Ungeach-
tet der körperlich leichteren Vorstellbarkeit der künftigen Mandan-
tinnen widerspricht die Vorgangsweise zwar nicht den Interessen
des Unternehmens oder der jungen Damen, aber den RA-Standes-
vorschriften über die direkte Vollmachtserteilung iS § 11 RL-BA.

Strigl

7560

§ 9 RAO; §§ 10 und 16 RL-BA –
Verletzung von Treuhänderpflichten

Mit einem bloßen Verweis wird dem – bei Über-
weisung eines Treuhanddepots vor Erfüllung der
Treuhandbedingungen – vorliegenden Unrechts-
gehalt des disziplinären Verhaltens des DB (auch
bei Unbescholtenheit und gewisser Schuldein-
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sicht) nicht gerecht. Die Schwere des DisVerge-
hens gebietet vielmehr, unter Bedachtnahme auf
die Einkommens- und Vermögensverhältnisse
des Besch eine angemessene Geldbuße zu ver-
hängen.

OBDK 22. 6. 1998, 16 Bkd 7/98 in D 29/97 ua

Aus den Gründen:

Der DB hat den zwischen der A-GmbH & Co KG als Verkäuferin
und Herrn B als Käufer am 2. 5. 1995 abgeschlossenen Kaufver-
trag bezüglich des im Teilungsplan des Dipl.-Ing. E vom 17. 2.
1995, GZ 4/93, dargestellten Grundstückes 454/6, EZ 666
Grundbuch 75444 im Ausmaß von 450 m2 verfaßt. Gem § 8 die-
ses Kaufvertrages wurde der Urkundenverfasser von den Vertrags-
teilen unter anderem angewiesen, den Kaufpreis erst nach Vor-
liegen der Genehmigung des Teilungsplanes und behördlicher Ge-
nehmigung des Rechtsgeschäftes an den Verkäufer zur Auszah-
lung zu bringen.

Der Käufer hat am 26. 9. 1995 den Kaufpreis von S 311.850,–
an den DB überwiesen. Am 18. 10. 1995 hat der DB diesen
Betrag, obwohl der Teilungsplan nicht genehmigt war und auch
die Genehmigungen nach dem X-Grundverkehrsgesetz nicht vorla-
gen, auf das Grundstücksdarlehenskonto der A-GmbH & Co KG
bei der X-Sparkasse Konto Nr 157.9587 zur Anweisung gebracht.
Hiebei handelte es sich um ein Konto separato, über welches zwar
die Verkäuferin nicht verfügen konnte, über das aber auch der DB
nicht verfügungsberechtigt war. Verfügungsberechtigt über dieses
Konto war vielmehr ausschließlich die X-Sparkasse. Eine Zustim-
mung seitens des Käufers zur Weiterleitung des Treuhanderlages
von S 311.850,– auf dieses Konto lag nicht vor.

In weiterer Folge wurde über die A-GmbH & Co KG der Konkurs
eröffnet, wobei Dr. Y als Masseverwalter bestellt wurde. Im Insol-
venzverfahren hat der Käufer am 20. 8. 1996 die Gesamtliegen-
schaft EZ 666 Grundbuch 75444 F im Ausmaß von 5522 m2

unter Einrechnung des bereits seinerzeit an den DB bezahlten
Kaufpreises für die Teilfläche 454/6 zum Gesamtkaufpreis von
S 3,461.850,– käuflich erworben; eine finanzielle Schädigung
des Käufers ist daher im Endeffekt nicht eingetreten.

Diesen Sachverhalt hat der DR wie folgt beurteilt:

Nach stRsp ist bei der Erfüllung von Treuhandaufträgen ein stren-
ger Maßstab anzulegen. Es gehört nach gefestigter Standesauf-
fassung zu den grundlegenden Pflichten des RA, Treuhandverein-
barungen strikt einzuhalten (AnwBl 1992, 303; 1995, 350). Der
DB war ohne Zustimmung des Treugebers unter keinen Umständen
berechtigt, das Treuhandgeld auf ein Konto zu überweisen, das
außerhalb seiner Verfügungsmacht steht. Das DisDelikt ist auch
erfüllt, wenn kein Schaden entstanden ist.

Zur Strafbemessung wurde ausgeführt:

Da durch den Abschluß des Nachtrags-Kaufvertrages der Eintritt
eines Schadens abgewendet wurde, konnte mit der DisStrafe des
schriftlichen Verweises das Auslangen gefunden werden.

Der KA bekämpft diesen Strafausspruch und beantragt, über den
DB eine Geldbuße (mindestens S 30.000,–) zu verhängen. Der DB
tritt dem entgegen und legte mit seinen Gegenausführungen auch
den Grundbuchsauszug des BG M in Ansehung der ihm gehörigen
Liegenschaft EZ 200 GZ 72344 (Abfragedatum 6. 4. 1998) und
die vorläufige Ergebnisrechnung, die vom Wirtschaftsprüfer für
seine Kanzlei am 31. 12. 1997 erstellt wurde, vor. Die Berufung
ist im Recht.

Der KA verweist zutreffend darauf, daß es zu den grundlegenden
Pflichten eines RA gehört, Treuhandvereinbarungen strikt einzuhal-
ten. Ein RA, der die ihm übertragenen Aufgaben nicht entspre-
chend dem Treuhandauftrag erfüllt hat, verletzt selbst dann Berufs-
pflichten, wenn mit diesem treuwidrigen Verhalten kein vermögens-
rechtlicher Nachteil für den Treugeber verbunden ist. Die Verlet-
zung einer Treuhandverpflichtung ist ein gewichtiges Standesver-
gehen. Es liegt im Standesinteresse, das Vertrauen in die Eignung
von RAen als Treuhänder nicht zu erschüttern. Es soll damit auch
die rechtsuchende Bevölkerung vor Verstößen gegen getroffene
Treuhandvereinbarungen geschützt werden. Daran gemessen wird
ein bloßer Verweis dem vorliegenden Unrechtsgehalt des diszipli-
nären Verhaltens des DB nicht gerecht, auch wenn berücksichtigt
wird, daß er unbescholten ist und auch eine gewisse Schuldein-
sicht gezeigt hat.

Die Schwere des DisVergehens gebietet vielmehr an Stelle
der DisStrafe eines schriftlichen Verweises eine Geldbuße von
S 10.000,– zu verhängen, wobei auf die dokumentierten Einkom-
mens- und Vermögensverhältnisse des Besch ausreichend Bedacht
genommen wurde.

Anmerkung:

Diese an sich wenig spektakuläre E ist ein Menetekel für Treu-
händer: Hier hat der Besch als Treuhänder noch vor Genehmigung
des Teilungsplanes und der Grundverkehrsbehörde den Treuhand-
betrag auf ein Bankkonto überwiesen, über das der Besch nicht
verfügungsberechtigt war. Es konnte zwar auch die Verkäuferin
nicht verfügen und ein finanzieller Schaden des Käufers ist „im
Endeffekt nicht eingetreten“, aber die Verletzung eines Treuhand-
auftrages ist auch ohne effektiver Schädigung einer Partei ein
schweres DisVergehen, ist doch das Vertrauen der rechtsuchenden
Bevölkerung in den RA-Stand als nicht nur beruflich fähigen, son-
dern auch standesrechtlich „kontrollierten“ und damit absolut ver-
läßlichen Treuhänder arg gefährdet, wenn durch solche Einzel-
fälle, – freilich ohne Namensnennung – genüßlich durch Treuhän-
der-Mitbewerber aus anderen dafür in Frage kommenden Berufs-
kreisen oder durch andere Dritte (zB Banken) verbreitet und da-
durch „warnende Beispiele“ vor RAen als Treuhändern dem gan-
zen RA-Stand Nachteile entstehen, welchen auch durch sorgfältig
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überlegte und ausgeweitete Gegenaktionen wie zB das anwaltli-
che Treuhandbuch nur zu einem zwar großen Teil, aber wohl nicht
vollständig entgegengesteuert werden können. Hier liegt ein Fall
vor, wo die Generalprävention nicht nur im Interesse der präsumti-
ven Treuhänder, eines für die Interessen der Treugeber, also eines
sehr wichtigen Teiles der rechtsuchenden Bevölkerung, sondern
auch für den Anwaltsstand selbst gebietet, daß außer der immer
stattfindenden Prüfung des Schuldausmaßes und der Spezialprä-
vention auch die Interessen der betroffenen „Gruppen“ bedacht
werden. Es hilft nichts: Zur Schuldfrage sind klare Worte nötig und
die DisStrafe kann im Regelfall keineswegs die mildeste sein. Die
Verletzung von Treuhandpflichten – natürlich auch unter Bedacht-
nahme auf allfällige Folgen wie insbesondere Schädigungen zu-
mindest einer Partei – ist bei einer zweiseitigen Treuhand nicht nur
der Fall einer schweren Berufspflichtenverletzung, sondern auch
einer ganz besonderen Beeinträchtigung von Ehre und Ansehen
des gesamten Standes. Vom Standpunkt der Partei ausgedrückt:
Beim Geld hört sich der Spaß auf.

Strigl

7561

Art 10 EMRK – freie Meinungsäußerung
§ 9 Abs 1 RAO – unumwundenes Vorbringen, Kritik
Die Freiheit der Meinungsäußerung besteht ohne
Unterschied, ob ein RA als PV in Zivil- oder Straf-
sachen oder in eigener Sache (in seiner Privat-
sphäre) davon Gebrauch macht. Die Grenzen
dieses Rechtes können nicht immer an den Krite-
rien der Sachlichkeit gemessen werden.

Journalisten, die in ihrer kritischen Schreibweise
auch selbst nicht immer sachlich und feinfüh-
lig mit Betroffenen umgehen, sollten in eigener
Sache nicht allzu empfindlich, sondern mit jener
Großzügigkeit reagieren, die sie auch den von
ihnen Kritisierten zumuten. Daher ist die gewiß
negative, provozierende und vom Anzeiger als
unsachlich und seine Interessenslage störend
empfundene Schreibweise des Besch noch vom
Recht des Besch auf freie Meinungsäußerung
gedeckt.

OBDK 10. 7. 1998, 6 Bkd 3/97 in D 137/94 ua

Aus den Gründen:

Grundsätzlich besteht bei der Beurteilung der verfassungsmäßig
gewährleisteten Freiheit der Meinungsäußerung (Art 13 StGG;

Art 10 EMRK) kein Unterschied, ob ein RA in seiner Funktion als PV
in Zivilrechtssachen oder als Verteidiger in Strafsachen oder in
eigener Sache in seiner Privatsphäre davon Gebrauch macht. Das
Recht der freien Meinungsäußerung steht nämlich jedermann im
Rahmen der gesetzlichen Grenzen uneingeschränkt zu.

Nach stRsp der Höchstgerichte können die Grenzen des Rechtes
auf freie Meinungsäußerung nicht immer an den Kriterien der
Sachlichkeit gemessen werden.

Vorbehaltlich des Art 10 Abs 2 EMRK gilt die Freiheit der Mei-
nungsäußerung als wesentliche Grundlage einer demokratischen
Gesellschaft und im Interesse einer von Pluralismus und Toleranz
geleiteten Fortentwicklung und Großzügigkeit auch für solche
Bekundungen, die beunruhigen, stören, verletzen, schockieren
oder beleidigen.

Die Zulässigkeitsgrenze kritischer oder wertender Äußerungen ist
im Bereich der Vorschriften des Strafgesetzbuches zur Sicherung
der Ehre gesetzt.

Im Lichte dieser gesetzlichen Kriterien sind dem DB auch die
zwei inkriminierten Passagen aus dem 3seitigen Inhalt seines
Schreibens vom 27. 5. 1993 mit Sachverhaltshinweisen, auf die
sie bezogen oder von denen sie abgeleitet werden, nicht als
rechtswidriger Exzeß seines Rechtes auf freie Meinungsäußerung
als Person und damit auch nicht als Überschreitung der ihm als Ver-
teidiger des X gem § 9 RAO gezogenen Schranken anzulasten.

Bei der Beurteilung muß der gesamte Inhalt des inkriminierten
Schreibens beachtet werden. Es ist nicht angängig, daraus nur ein-
zelne Sätze vom Beginn und Ende des Schreibens herauszugrei-
fen, damit ihres Zusammenhanges mit dem Gesamtinhalt zu ent-
kleiden und darnach einer Einzelwertung zu unterziehen. Dadurch
ginge nämlich der Bezug der kritischen Meinungsäußerung und
Wertung auf ein entsprechendes Tatsachensubstrat verloren, was
sich auch in der unterschiedlichen Beurteilung der vier vom Einlei-
tungsbeschluß umfaßten Textstellen durch den DR zeigt.

Nicht vernachlässigt werden darf im vorliegenden Fall auch, daß
sich die inkriminierten Vorhaltungen des DB gegen einen Journali-
sten richteten, der in seiner kritischen Schreibweise in der Wochen-
zeitschrift Y mit Betroffenen auch nicht immer sachlich und feinfüh-
lig umgeht. Gerade Journalisten, die oft hart an der Grenze der
freien Meinungsäußerung schreiben und fallweise sogar selbst die
zulässige Grenze überschreiten, sollten in eigener Sache nicht
allzu empfindlich, sondern mit jener Großzügigkeit reagieren, die
sie auch den von ihnen Kritisierten zumuten.

Da Dr. A laut seiner Anzeige vom 2. 8. 1993 ausdrücklich von
einer (Ehrenbeleidigungs-)Klage Abstand nahm und er sich dabei
„auf Wissen über den Hintergrund des inkriminierten Schreibens“
berief, kann zum Nachteil des DB in Verbindung mit seiner unwi-
derlegten Verantwortung auch nicht davon ausgegangen werden,
er hätte mit seinen beanstandeten Äußerungen die ihm gesetzten
strafrechtlichen Grenzen der freien Meinungsäußerung überschrit-
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ten. Ansonsten wäre nicht verständlich, daß der Anzeiger keine
Ehrenbeleidigungsklage gegen den DB einbrachte.

Aus all diesen Erwägungen konnte daher der rechtlichen Beurtei-
lung des DR zum Schuldspruch nicht gefolgt werden. Die gewiß
negative, provozierende und vom Anzeiger als unsachlich und
seine Interessenslage störend empfundene Schreibweise des Besch
war nach den vorstehenden Grundsätzen noch im verfassungs-
mäßig gewährleisteten Recht des DB auf freie Meinungsäußerung
gedeckt (vgl 6 Bkd 2/95 und 5 Bkd 2/93 iVm VfGH 27. 2. 1995,
B 1545/93 und VfSlg 13.122/1992; OGH 17. 9. 1992, 12 Os
24, 25/92 „Oberschlick“ – MR 1992, 191).

Anmerkung:

Journalist und RA waren hier zwei (einander) würdige Gegner. Es
wurde ordentlich ausgeteilt, harte Bandagen sozusagen.

Die OBDK hat Journalisten (ähnlich wie Gerichte den Politikern)
vorgehalten, daß sie oft hart an die Grenze der freien Meinungs-
äußerung gehen und diese Grenze fallweise sogar überschreiten;
daher „sollten“ sie in eigener Sache nicht allzu empfindlich sein,
sondern mit jener Großzügigkeit reagieren, „die sie auch den von
ihnen Kritisierten zumuten“.

Natürlich ist es eine persönliche Entscheidung des solcherart in
Medien Kritisierten (hier eines RA), ob er sich mit Form und Formu-
lierung seiner Replik auf das von ihm als „Boulevard-Journalismus
der untersten Stufe“ attestierte niedrige Niveau hinunterbegeben
will oder nicht. Der Besch tat (und durfte) es; ich täte das nicht
(schon weil ich mir weiteren Ärger und weitere Mühe ersparen
möchte). Manchmal besteht Wissen in „nicht einmal ignorieren“!

Strigl

7562

§ 1 DSt – Ehre und Ansehen des Standes
RL-BA-Vorbemerkungen: ehrenhaftes Benehmen

Auch eine gewisse Enthemmung infolge über-
mäßigen Alkoholkonsums rechtfertigt nicht stan-
deswidrige Äußerungen und Handlungen eines
RA gegenüber einem Taxilenker. Auch bei als
„ungerecht“ empfundenen Maßnahmen von Po-
lizeiorganen muß ein Anwalt, der in Wortwahl
und Verhalten zu überschießenden Handlungen
neigt, seine Auffassung über das Verhalten eines
Taxilenkers oder von Polizisten in sachlich kor-
rekter Form vorbringen und sich beleidigender
Äußerungen gegenüber den einschreitenden Po-
lizeibeamten enthalten.

OBDK 19. 10. 1998, 4 Bkd 3/98 in D 75/93 ua

Aus den Gründen:

Der Besch hat gegen 2.45 Uhr früh mit seiner Begleiterin B eine
Taxifahrt unternommen. B wollte zahlen, konnte jedoch kein Geld
finden. Der DB, gleichfalls alkoholisiert, versuchte, den Fuhrlohn zu
bezahlen. Er führte mehrere Taschen mit sich und konnte seine
Geldbörse nicht finden. Der Taxilenker, der befürchtete, um den
Fuhrlohn geprellt zu werden, fuhr zum Wachzimmer X-Gasse,
stieg aus, versperrte das Taxi, in welchem sich der DB und B befun-
den hatten, und kehrte in der Folge mit zwei Polizeibeamten zu-
rück. Der DB wurde ebenso wie B aufgefordert, ins Wachzimmer
zu kommen, der DB und seine Begleiterin kamen dieser Aufforde-
rung nach. In der Zwischenzeit hatte sich der Fuhrlohn auf S 151,–
erhöht. Im Wachzimmer machte der Taxilenker darauf aufmerk-
sam, daß er gesehen hätte, daß der DB – während er in seinen
Taschen wühlte – in einer Tasche Geldscheine gehabt hätte. BzI. Y,
dem sowohl die Alkoholisierung des DB als auch die der B auf-
gefallen war, forderte ihn daraufhin auf, den Fuhrlohn zu beglei-
chen. Auf diese Aufforderung reagierte der DB derartig, daß er die
Polizisten Y und Z mit Ausdrücken wie „mieses, kleines Arschloch“,
„Bulle“, „Primitivling“ etc beschimpfte und dieses Verhalten trotz
mehrfacher Abmahnung nicht einstellte.

Der DB, welcher durch den Alkoholgenuß enthemmt war und trotz
mehrfacher Aufforderung sein aggressives Verhalten nicht einstell-
te, zahlte den Fuhrlohn und stieß in der Absicht, das Wachzimmer
zu verlassen, BzI. Y zur Seite, weshalb von diesem gegen 4.15 Uhr
gem § 35 Abs 3 VStG die Festnahme ausgesprochen wurde. Der
DB wurde in der Folge in die Arrestzelle gebracht. Er beschimpfte
noch RevI. W durch Verwendung des Götzzitates und anderer
Schimpfworte.

Gegen 8.00 Uhr morgens weigerte sich der DB, nach Benützung
eines WC in die Zelle zurückzukehren und beschimpfte RevI. M,
wobei er diesen auch anspuckte.

Nach Beurteilung des DR sei der RA gem den Richtlinien für die
Ausübung des RA-Berufes verpflichtet, das Ansehen des Standes
innerhalb und außerhalb des Berufes zu wahren. Wenn auch dem
DB zugebilligt werden mag, daß er die Situation und das Verhal-
ten des Taxilenkers für unangemessen und für ihn peinlich erach-
tete, so wäre er doch verpflichtet gewesen, seine Auffassung über
das Verhalten des Taxilenkers in sachlich korrekter Form vorzubrin-
gen und sich beleidigender Äußerungen gegenüber den einschrei-
tenden PolBea zu enthalten. Einen Hinweis darauf, daß der DB
etwa durch den Alkoholkonsum nicht mehr in der Lage gewesen
sei, das Unrecht seiner Handlungsweise einzusehen, habe das
Verfahren nicht ergeben. Aufgrund des festgestellten Sachverhaltes
habe der DB daher das DisVergehen der Beeinträchtigung von
Ehre und Ansehen des Standes verwirklicht.

Zu der gegen diesen Schuldspruch erhobenen Berufung hat die
OBDK erwogen:
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Das angefochtene Erk stützt sich nicht nur auf die Aussagen der
Zeugen Y und Z, sondern vielmehr auch auf die Aussagen der
weiteren Polizeibeamten. So hat der Zeuge RevI. M angegeben,
daß er vom DB bespuckt und beschimpft worden ist, und es not-
wendig war, danach das Hemd zu wechseln. Der Zeuge RevI. W
hat gleichfalls angegeben, daß der DB seiner Aufforderung, seine
Effekten abzugeben, nicht nachgekommen ist und ihn grob
beschimpft hat (Götzzitat ua). Die beiden letztgenannten Zeugen
berichteten über das Verhalten des DB nach seiner Festnahme,
konnten also kein „naturgemäß größtes Interesse“ haben, die Fest-
nahme „in Richtung eines Rechtfertigungsgrundes zu kanalisieren“.
Ein Widerspruch in den Zeugenaussagen konnte nicht festgestellt
werden. Dazu kommt, daß der DR auch in der DisVerhandlung
den persönlichen Eindruck vom DB gewonnen hat, wonach er bei
einem Sachverhalt, den er als „ungerecht“ empfindet, in der Wort-
wahl und im Verhalten zu überschießenden Handlungen neige.
Die beweiswürdigenden Erwägungen des DR mit der Folgerung,
daß sich der DB, bedingt durch eine gewisse Enthemmung infolge
übermäßigen Alkoholkonsums, zu den ihm vorgeworfenen stan-
deswidrigen Äußerungen und Handlungen hinreißen ließ, sind
schlüssig, nachvollziehbar und plausibel. Das oben erwähnte Erk
des VwGH ändert daran nichts, erfolgte doch die Kassation des
angefochtenen Bescheides ausschließlich aus dem Grund der
unvollständigen Prüfung aller in Betracht kommenden rechtlichen
Aspekte.

Der DB hat sohin durch das ihm vorzuwerfende Verhalten das Dis-
Vergehen der Beeinträchtigung von Ehre und Ansehen des Standes
verwirklicht.

Anmerkung:

Die meisten wissen, daß der Rahmentatbestand der Beeinträch-
tigung von Ehre und Ansehen des Standes in § 1 DSt vorkommt;
manchen Kundigen ist auch bekannt, daß in § 10 RAO zwischen
dem Abs 1 (Doppelvertretungsverbot) und dem Abs 3 (Bestellung
eines RA als Vertreter einer zahlungsfähigen Partei, „deren Ver-
tretung kein RA freiwillig übernimmt“, ein Abs 2 dazwischenge-
zwängt ist, der bestimmt, daß ein RA „überhaupt verpflichtet ist,
durch Redlichkeit und Ehrenhaftigkeit in seinem Benehmen die Ehre
und Würde des Standes zu wahren“. Noch weniger bekannt ist,
daß in den „Vorbemerkungen“ der RL-BA 1977 diese Formulie-
rung des § 10 Abs 2 RAO wiederholt und ergänzt wird, daß der
RA gegenüber dem Stand für jede Beeinträchtigung von dessen
Ehre und Ansehen „durch sein Benehmen innerhalb oder außer-
halb seines Berufes einzustehen hat“. Diese Bestimmung kann mit
§ 57 Abs 3 RDG verglichen werden, wonach sich ein Richter „im
und außer Dienst vorwurfsfrei zu benehmen und alles zu unterlas-
sen hat, was . . . die Achtung vor dem Richterstand schmälern
könnte“.

Im Ergebnis ist es müßig zu diskutieren, ob die Verantwortlichkeit
des RA (arg „hat einzustehen“) Gebotsnorm ist, obwohl sie nicht

im Allgemeinen Teil der RL-BA, sondern nur in deren „Vorbe-
merkungen“ vorkommt. Denn abgesehen davon, daß die Wah-
rungsverpflichtung in § 1 DSt und § 10 Abs 2 RAO ohnehin im Ge-
setz verankert ist, enthalten auch die Vorbemerkungen der RL-BA
„gefestigte Standesauffassungen“, sodaß niemand ernsthaft auf
die Idee kommen kann, daß der letzte Absatz der Vorbemerkun-
gen der RL-BA nur programmatische Bedeutung habe und sank-
tionslos sei.
Dieser gewiß nicht alltägliche Fall betrifft das Verhalten des RA „in
der Öffentlichkeit“, spielt er doch vor Taxilenkern und Polizisten.
Ebenso wie im Strafrecht der Alkoholkonsum bis zu einem gewis-
sen Ausmaß ein Milderungsgrund sein kann, aber nicht sein muß,
wenn dem Konsumenten bekannt ist, daß er in besagtem Zustand
zu „überschießenden Handlungen“ (im Strafrecht: zu Straftaten)
neigt, gebietet auch das Standesrecht in der Öffentlichkeit eine
Einschränkung von unsachlichen Reaktionen, in eventu von über-
schießendem Alkoholkonsum; ein User hat insoweit ein Wahlrecht.
Hier hat ein RA durch sein Verhalten in der Öffentlichkeit dem
Stand nicht nur keinen guten Dienst erwiesen, sondern – wie die
OBDK aaO formuliert hat – infolge des „stets vorhandenen Hanges
der Öffentlichkeit zu negativen Generalisierungen“ dem Stand
Schande gebracht.
Zu hoffen ist, daß dieses Verhalten ein einmaliges und beim Betrof-
fenen ein letztmaliges bleiben wird und er diese Facette seines
Wissens-Durstes in Hinkunft nicht in der Öffentlichkeit stillen wird.

Strigl

Zivilprozeßordnung
7563

§ 502 Abs 3, § 508 ZPO
Da das Berufungsgericht ausgesprochen hat, daß
die ordentliche Revision nicht zulässig ist, ist eine
entgegen § 508 Abs 2 ZPO als „außerordentlich“
bezeichnete Revision nicht dem OGH, sondern
dem Gericht 2. Instanz vorzulegen; wenn die im
Rechtsmittel enthaltene Zulassungsbeschwerde
irrigerweise an den OGH gerichtet war, aber ein
Antrag, das Berufungsgericht (!) möge seinen
Zulässigkeitsausspruch abändern, fehlt, muß das
Erstgericht einen mit Fristsetzung verbundenen
Verbesserungsauftrag erteilen.

OGH 29. 9. 1998, 1 Ob 244/98h

Begründung:

Das Erstgericht erkannte die Bekl zur Rückzahlung eines Betrages
von S 100.000,– an zu Unrecht erhaltener Provision schuldig. Das
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Berufungsgericht gab in seinem nach dem 31. 12. 1997 gefällten
Urteil (Art VII Z 34) der Erweiterten Wertgrenzen-Novelle 1997,
BGBl I 1997/140 – WGN 1997) der Berufung der Bekl nicht
Folge und sprach aus, daß die Revision nicht zulässig sei.
Die gegen dieses Urteil erhobene „außerordentliche Revision“ der
Bekl, worin der Antrag gestellt wird, der OGH möge in Abände-
rung der Entscheidung des Erstgerichts das Klagebegehren abwei-
sen, allenfalls das Urteil des Berufungsgerichts aufheben und die
Rechtssache zur Ergänzung des Verfahrens und neuerlichen
Urteilsfällung an das Berufungsgericht, allenfalls an das Erst-
gericht, zurückverweisen, legte das Erstgericht unmittelbar dem
OGH vor.
Diese Vorgangsweise widerspricht der seit Inkrafttreten der WGN
1997 geltenden Rechtslage:
Nach § 502 Abs 3 ZPO idF WGN 1997 (im folgenden ZPO nF)
ist die Revision – außer im Fall des § 508 Abs 3 leg cit – jedenfalls
unzulässig, wenn – wie hier – der Entscheidungsgegenstand an
Geld oder Geldeswert zwar S 52.000,–, nicht aber insgesamt
S 260.000,– übersteigt und das Berufungsgericht die ordentliche
Revision nach § 500 Abs 2 Z 3 ZPO nF für nicht zulässig erklärt
hat. Unter diesen Voraussetzungen kann jedoch eine Partei nach
§ 508 Abs 1 und 2 ZPO nF binnen vier Wochen nach der Zustel-
lung des Berufungserkenntnisses den beim Erstgericht (§ 508
Abs 2 erster Satz ZPO nF) einzubringenden Antrag an das Beru-
fungsgericht stellen, seinen Ausspruch dahin abzuändern, daß die
ordentliche Revision doch für zulässig erklärt werde; ein solcher
Antrag, der mit der ordentlichen Revision zu verbinden ist, muß die
Gründe dafür anführen, warum entgegen dem Ausspruch des
Berufungsgerichts nach § 502 Abs 1 ZPO die ordentliche Revision
für zulässig erachtet wird.
Im vorliegenden Fall hat die Rechtsmittelwerberin das Rechtsmittel
rechtzeitig beim Erstgericht eingebracht und darin auch ausge-
führt, warum sie entgegen dem Ausspruch des Berufungsgerichts
die Revision für zulässig erachte. Der Revision fehlt freilich die
ausdrückliche Erklärung, daß der Antrag auf Abänderung des
Zulässigkeitsausspruchs durch das Berufungsgericht (§ 508 Abs 1
ZPO nF) gestellt werde. Im Hinblick auf die dargestellte Rechtslage
ist der Rechtsmittelschriftsatz nicht dem OGH vorzulegen, sind
doch im Streitwertbereich des § 502 Abs 3 ZPO Rechtsmittel
gegen Entscheidungen, gegen die nach dem Ausspruch der
zweiten Instanz die ordentliche Revision nicht zulässig ist, nur dem
Gericht zweiter Instanz (sofort), nicht aber dem OGH vorzulegen
(§ 508 ZPO nF). Ist das Erstgericht der Meinung, einer solchen
Vorgangsweise stehe das Fehlen des ausdrücklichen Antrags ent-
gegen, das Berufungsgericht möge seinen Zulässigkeitsausspruch
abändern, und es genüge die im Rechtsmittel ohnehin enthaltene
Zulassungsbeschwerde deshalb nicht, weil diese erkennbar (gleich
den Revisionsausführungen zur Sache) an den OGH gerichtet
seien (vgl zum Fehlen der [richtigen] Bezeichnung des Berufungs-
gerichts: Kodek in Rechberger, § 467 ZPO Rz 2), dann wird es

einen, mit Fristsetzung verbundenen Verbesserungsauftrag zu ertei-
len haben. Fehlt nämlich einem fristgebundenen Schriftsatz ein
Inhaltserfordernis iSd § 84 Abs 3 ZPO, dann ist ein Verbesserungs-
verfahren einzuleiten. Das gilt nach § 474 Abs 2 zweiter Satz ZPO
auch für das Fehlen des Rechtsmittelantrags. Sollte die Rechtsmittel-
werberin die Verbesserung ihres Schriftsatzes sodann verweigern,
dann wäre die Revision jedenfalls unzulässig (1 Ob 78/98x ua;
RIS-Justiz RS0109501).

Aus diesen Erwägungen ist der Akt dem Erstgericht zurückzu-
stellen.

Anmerkung:

Schon zur RV der Erweiterten Wertgrenzennovelle 1997 hat
Hoyer deren Zweck hervorgehoben: Der OGH solle um 1000 (!)
ao Rechtsmittel jährlich entlastet werden (Hoyer, ecolex 1997,
873). Die vorliegende E ist indes ein Lehrstück, wie der OGH die
Geister, die er rief, selbst nicht los wird:

Während die Zurückweisung von ao Revisionen mit einem einzi-
gen Begründungssatz, daß die gesetzlichen Voraussetzungen nicht
vorliegen, möglich war, mußte hier eine doch längere Begründung
angegeben werden, wie das Erstgericht vorgehen soll, wenn ein
Revisionswerber die nach Inkrafttreten der WGN 1997 geänderte
Rechtslage nicht beachtet hat und (bei einem Entscheidungsgegen-
stand an Geld oder Geldeswert zwischen S 52.000,– und
S 260.000,–) eine – unzulässige – ao Revision erhebt, die inhalt-
lich zwar als ordentliche behandelt werden kann, falls sie eine –
positiv entschiedene – Zulassungsbeschwerde enthält; aber gerade
die Zulassung ist nicht beim OGH, sondern gem § 508 ZPO nF
nunmehr beim Berufungsgericht zu beantragen und auch jenem
Berufungswerber, der dies übersehen hat, ist noch eine Chance –
sprich „Verbesserungsauftrag“ – zu geben.

Durch die spröde Fassung der neuen Verfahrensrechtslage hat der
OGH einige Mühe, die Sache in die richtige Bahn (Einbahn zum
Berufungsgericht?) zu lenken.

Das aber kann der Berichterstatter des OGH-Senates auch dann
formulieren, wenn er den übrigen Akt noch nicht genau studiert
hat; es geht ja „nur“ um Verfahrensrecht. Hingegen kennt der
Berufungssenat bereits den Akt, ist also „studiert“ und kann daher
leichter prüfen, ob er sich von den Argumenten der Zulassungs-
beschwerde überzeugen läßt oder nicht.

Der Interessent kann auf die wie immer hochqualifizierten und
dabei geistvoll-pointierten Ausführungen bei Wilhelm, „Die sog
erweiterte Wertgrenzennovelle 1997“, ecolex 1997, 909, verwie-
sen werden. Je älter ein Anwalt ist, desto mehr Revisionen der
ZPO-Revision hat er bereits erlebt und läuft Gefahr, sich in diesem
Labyrinth zu verirren. Praktikern kann jedenfalls empfohlen wer-
den, nicht erst am letzten Tag der Revisionsfrist zu prüfen, ob die
ordentliche Revision überhaupt zulässig ist oder deren Nichtzulas-
sung unrichtig war und wo man die Zulässigkeit behaupten oder
die Unzulässigkeit bekämpfen muß; die ZPO enthält dazu zahlrei-



116 AnwBl 1999/2

Rechtsprechung

che Verweisungen, manchmal Doppelverweisungen auf andere
ZPO-Paragraphen; wer gut blättern kann, wird sich auskennen
(„Ohne Büchel kein Sprüchel!“). Hier macht die Zulassungsbe-
schwerde der „Revision“ alle Ehre: Der Revisions-Werber begehrt
vom Berufungsgericht, es möge seine Ansicht über die Unzulässig-
keit der Revision „revidieren“. Auf gut chinesisch: Möge die Übung
gelingen!

Walter Strigl

Zivilrecht
7564

§ 25 Abs 2 GSpG

Die Bestimmung des § 25 Abs 2 GSpG, wonach
jeder ohne Angabe von Gründen vom Besuch der
Spielbank ausgeschlossen werden kann, besagt
bei gebotener verfassungskonformer Auslegung
noch nicht, daß der Ausschluß willkürlich erfol-
gen darf. Der auch in die Privatrechtsordnung
und damit in den rechtsgeschäftlichen Verkehr
einfließende Gleichheitsgrundsatz verbietet Will-
kür.

Verweigert die Casinoleitung einem Spieler den
Zutritt zum Casino ohne hiefür objektive „denk-
mögliche“ Gründe für die Nichtzulassung anzu-
geben, handelt sie willkürlich. Das ausgespro-
chene Verbot, die Spielcasinos zu betreten, ist
daher rechtswidrig und unwirksam. Das Casino
haftet in diesem Fall für künftige Vermögens-
schäden des Spielers, die mit dem über den
Spieler verhängten Zutrittsverbot in kausalem
Zusammenhang stehen.

OGH 15. 4. 1998, 3 Ob 2440/96m, OLG Innsbruck 21. 11.
1996, 5 R 33/96h, LG Innsbruck 23. 4. 1996, 10 Cg 127/95g

Sachverhalt:

Der Kl, ein britischer Staatsbürger, der seinen ordentlichen Wohn-
sitz nie in Österreich hatte, ist berufsmäßiger Black Jack Spieler
und bezieht einen Großteil seines Einkommens aus diesem Glücks-
spiel. Er bezeichnet sich als sogenannter card counter, wobei er in
der Lage ist, sich Kartenwerte zu merken und dadurch seinen Spiel-
erfolg zu beeinflussen. Er verwendet dafür überhaupt keine techni-
schen Hilfsmittel, benützt keinen Computer, fertigt keine Notizen
an, sondern macht alles nur mit Hilfe seines Gedächtnisses. Im

Durchschnitt der letzten Jahre verdiente der Kl mit dieser Spielweise
ca 100.000,– Pfund pro Jahr.
Anläßlich eines Besuches eines Casinos der bekl Partei (Casino
Austria AG) in Salzburg wurde der Kl von der bekl Partei vom
Spiel ausgeschlossen, weil die bekl Partei der Meinung war, daß
sich andere Gäste aufgrund der Spielweise des Kl dadurch gestört
fühlten; die bekl Partei fürchtete, daß diese anderen Gäste dann
vielleicht das Casino nicht besuchen würden. Warum sich andere
Mitspieler durch die Spielweise des Kl in ihren Gewinnchancen
beeinträchtigt gefühlt haben sollen, konnte die bekl Partei – unge-
achtet entsprechender gerichtlicher Aufforderung – nicht nachvoll-
ziehbar darlegen.
Die bekl Partei hat Vereinbarungen mit Casinos in der Bundesrepu-
blik Deutschland; die Partner teilen sich im gegenseitigen Verfah-
ren Sperren mit, die in einem Land über einen Spieler verhängt
wurden. Aufgrund einer entsprechenden Sperrmitteilung der bekl
Partei wurde der Kl auch in den Casinos in Deutschland und in
anderen europäischen Ländern nicht mehr eingelassen.
Mit der vorliegenden Klage stellt der Kl das Begehren, die über ihn
von der bekl Partei verhängte Sperre für rechtswidrig und unwirk-
sam zu erklären und die bekl Partei schuldig zu erkennen, es zu un-
terlassen, dem Kl den Zutritt zu den von ihr geführten Spielcasinos
in Österreich und die Teilnahme an von ihr angebotenen Spielen
zu verweigern, sofern der Kl das hiefür zu leistende Eintrittsgeld
bezahlt und sich an die geltende Besuchs- und Spielordnung hält;
weiters wird die Feststellung begehrt, daß die bekl Partei für künf-
tige Vermögensschäden haftet, die mit dem über den Kl verhäng-
ten Zutrittsverbot in kausalem Zusammenhang stehen.
Der Kl brachte vor, daß der wahre Grund für die über ihn ver-
hängte Spielsperre der sei, daß er in den Augen der bekl Partei zu
viel gewinnt. Die bekl Partei sei in Österreich ein Monopolbetrieb
und unterliege insoferne einem Kontrahierungszwang. Sie biete
ihre Dienste als Spielbank der Öffentlichkeit an, sie könne daher
nicht einzelne Personen willkürlich ausschließen. Der bekl Partei
seien offensichtlich nur Spieler willkommen, die mehrheitlich ver-
lieren, nicht aber solche, die mehrheitlich gewinnen. Durch die
Sperre, durch die er nicht nur in Österreich, sondern auch in
weiteren europäischen Ländern vom Glücksspiel ausgeschlossen
wurde, sei sein Erwerb und Lebensunterhalt gefährdet.
Die bekl Partei wandte ein, daß sie keinem Kontrahierungszwang
unterliege und daß sie gem § 25 Abs 2 GSpG berechtigt sei, ohne
Angabe von Gründen den Abschluß von Glücksspielverträgen
abzulehnen.
Das Erstgericht sprach aus, daß die verhängte Sperre rechtswidrig
und rechtsunwirksam sei, wies jedoch das Feststellungsbegehren
für zukünftige Schäden ab.
Das Berufungsgericht wies die Klage insgesamt ab und ließ die
ordentliche Revision zu.
Der OGH gab der Revision des Kl Folge, stellte den klagsstatt-
gebenden Teil des Erstgerichts wieder her und stellte zudem fest,
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daß die bekl Partei für künftige Vermögensschäden haftet, die
mit dem über die kl Partei verhängten Zutrittsverbot in kausalem
Zusammenhang stehen.
Er führte hiezu aus:
Die bekl Partei beruft sich auf die Bestimmung des § 25 GSpG,
wonach sie den Kl vom Besuch der von ihr betriebenen Casinos in
Österreich ohne Angabe von Gründen ausschließen könne. Die
maßgebliche Bestimmung des § 25 Abs 2 GSpG normiert unter
der Überschrift „Spielbankbesucher“ folgendes:
Abs 2:
Die Spielbankleitung kann Personen ohne Angabe von Gründen
vom Besuch der Spielbank ausschließen.
Die Bestimmung des § 25 Abs 2 GSpG, wonach jeder ohne
Angabe von Gründen vom Besuch der Spielbank ausgeschlossen
werden kann, besagt bei gebotener verfassungskonformer Ausle-
gung noch nicht, daß der Ausschluß willkürlich erfolgen darf. Es ist
heute allgemein anerkannt, daß die (gegen den Staat gerichteten)
Grundrechte infolge der Generalklauseln des Privatrechtes auch in
die Privatrechtsordnung und damit in den rechtsgeschäftlichen Ver-
kehr einfließen (Walter/Mayer, Grundriß des österr Bundesverfas-
sungsrechts8 Rz 1331; Aicher in Rummel2 Rz 30 zu § 16; Posch in
Schwimann2 Rz 4 zu § 16: „Theorie der mittelbaren Drittwirkung“).
Der Gleichheitsgrundsatz verbietet Willkür (Walter/Mayer, aaO
Rz 1355 mwN). Aus den Vorschriften der §§ 16, 879, 1295
Abs 2 ABGB folgt dann aber, daß ungeachtet der Vorschrift des
§ 25 Abs 2 GSpG ein potentieller Spielbankbesucher zwar ohne
Angabe von Gründen abgelehnt werden kann, daß diese Gründe
aber nicht etwa in seiner Hautfarbe oder Nationalität liegen
dürfen. Die bekl Partei dürfte diese Rechtslage sehr wohl erkannt
haben, hat sie doch auch eingewendet, durch die Spielweise
des Kl hätten sich Mitspieler in ihren Spielchancen beeinträchtigt
gefühlt und sie hätten sich aus diesem Grund mehrfach bei der
Casinoleitung beschwert; dieses Vorbringen wurde auch in der
Revisionsbeantwortung aufrechterhalten. Schon der Erstrichter wies
die bekl Partei zutreffend darauf hin, daß darin wohl keine nach-
vollziehbare Begründung liege. Die Gewinnchancen der Mitspie-
ler können in der Tat keineswegs beeinträchtigt werden. Im Gegen-
teil, erkennt ein Mitspieler die besonderen Fähigkeiten des Kl, wird
er die Höhe seiner Einsätze denen des Kl angleichen, um dadurch
seine Gewinnchancen zu maximieren. Eine weitere Begründung
für den andauernden Ausschluß des Kl brachte die bekl Partei in
1. Instanz – ungeachtet der Aufforderung des Richters – nicht vor.
Da die bekl Partei verpflichtet ist, das Spielverhalten der Besucher
nicht nur zu beobachten, sondern auch zu dokumentieren (§§ 22
Z 4, 25 Abs 2 GSpG), muß sie auch in der Lage sein, objektive
„denkmögliche“ Gründe für die weitere Nichtzulassung eines ein-
mal ausgeschlossenen Spielers anzugeben. Sowohl „denkunmögli-
che“ als auch ausschließlich subjektive, gegen den Gleichheits-
grundsatz verstoßende Gründe stellen aber Willkür her (Walter/
Mayer, aaO Rz 1354f). Erst in der Revisionsbeantwortung wird

als unzulässige Neuerung vorgebracht (und damit das Vorbringen
des Kl bestätigt), daß die bekl Partei durch die Intentionen des
GSpG verpflichtet sei, „card counters“ von der Teilnahme am
Glücksspiel auszuschließen, um den Charakter des Glücksspiels
zu wahren und dies, wenn ein Spieler infolge außergewöhnlicher
Fähigkeiten die Chancen berechnen könne, dessen Ausschluß
erfordere. Es mag sein, daß diese Begründung für einen weiteren
Ausschluß des Kl wegen des dokumentierten Interesses des Gesetz-
gebers, einen möglichst hohen Ertrag aus dem Glücksspielmono-
pol schöpfen zu können, durchaus gerechtfertigt wäre (es sei denn,
man erblickte darin einen Verstoß gegen eine allenfalls verfas-
sungsmäßige gewährleistete Erwerbsfreiheit eines Berufsspielers –
siehe dazu Schulz in Maunz/Dürig/Herzog GG, Rz 26 zu
Art 12). Ein Eingehen auf diese Problematik erübrigt sich schon
wegen der Verletzung des Neuerungsverbotes durch die bekl
Partei.

Bei dieser Sach- und Rechtslage ist aber dann dem (im Spruch zu-
sammengefaßten) Begehren zu Punkt 1 und 2 stattzugeben, ohne
daß erörtert werden müßte, ob die bekl Partei als Monopolistin ein
allgemeiner Kontrahierungszwang träfe (dagegen aber die deut-
sche Rechtsprechung und Lehre: ZIP 1994, 1274; BGHZ 131,
136, 138; Habensack in MünchKomm3 Rz 14 zu § 763 BGB;
Engel in Staudinger13 Rz 47 zu § 762 BGB).

Die Haftung der bekl Partei für Vermögensnachteile, die dem Kl
durch die Verweigerung des Zutritts entstehen, ist zu bejahen; inso-
fern besteht das rechtliche Interesse an einer entsprechenden Fest-
stellung (§ 228 ZPO).

Anmerkung:

Der Kl verdient seinen Lebensunterhalt ausschließlich durch Black
Jack spielen. Bezogen auf die letzten zehn Jahre hat er im Jahres-
durchschnitt ca 100.000 Pfund (steuerfrei!) verdient. Österreich
war für ihn ein interessanter Spielort, da die Einsätze beim Black
Jack im Verhältnis zu anderen europäischen Spielcasinos relativ
hoch sind. Die Sperre in Österreich hätte er noch hingenommen,
wäre – wie er nachträglich feststellen mußte – diese Sperre nicht
auch an die deutschen Casinos weitergeleitet worden, die ihrer-
seits – da sie wiederum mit anderen Casinos in anderen Ländern
partnerschaftlich verbunden waren – diese Sperrmitteilungen an
ihre Partnercasinos weitergaben. So sah sich der Kl der Gefahr
ausgesetzt, daß er seinem Erwerb bald überhaupt nicht mehr nach-
gehen wird können. Er entschloß sich letztlich zur Prozeßführung
gegen die Casinos.

Im gegenständlichen Verfahren verband er die Klage auch mit
einem Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung, wo-
nach die bekl Partei es mit sofortiger Wirkung zu unterlassen habe,
ihm den Zutritt zu den Spielcasinos in Österreich bis zum Abschluß
des gegenständlichen Verfahrens zu verweigern. Die EV wurde in
allen Instanzen abgewiesen, da angeblich kein unwiederbringli-
cher Schaden drohe. Zwar wurde als bescheinigt angenommen,
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daß der Kl seinen Lebensunterhalt tatsächlich aus dem Glücksspiel
erzielt und dieses Einkommen in Höhe von ca 100.000,– Pfund
pro Jahr liege, doch könne – wenn überhaupt – nur ein Vermögens-
schaden eintreten, der durch Geldersatz ausgeglichen werden
könne. Das Argument, daß dem Kl nie der Beweis gelingen wird
können, wieviel er in welchem Casino während der Dauer des
(nachträglich als rechtswidrig anerkannten) Spielverbots gewinnen
hätte können, ließen die Gerichte nicht gelten: „Es mag der gefähr-
deten Partei durchaus zuzustimmen sein, daß die während der
Dauer des Zivilverfahrens potentiell zu erzielenden Spielgewinne
schwer zu bestimmen sind. Aber auch ein schwer wiedergutzuma-
chender Schaden ist noch kein unwiederbringlicher Schaden iSd
§ 381 Z 2 EO.“ (OLG Innsbruck, 5 R 12/95)
Hätte der Kl nicht entsprechende Substanz gehabt, hätten ihn die
Gerichte schlichtweg „verhungern lassen“. Der Prozeß dauerte ca
drei Jahre; wer vermag schon drei Jahre ohne Einkommen zu über-
stehen? Trotz des nun vorliegenden Feststellungsurteils hat sich die
Situation des Kl diesbezüglich nicht verbessert, da er hinsichtlich
des konkreten Schadensnachweises in absolutem Beweisnotstand
ist.
Der Kl hat nicht nur die Österreichische Casino AG gerichtlich
belangt, sondern zahlreiche andere Casinos in Europa, die ihm
den Zutritt verweigert haben. Es ist von Interesse festzuhalten, daß
die meisten europäischen Rechtsordnungen – wenngleich mit unter-
schiedlichen Begründungen – die faktisch grundlose Sperre des Kl
als rechtsmißbräuchlich qualifiziert haben:
Die Gerichte in Frankreich, den Niederlanden, Italien und Grie-
chenland haben die Sperre als rechtsunwirksam qualifiziert und
dies teils mit Rechtsmißbrauch, Kontrahierungszwang, Willkür
oder Ehrverletzung begründet. Teilweise wurden auch einstweilige
Verfügungen erlassen und symbolische Schadenersatzbeträge in
der Größenordnung von S 20.000,– bis 40.000,– zugesprochen.
Die Gerichte in Deutschland haben die Klagen des Kl – ausgehend
von einer Leitentscheidung des BGH – allesamt abgewiesen.
Offen geblieben ist im gegenständlichen Fall die Frage – weil nur
in Form eines Eventualbegehrens releviert – ob die Weitermeldung
der von der Österreichischen Casino AG ausgesprochenen Sperre
an sämtliche Partnercasinos im Ausland einen Verstoß gegen das
Datenschutzgesetz darstellte, und wenn ja, welche Folgen dies in
rechtlicher Hinsicht nach sich ziehen würde. Schließlich blieb
auch – ausgehend von der Rechtsansicht des OGH zur Frage
des Willkürverbotes – (leider) die Frage unbeantwortet, ob die
Casino AG in Österreich aufgrund der besonderen Konstellation
(Monopolstellung, welche vom Berufungsgericht ausdrücklich be-
jaht wurde) nicht auch aus diesem Grund einem Kontrahierungs-
zwang unterliegt. Wenngleich sich der Grundsatz des Kontrahie-
rungszwanges ursprünglich im Zusammenhang mit öffentlichen
Einrichtungen der allgemeinen Daseinsvorsorge – zu denen ein
Casino zugegebenermaßen nicht gehört – entwickelt hat, ist er im
Laufe der Zeit doch durch Analogie immer weiter ausgedehnt wor-

den und letztlich eben auch auf den Monopolisten – unabhängig
davon, ob sich dieser nun der öffentlichen Daseinsvorsorge widmet
oder nicht – angewendet worden. In einer Reihe von Fällen hat der
OGH in jüngerer Zeit einen Kontrahierungszwang bejaht, denen
jeweils ein Sachverhalt zugrunde lag, der mit der Deckung des
Normal- oder Notbedarfs nichts mehr zu tun hatte:
In EvBl 1987/6 hat er den Kontrahierungszwang des Inhabers
einer öffentlichen Gaststätte, dem in einem Ort eine monopolartige
Stellung zukam, bejaht. Eine Lokalsperre dürfe nur auf sachlich
gerechtfertigte Gründe gestützt werden; in MR 1991, 121 wurde
der Kontrahierungszwang eines Badebetriebes als einziges öffent-
liches Bad in einem Ort bejaht; in ecolex 1994, 405 wurde der
Kontrahierungszwang eines Straßenbahnunternehmens in bezug
auf den Verkauf von Werbeflächen auf der Straßenbahn grund-
sätzlich bejaht, sofern keine vergleichbare und gleichwertige Aus-
weichmöglichkeiten (andere Werbeformen) zur Verfügung stehen;
in wbl 1992, 21 wurde der Kontrahierungszwang einer Fremden-
verkehrsgemeinde, welche zu Werbezwecken im Rahmen ihres
Verkehrsamtes einen Werbeprospekt ihrer örtlichen Beherber-
gungsbetriebe herausgibt, bejaht. Die Aufnahme eines Hoteliers
in dieses Prospekt kann nur dann verweigert werden, wenn die
Gemeinde hiefür sachlich gerechtfertigte Gründe ins Treffen führen
kann; in EvBl 1998/22 wurde ausgesprochen, daß ein monopoli-
stischer Filmverleiher verpflichtet ist, mit jedem Kinobetreiber einen
Filmleihvertrag abzuschließen, sofern er nicht sachlich gerechtfer-
tigte Gründe für die Lieferverweigerung hat.
Meines Erachtens spricht nichts dagegen, diese in der jüngeren
Rechtsprechung entwickelten Grundsätze über den Kontrahie-
rungszwang eines Monopolisten auch auf Casinos anzuwenden.
Auch aus diesem Grund wäre dem Klagebegehren stattzugeben
gewesen.
Die Casino AG hat aus dem gegenständlichen Fall übrigens
bereits entsprechende Konsequenzen gezogen: In den meisten
Casinos werden nunmehr beim Black Jack Spiel Kartenmischauto-
maten verwendet. Dadurch werden die im Schlitten befindlichen
Karten ständig gemischt, wodurch dem System der card counter
der Boden entzogen ist, da die gespielten Karten nicht mehr weg-
gelegt werden. Erfreulicherweise – aus der Sicht des Kl – sind
diese Maschinen noch recht fehleranfällig, so daß sie in einigen
Casinos bereits wieder verschwunden sind und man wieder auf
das händische Kartenmischen zurückgreift. Das Casino hätte das
Spielsystem des Kl im übrigen von vornherein immer schon dadurch
unterlaufen können, daß die sogenannte Stapelkarte möglichst
weit vorn in den Schlitten gesteckt wird (anstatt – wie üblich – im
hinteren Drittel), was bewirkt hätte, daß eine viel größere Anzahl
von Karten im Kartenstapel gar nicht ins Spiel gekommen wäre
und dadurch das Spielsystem des Kl nicht funktioniert hätte. Diese
Vorgangsweise hätte aber andererseits dazu geführt, daß in immer
kürzeren Abständen (händisch) neu gemischt werden hätte müs-
sen. Da dies relativ viel Zeit in Anspruch nimmt, hätte das Casino
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dadurch mehr Einnahmen von weniger erfolgreicheren Spielern
verloren, als es andererseits durch die traditionelle Vorgangsweise
gegenüber dem Kl bzw anderen card counters verloren hat. Die
Casinos trachteten daher, sich der card counter auf andere Art und
Weise (Spielsperren) zu entledigen. Wie sich zeigt, allerdings mit
rechtswidrigen Mitteln.

RA Dr. Günther Riess
am Verfahren beteiligt

Gebühren- und Steuerrecht
7565

§ 5 Abs 1 Z 1 GrEStG
Die „Bauherreneigenschaft“ der Erwerber von
Miteigentumsanteilen ist ua dann zu verneinen,
wenn die Erwerber von vornherein in ein bereits
fertiges Planungs-, Vertrags- und Finanzierungs-
konzept im Wege eines Vertragsgeflechtes ein-
gebunden werden.

VwGH 28. 5. 1998, 97/16/0494–0500

Gemäß § 5 Abs 1 Z 1 GrEStG 1987 ist bei einem Kauf Gegenlei-
stung der Kaufpreis einschließlich der vom Käufer übernommenen
sonstigen Leistungen und der dem Verkäufer verbleibenden Nut-
zungen.

Wie der VwGH erst jüngst in seinem Erk vom 29. 4. 1998, Zlen
97/16/0234–0238 (welches ebenfalls ein „Bauherrenmodell“
der „Freude am Wohnen“ Wohnbau GmbH bzw der IFW betraf)
unter Berufung auf seine stRsp klargestellt hat, ist die Bauherren-
eigenschaft der Erwerber von Miteigentumsanteilen ua dann zu
verneinen, wenn die Erwerber von vornherein in ein bereits ferti-
ges Planungs-, Vertrags- und Finanzierungskonzept im Wege eines
Vertragsgeflechtes eingebunden werden.

Genau das war auch in den nunmehr zu entscheidenden Be-
schwerdefällen der Fall, weil

– die Bf sich aufgrund eines von der IFW schon vorher erarbei-
teten Konzeptes, welches bereits einen Investitionsplan mit zwei
Planungsvarianten enthielt, engagiert haben;

– die Bf von vornherein (noch vor der Konstituierung der Miteigen-
tümergemeinschaft) die IFA mit der Vermittlung der im Konzept der
IFW enthaltenen Finanzierung betrauten;

– die Bf die IFW umfassend, insbesondere auch zur Vertretung vor
Baubehörden sowie zum Abschluß von Verträgen aller Art (ins-
besondere auch Darlehens- und Kreditverträgen bis zum erforder-
lichen Finanzierungsbetrag) bevollmächtigten;

– von der IFW in Vertretung der Miteigentümer noch am Tag der
Konstituierung der Miteigentümergemeinschaft bzw in unmittelba-

rer zeitlicher Nähe dazu (am 28. 12. 1998) insgesamt fünf detail-
liert ausgearbeitete Vertragswerke abgeschlossen hat, wobei es
ausgeschlossen ist, daß diese Vertragstexte in der konstituierenden
Miteigentümerversammlung von den Miteigentümern selbst erar-
beitet wurden.

Dazu kommt, daß nach Ausweis der im Verf 97/16/0475 vorge-
legten Verwaltungsakten in der konstituierenden Miteigentümerver-
sammlung nicht alle Erwerber anwesend bzw vertreten waren.

Besonders bemerkenswert ist im gegebenen Zusammenhang, daß
die Bf auch der Feststellung der bel Beh, die Grundkonzeption
stamme nicht von ihnen und habe es der Organisator in der Hand
gehabt, zu entscheiden, ob ein Interessent zum Erwerb zugelas-
sen wird, nicht bestreitend entgegentreten, sondern nur rechtlich
meinen, daraus lasse sich für den Standpunkt der bel Beh nichts
gewinnen.

Zusammenfassend kann aus den vorstehenden Gründen unter Hin-
weis auf die bereits zit Erk vom 29. 4. 1998, Zl 97/16/0234–
0238, sowie vom 23. 1. 1992, Zl 90/16/0154 den Bf die von
ihnen angestrebte Bauherreneigenschaft nicht zugebilligt werden.

Was schließlich die Bemessungsgrundlage betrifft, ist den Be-
schwerden folgendes entgegenzuhalten:

Nach ständiger Judikatur (siehe bei Fellner, Gebühren und
Verkehrsteuern, II 3. Teil, Grunderwerbsteuergesetz 1987, Rz 88
Abs 1 und 88a Abs 1 zu § 5 GrEStG) ist Gegenleistung alles, was
der Erwerber über den Kaufpreis hinaus für das Grundstück auf-
wenden muß, um es zu erhalten. Auch Umsatzsteuerbeträge sind
in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen (siehe dazu die bei
Fellner aaO Rz 6 letzter Absatz zu § 5 GrEStG referierte Judi-
katur). Demnach hat die bel Beh nicht rechtswidrig gehandelt,
wenn sie (in teilweiser Stattgebung der Berufungen) die Gesamtin-
vestitionskosten der niedrigeren Planungsvariante 1 zuzüglich des
vereinbarten Agios herangezogen hat, weil damit auch die darin
enthaltene Umsatzsteuer und die diversen Finanzierungskosten Ent-
geltcharakter aufweisen. Dazu kommt noch, daß bei Projekten wie
dem vorliegenden selbstredend auch Kredit- und Eintragungs-
gebühren, die von vornherein in der Investitionssumme enthalten
sind, dem Gesamtaufwand des Erwerbes zuzurechnen sind. Da-
von, daß – wie in den Beschwerden behauptet – in der von der bel
Beh aufgelisteten Zusammensetzung der Gesamtinvestitionskosten
Grunderwerbsteuer enthalten wäre, kann keine Rede sein. Die von
den Beschwerden vermißten Zahlungsbelege betreffend das Agio
finden sich in den zur Beschw 97/16/0475 vorgelegten Verwal-
tungsakten (siehe dort AS 93–125).

Anmerkung:

1. Dem Erk lag folgender Sachverhalt zugrunde: Die Bf erwarben
von der „Freude am Wohnen“ Wohnbau GmbH Miteigentums-
anteile an einer Liegenschaft. Auf dieser sollten – in Form eines
Verlustbeteiligungsmodells – Gebäude errichtet werden, wobei
von der „IFW Immobilien- und Finanzierungsberatungs-GmbH“
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(kurz „IFW“) ein Investitionsplan (in zwei Varianten) erstellt wurde
und von der „IFA Institut für Anlageberatung und Vermögens-
planung AG“ (kurz „IFA“) die Finanzierung des Projekts vermittelt
wurde. In den Investitionskosten waren neben Finanzierungskosten
wie Kredit- und Eintragungsgebühren auch als „Agio“ bezeichnete
Provisionen an die „IFA“ (zuzüglich USt) enthalten.

2. Strittig war die sogenannte „Bauherreneigenschaft“; dabei
geht es um die Frage, ob lediglich ein unbebautes Grundstück
oder darüber hinaus auch ein zu errichtendes Gebäude erworben
werden und ob dementsprechend auch die Errichtungskosten des
Gebäudes in die Bemessungsgrundlage der GrESt (vgl § 5 Abs 1
Z 1 GrEStG) einbezogen werden müssen. Die vom VwGH hier für
die Frage herangezogenen Kriterien, ob der Käufer lediglich das
unbebaute Grundstück erwirbt und er daher selbst als „Bauherr“
anzusehen ist, entsprechen stRsp (siehe zB jüngst VwGH 12. 11.
1997, 95/16/0176, AnwBl 1998/11/Nr 2060). Dabei kommt
es insgesamt darauf an, ob der Käufer von vornherein in ein
bereits fertiges Planungs-, Vertrags- und Finanzierungskonzept im
Wege eines Vertragsgeflechtes eingebunden ist. Der VwGH diffe-
renziert bei der Beurteilung dieser Frage danach, ob der Käufer
auf die bauliche Gestaltung des Hauses Einfluß nehmen kann, ob
er das Baurisiko zu tragen hat, dh daß er den bauausführenden
Unternehmen gegenüber unmittelbar berechtigt und verpflichtet ist
und ob er schließlich das finanzielle Risiko tragen muß, dh daß er
nicht bloß einen Fixpreis zu zahlen hat, sondern alle Kostenstei-
gerungen übernehmen muß. Diese Kriterien müssen kumulativ vor-
liegen (vgl Fellner, Gebühren und Verkehrsteuern II § 5 GrEStG
Rz 90; derselbe, ÖStZ 1996, 499ff; weiters Kohler, Steuerleitfa-
den zur Vermietung6, 132f). Im vorliegenden Erk kommt der Frage
besondere Bedeutung zu, ob der Käufer selbst vor den Baubehör-
den auftritt. Dieser Umstand sollte aber nicht überbewertet werden,
weil es sich letztlich nur um ein Indiz dafür handelt, ob der Käufer
auf die bauliche Gestaltung Einfluß nehmen kann.

3. Die Kriterien der Bauherreneigenschaft gelten auch dann, wenn
eine Miteigentümergemeinschaft ein Gebäude errichten läßt. In
diesem Fall muß die Gesamtheit der Miteigentümer tätig werden;
es müssen daher alle Miteigentümer an der Beschlußfassung über
das Bauvorhaben teilnehmen (Fellner, Gebühren und Verkehrsteu-
ern II § 5 GrEStG Rz 93ff). Dies war nach dem vorliegenden Sach-
verhalt nicht bei allen Miteigentümern der Fall.

4. Strittig war schließlich, ob auch sonstige Leistungen an einen
Dritten in die Bemessungsgrundlage einbezogen werden können.
Dies wird von der hA bejaht (Fellner, Gebühren und Verkehrsteu-
ern II § 5 GrEStG Rz 88a; Czurda in Arnold/Arnold, Kommentar
zum GrEStG 1987 I § 5 Rz 102). Auch die USt kann dabei in die
Bemessungsgrundlage einbezogen werden (vgl dazu Czurda in
Arnold/Arnold, Kommentar zum GrEStG 1987 I § 5 Rz 101a;
Fellner, ÖStZ 1996, 503).

Christoph Urtz

7566

§§ 1 Abs 1 Z 1, § 8 GrEStG
Da aufgrund eines Anwartschaftsvertrages auf
die Einräumung von Wohnungseigentum wegen
§ 25 Abs 1 WEG letzten Endes ein klagbarer und
damit durchsetzbarer Anspruch auf Einverlei-
bung eines Eigentumsrechtes gegen den Eigen-
tümer der Liegenschaft zusteht, stellt bereits der
in Rede stehende Anwartschaftsvertrag den Er-
werbsvorgang gemäß § 1 Abs 1 Z 1 GrEStG dar.

Das in § 22 WFG 1968 normierte (und grund-
bücherlich abgesicherte) Veräußerungsverbot ist
nicht als Bestimmung iSd § 8 GrEStG aufzufas-
sen, wonach der Erwerb des betreffenden Lie-
genschaftsanteils der Genehmigung der Fonds-
behörde bedarf. Die Wirksamkeit des Erwerbs-
vorganges aufgrund des Anwartschaftsvertrages
wird damit gem § 8 GrEStG nicht verhindert.

VwGH 2. 7. 1998, 97/16/0269

Gemäß § 18 Abs 2 GrEStG 1987 sind auf den vorliegenden Fall
noch die Vorschriften des GrEStG 1955 anzuwenden.

Gemäß § 1 Abs 1 Z 1 dieses Gesetzes unterlagen der Steuer ein
Kaufvertrag oder ein anderes Rechtsgeschäft, das den Anspruch
auf Übereignung begründet.

Wie auch die Beschw selbst zutreffend ausführt, kommt es in die-
sem Zusammenhang (zB betreffend die Abgrenzung zu einem Vor-
vertrag) entscheidend darauf an, ob eine Vereinbarung vorliegt,
die dem Erwerber bereits den Anspruch darauf gewährt, die Ein-
tragung seines Eigentumsrechtes im gegebenen Fall ohne weitere
rechtsgeschäftliche Abmachung letzten Endes im Klagsweg, also
unmittelbar, durchzusetzen (vgl dazu zB das Erk vom 25. 10.
1990, Zl 88/16/0148, und die dort angeführte Vorjudikatur).

Der Bf, die im Kern ihrer Argumente den vorliegenden Anwart-
schaftsvertrag nur als Vorvertrag erscheinen lassen will, ist in erster
Linie folgendes entgegenzuhalten:

Sie hat im Wege des Anwartschaftsvertrages vom Wohnungs-
eigentumsorganisator die schriftliche Zusage der Einräumung von
Wohnungseigentum an einem bestimmten Geschäftslokal erhalten.
Die Bf ist daher als Wohnungseigentumsbewerberin iS des § 23
Abs 1 WEG anzusehen und wurde dementsprechend im Anwart-
schaftsvertrag zu Recht auch als solche bezeichnet. Damit stand
der Bf aber bereits aufgrund des Anwartschaftsvertrages zufolge
der Bestimmung des § 25 Abs 1 WEG letzten Endes ein klag-
barer und damit durchsetzbarer Anspruch auf Einverleibung
ihres Eigentumsrechtes gegen den Eigentümer der Liegenschaft zu
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(vgl dazu insbesondere Würth, Der Wohnungseigentumsbewer-
ber, JBl 1979, 131ff; OGH SZ 50/15; Palten, Wohnungseigen-
tumsrecht2 Rz 292ff) und stellte daher bereits der in Rede stehende
Anwartschaftsvertrag vom 16. 5. 1986 den Erwerbsvorgang gem
§ 1 Abs 1 Z 1 GrEStG dar. Einer weiteren Auseinandersetzung mit
der Frage, ob dieser Vertrag abgesehen vom § 25 Abs 1 WEG
einen Leistungsanspruch der Bf auf Übereignung geschaffen hat
(was aufgrund des Vertragsinhaltes mit Rücksicht auf die dort
bereits begründeten Leistungspflichten überdies zu bejahen wäre),
bedarf es daher nicht.
Zur zweiten essentiellen Frage des vorliegenden Falles, nämlich
zum Vorliegen einer aufschiebenden Bedingung, ist folgendes zu
sagen:
Gemäß § 16 Abs 2 GrEStG 1955 entsteht die Steuerschuld dann,
wenn die Wirksamkeit eines Erwerbsvorganges von einer Bedin-
gung oder von einer Genehmigung einer Beh abhängig ist, erst mit
dem Eintritt der Bedingung oder mit der Genehmigung.
Dabei ist eine von den Parteien des Rechtsgeschäftes selbst
gesetzte, sog gewillkürte aufschiebende Bedingung ebenso zu be-
achten wie die Genehmigung einer Beh (vgl dazu die bei Fellner,
aaO II 3. Teil Grunderwerbsteuergesetz 1987, Rz 25 zu § 8
GrEStG 1987 referierte Judikatur).

Da im vorliegenden Fall angesichts des Wortlautes des § 8 des
Anwartschaftsvertrages (in Verbindung mit der Tatsache, daß die
Parteien bereits wesentliche Erfüllungsansprüche vor der Zustim-
mung der Fondsbehörde und damit unabhängig davon vereinbart
haben – so zB den Zahlungsanspruch des Wohnungseigentums-
organisators betreffend die Bareigenmittel und den Übergabs-
anspruch der Wohnungseigentumsbewerberin) von einer gewill-
kürten aufschiebenden Bedingung keine Rede sein kann, könnte
die zitierte Vertragsbestimmung, womit die Parteien lediglich die
Bestimmung des § 22 WFG 1968 zur Kenntnis nahmen und ihrer
Vereinbarung zugrunde legten, allenfalls nur die Bedeutung haben,
daß die Vereinbarung im Wege des § 22 WFG 1968 einer gesetz-
lichen aufschiebenden Bedingung unterlag.
Gerade mit dieser Frage hat sich aber der VwGH bereits mehrfach
beschäftigt und dazu in ständiger Rsp die Auffassung vertreten,
daß das im § 22 WFG 1968 normierte (und grundbücherlich
abgesicherte) Veräußerungsverbot nicht als Bestimmung aufzufas-
sen ist, wonach der Erwerb des betreffenden Liegenschaftsanteils
der Genehmigung der Fondsbehörde bedarf (vgl die bei Fellner,
aaO Rz 36 vorletzter Absatz zu § 8 GrEStG 1987 referierten
Erk vom 25. 10. 1990, Zl 88/16/0148, bzw vom 19. 5. 1988,
Zl 87/16/0162, sowie das Erk vom 12. 4. 1984, Zl 83/16/
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0083). Von dieser Judikatur abzugehen bietet der vorliegende Fall
schon deshalb keinen Anlaß, weil § 22 WFG 1968 – wenn über-
haupt – dann nur im Wege einer Grundbuchsperre die dingliche
Verfügung betrifft, nicht jedoch die im gegebenen Fall maßgeb-
liche schriftliche Zusage des Wohnungseigentumsorganisators an
den Wohnungseigentumsbewerber gem § 23 Abs 1 WEG, die
keinesfalls einer Genehmigung der Fondsbehörde bedurfte und
solcherart nicht unter einer aufschiebenden Rechtsbedingung
stand.

Anmerkung:

1. Nach dem Sachverhalt schlossen die Bf (eigentlich deren
Rechtsvorgängerin) und eine Gesellschaft einen „Anwartschaftsver-
trag“ über den Kauf eines Miteigentumsanteiles an einer Liegen-
schaft und die Begründung von Wohnungseigentum. Dabei wurde
in § 8 des Anwartschaftsvertrages folgende Formulierung aufge-
nommen: „Der Wohnungseigentumsbewerber nimmt ausdrücklich
zur Kenntnis, daß die Rechtsgültigkeit des vorliegenden Anwart-
schaftsvertrages sowie des zukünftig abzuschließenden Kaufver-
trages und der Vereinbarung zur Begründung von Wohnungs-
eigentum von der Zustimmung der Fondsbehörde abhängig ist.“
Aufgrund dieses Anwartschaftsvertrages wurde von der bel Beh
Grunderwerbsteuer festgesetzt.

2. Der VwGH führt in Einklang mit der bisherigen Rsp aus, daß es
sich bei Vorliegen eines klagbaren und daher unmittelbar durch-
setzbaren Anspruches nicht um einen Vorvertrag, sondern um ein
schuldrechtliches Verpflichtungsgeschäft iSd § 1 Abs 1 Z 1 GrEStG
1955 (entspricht § 1 Abs 1 Z 1 GrEStG 1987) handelt (vgl Czurda
in Arnold/Arnold, Kommentar zum GrEStG 1987 I § 1 Rz 131ff).
Damit löst der Anwartschaftsvertrag auf die Einräumung von Woh-
nungseigentum wegen des durchsetzbaren Anspruches auf Einver-
leibung des Eigentumsrechtes (§ 25 Abs 1 WEG) den Anfall von
GrESt aus.

3. Der VwGH deutete die Formulierung in § 8 des Anwartschafts-
vertrages nicht als rechtsgeschäftlich vereinbarte (gewillkürte) auf-
schiebende Bedingung gem § 8 GrEStG. Eine aufschiebende Be-
dingung kam in weiterer Folge lediglich aufgrund der gesetzlichen
Bestimmung des § 22 Wohnbauförderungsgesetz 1968 (WFG) in
Betracht, die den Erwerb eines Liegenschaftsanteiles von der
Genehmigung der Fondsbehörde abhängig machte. Der VwGH
argumentierte damit, daß diese Regelung nur ein grundbücher-
liches Veräußerungsverbot normiert und daher das nur das Verfü-
gungsgeschäft, nicht aber das tatbestandlich relevante Verpflich-
tungsgeschäft berührt (vgl zum Verpflichtungsgeschäft Fellner, Ge-
bühren und Verkehrsteuern II § 1 GrEStG Rz 165 und zu § 22
WFG Fellner, Gebühren und Verkehrsteuern II § 1 GrEStG Rz 166
und Rz 36 sowie Arnold/Arnold, Kommentar zum GrEStG 1987 I
§ 8 Rz 21g).

Christoph Urtz

Prüfungsbeschlüsse – VfGH
29. 9. 1998 – 17. 10. 1998

Niederösterreichische Bauordnung

§ 113 Abs 2c der NÖ Bauordnung 1976 (LGBl 8200-13) betref-
fend „Amnestie für Schwarzbauten“

29. 9. 1998, B 4743/96 (gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts
wegen)

BG über die Austro Control GmbH

§ 6 Abs 1 des BG über die Austro Control GmbH, mit dem das Luft-
fahrtgesetz und das BG über den zwischenstaatlichen Luftverkehr
geändert werden (BGBl 1993/898) hinsichtlich Kostentragung für
amtswegige Überprüfungen von Luftfahrzeugen durch die Austro
Control

1. 10. 1998, B 583/98 (gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts
wegen)

Allgemeines Sozialversicherungsgesetz

Wortteil in § 308 Abs 3 lit b ASVG (BGBl 1955/189 idF BGBl
1973/31) betreffend den Ausschluß der Leistung eines Erstattungs-
betrages für Ersatzzeiten bei Aufnahme in ein pensionsversiche-
rungsfreies Dienstverhältnis

5. 10. 1998, B 2243/97 (gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts
wegen)

Niederösterreichische Bauordnung

§ 6 Abs 3 der NÖ Bauordnung 1996 (LGBl 8200-0) betreffend
die Parteistellung der Nachbarn einer gewerblichen Betriebsanlage

5. 10. 1998, B 1494/98 (gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts
wegen)

Strukturanpassungsgesetz 1996

Zweiter Satz des § 4 Abs 2 des BG über die Abgeltung von Lehr-
und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen (BGBl 1974/463) idF des
Art 90 StrukturanpassungsG 1996 (BGBl 1996/201)

12. 10. 1998, B 533/98 ua (gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts
wegen)

Asylgesetz 1997

Wortfolge in § 32 Abs 1 AsylG 1997 (BGBl I 1997/76) betref-
fend die zweitägige Berufungsfrist gegen bestimmte abweisliche
Bescheide

17. 10. 1998, B 825/98 (gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts
wegen)
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11, 362. Feik, Rudolf: Die Umweltver-

träglichkeitsprüfung imEisenbahnrecht

12, 398. Dittrich, Robert, Peter Reindl
und Johannes Stabentheiner: Pisten-
sicherungspflicht bei schlechten Sicht-
verhältnissen

427. Kaltenegger, Armin und Tho-
mas Koller: Der Rollschuhfahrer und
seine ambivalente Rechtsnatur. Be-
trachtungen zum neuen Regelungs-
gegenstand der 20. StVONov

Zeitschrift für Verwaltung
5, 582. Muzak, Gerhard: Die Neure-

gelung der Vertretung in der Bundes-
regierung

592. Holoubek, Michael: Vergabe-
rechtsschutz durch Schadenersatz

Neu erschienen
Diese Liste soll Ihnen einen Überblick über
Neuerscheinungen bieten, erhebt aber
keinesfalls einen Anspruch auf Vollständig-
keit.

Besteuerung der Betriebsveräußerung.
§§ 24 und 37 EStG. Von Veronika Do-
ralt / Klaus Kohlbacher. Verlag Orac,
Wien 1998. 288 Seiten, br, S 590,–.

Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung.
Orac Musterverträge. 7. Aufl. Von
Manfred Straube. Verlag Orac, Wien
1998. 64 Seiten, br, S 190,–.

Konkursanfechtung des Kontokorrentkre-
dites. Von Reinhard Rebernig. Verlag
Orac, Wien 1998. 204 Seiten, geb,
S 590,–.

Mobilkommunikation. Rechtsfragen derSen-
deanlagen. Von Bernhard Raschauer.
Verlag Orac, Wien 1998. 104 Sei-
ten, br, S 290,–.

Sozialversicherung für Dienstnehmer und
Selbständige. Von der Werkvertrags-
regelung zur umfassenden Versiche-
rungspflicht. Von Konrad Grillberger /
Rudolf Mosler. Verlag Orac, Wien
1998. 104 Seiten, br, S 290,–.

Die Strafbarkeit von Internetdelikten. Eine
Analyse am Beispiel pornographischer
Inhalte. Von Wolfgang Freund. WUV
Universitätsverlag, Wien 1998. XVI,
130 Seiten, br, S 348,–.

Verwaltungsverfahren. 13. Aufl. Von Ro-
bert Walter / Rudolf Thienel. MSA 12,
Verlag Manz, Wien 1998. XXVI,
526 Seiten, geb, S 690,–.

Für Sie gelesen
■ GmbH-Handbuch für die Praxis. 5. Aufl.

Von Alfred Kostner / Michael Umfahrer.
Verlag Manz, Wien 1998. 934 Seiten,
S 1920,– (mit CD S 2940,–).

Der nunmehr in 5. Auflage erschienene
Kostner/Umfahrer bietet auf 584 Seiten ei-
ne kompakte und übersichtliche Darstel-
lung des österreichischen GmbH-Rechts,
wobei die Änderungen durch das IRÄG
1997 bereits Berücksichtigung fanden.
Besonders wertvoll ist jedoch der an die
systematische Darstellung anschließende,
umfangreiche Beispielteil, in dem Umfah-
rer auf 316 Seiten mit 359 Mustern den
Großteil der GmbH-rechtlichen Fragestel-
lung abdeckt: So finden sich ua Muster für
die Gesellschaftsvertragsgestaltung (inkl
Vorvertrag), für Kapitalerhöhungen und

-herabsetzungen, Abtretung und Verpfän-
dung von Geschäftsanteilen, Bestellung
und Abberufung von Gesellschaftsorga-
nen, Einberufung der Generalversamm-
lung, Verfassung von Protokollen und Fir-
menbuchanträgen, Umgründungsvorgänge
und vieles mehr. Muster für gesellschafts-
rechtliche Klagen (Anfechtungsklagen, Kla-
gen auf Zustimmung, Abberufungsklagen
etc) sind jedoch nicht enthalten. Hervor-
zuheben ist, daß das Handbuch auch mit
einer CD lieferbar ist, die alle 359 Muster
in bearbeitbarer Form enthält. Ein Stich-
wortverzeichnis, das sowohl auf die Rand-
zahlen der systematischen Darstellung als
auch auf den Musterteil verweist, rundet
das Werk ab. Der neue Kostner/Umfahrer
kann somit wärmstens empfohlen werden
und sollte als ideale Ergänzung zu
Koppensteiners GmbHG-Kommentar und
Reich-Rohrwigs systematischer Darstellung
in keiner gesellschaftsrechtlichen Hand-
bibliothek fehlen.

Jörg Zehetner

■ Euro-Umstellung – Gesellschaftsrecht –
Bilanz- und Zivilrecht. Von Johannes
Reich-Rohrwig. Linde Verlag, Wien
1998. 476 Seiten, kart, S 782,–.

Aufgrund der nahenden Umstellung auf
den Euro ist dieses Buch eine ausgezeich-
nete Hilfe, sowohl sein eigenes Unterneh-
men – Rechtsanwaltskanzlei – umzustellen
als auch die Klienten entsprechend zu be-
raten.
Diese erste Währungsumstellung in diesem
Jahrhundert, die in einer funktionierenden
Volkswirtschaft vorgenommen wird, ist ne-
ben der wirtschaftlichen Einmaligkeit auch
eine nicht minder große juristische Heraus-
forderung, die durch die europarechtliche
erste Euro-EV und zweite Euro-EV sowie
durch das erste Euro-Justizbegleitgesetz
und erste Euro-Finanzbegleitgesetz inner-
österreichisch gelöst wurde.
Auf 63 Seiten stellt der Autor einen Über-
blick in wirtschaftlicher und rechtlicher Hin-
sicht betreffend Euro-Umstellung dar. Hier-
auf sind die Erläuterungen zur Regierungs-
vorlage zum ersten Euro-Justizbegleitge-
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setz sowie der Bericht abgedruckt. In den
Anhängen I bis XII sind die verschiedenen
Gesetze, teilweise auszugsweise betref-
fend den geänderten Regelungen abge-
druckt und kommentiert. Auffallend ist,
daß bei der Kommentierung des AktG der
Autor besonders fleißig und ausführlich
war.
Dieses Buch ist ein absolutes Muß für je-
den Rechtsanwalt.

Wolf-Georg Schärf

■ Das Gericht erster Instanz der Euro-
päischen Gemeinschaften: Aufbau, Zu-
ständigkeiten, Verfahren. 2., aktual u
erw Aufl. Begr von Heinrich Kirschner.
Bearb von Karin Klüpfel. Verlag Hey-
manns, Köln-Berlin-Bonn-München1998.
316 Seiten, kart, S 526,–.

Einen hervorragenden Überblick und wert-
volle praktische Hilfe für den Rechtsanwen-
der bietet das vorliegende, von Praktikern
geschaffene Werk über die Verfahren vor
dem Europäischen Gericht erster Instanz
(EuGI). Das in seiner ersten Auflage vom
(verstorbenen) deutschen Richter am Ge-
richt erster Inanz Dr. Heinrich Kirschner
geschaffene Werk ist in der zweiten Auf-
lage von Dr. Karin Klüpfel unter Beibehal-
tung des ursprünglichen Konzepts durch
Einarbeitung der zwischenzeitig ergange-
nen Rechtsprechung und der erlassenen
Änderungen der Verfahrensordnung auf
aktuellen Stand (April 1998) gebracht
worden.
Das Gericht erster Instanz, das erst 1989
dem EuGH zu seiner Entlastung und zur
Verbessung des Rechtsschutzes beigeord-
net wurde, entscheidet in den in seine Zu-
ständigkeit verwiesenen Verfahren (nomen
est omen) in erster Instanz; dem Gerichts-
hof wurde gleichzeitig die Funktion des
Rechtsmittelgerichts in diesen Verfahren
übertragen. Zuständig ist das Gericht erster
Instanz neben dienstrechtlichen Verfahren
vor allem für die oft – insbesondere vom
Sachverhalt her – komplexen wettbewerbs-
rechtlichen Verfahren, die für den anwaltli-
chen Rechtsberater (neben den – dem
Gerichtshof vorbehaltenen – Vorabent-

scheidungsverfahren zur Auslegung des
Gemeinschaftsrechts) die größte Bedeu-
tung haben.
Einem Teil über die Verfahrensgrundlagen
(Rechtsquellen, Gerichtsverfassung,Zustän-
digkeiten) folgt eine Darstellung der Ver-
fahrensarten (Nichtigkeits- und Untätig-
keitsklage, Überprüfung von Zwangsmaß-
nahmen, Schadenersatzklagen und dienst-
rechtliche Verfahren), anschließend wer-
den der Ablauf und die Grundsätze des
Verfahrens zusammengefaßt. Der Prüfung
der Verfahrensvoraussetzungen, demRechts-
mittelverfahren, dem einstweiligen Rechts-
schutz und anderen verfahrensrechtlichen
Nebenfragen (Streithilfe, außerordentliche
Rechtsbehelfe) sowie den Verfahren über
das geistige Eigentum ist der vierte Teil
gewidmet. Ein umfangreicher Anhang gibt
die (aktuellen) Texte der Verfahrensord-
nung des Gerichts, der Satzung des
Gerichtshofs und der Dienstanweisung für
den Kanzler (entspricht einer Geschäfts-
ordnung) wieder. Das Verfahren vor dem
Gerichtshof wird im Wesentlichen nur inso-
weit behandelt, als es für das Rechtsmittel-
verfahren von Relevanz ist.
Gerade der Umstand, daß das Buch aus
der Feder von am Gericht erster Instanz im
richterlichen Dienst tätigen Juristen stammt,
macht es für den, mit den Verfahren vor
den Luxemburger Gerichten noch nicht so
vertrauten Anwender so wertvoll, weil es
ihm als praktischer Leitfaden und Nach-
schlagewerk die Arbeit mit einer nicht so
vertrauten Materie wesentlich erleichtert
und auch Fehler vermeiden hilft.

Wilfried Aichinger

■ Zwischenstaatlicher Rechtsverkehr in
Zivilrechtssachen. 2. Auflage, MGA 35.
Von Alfred Duschek / Werner Schütz /
Ihor Tarko. Verlag Manz, Wien 1998.
1296 Seiten, Ln, S 2760,–.

Die Autoren aus den internationalen Zivil-
rechtsabteilungen des Bundesministeriums
für Justiz legen in einer Gemeinschaftsar-
beit den erneuerten Rechtsbestand unter
Berücksichtigung des Rechtshilfeerlasses
für Zivilrechtssachen 1997, des für Öster-

reich am 1. 9. 1996 in Kraft getretenen
Lugano-Übereinkommens und des EuGVÜ
vor. Da sie bei ihrer jahrelangen Tätigkeit
die in dem Band enthaltenen Rechtsquellen
zum Teil selbst ausgearbeitet bzw mitge-
staltet und ihre praktische Anwendung ver-
folgt haben, enthält diese große Gesetzes-
ausgabe eine vollständige, übersichtlich
geordnete Darstellung der auch für den
Praktiker immer häufiger anzuwendenden
Bestimmungen des zwischenstaatlichen
Rechtsverkehrs in Zivilrechtssachen.

Peter Wrabetz

■ Rechtsfolgen fehlerhafter GmbH-Gesell-
schafterbeschlüsse. Von Wilfried Thöni.
Verlag Orac, Wien 1998. 288 Seiten,
geb, S 640,–.

Mit dem in dem Buch von Herrn Univ.-
Doz. Dr. Thöni behandelten Problem der
Rechtsfolgen fehlerhafter GmbH-Gesell-
schafterbeschlüsse wurde eine Thematik
aufgegriffen, die aufgrund der uneinheitli-
chen und nicht klaren Judikatur des OGH
dringend einer Klarstellung bedarf. Wäh-
rend der OGH die Frage, ob es nicht bloß
anfechtbare, sondern auch absolut nich-
tige Gesellschafterbeschlüsse gibt, meist
offengelassen hat, unterscheidet die Lehre
zwischen anfechtbaren und absolut nichti-
gen Gesellschafterbeschlüssen. Während
anfechtbare Beschlüsse nur in einem Ver-
fahren nach § 41 GmbHG beseitigt wer-
den können, ist ein solches Verfahren nach
überwiegender Auffassung bei absolut
nichtigen Beschlüssen zwar zulässig, aber
nicht notwendig. Die Nichtigkeit soll, falls
die Voraussetzungen des § 228 ZPO ge-
geben sind, mit Feststellungsklage geltend
gemacht werden können, für die die ein-
monatige Frist des § 41 GmbHG nicht gilt.
Der OGH hat die absolute Unwirksamkeit
einer Stimmabgabe und damit eines
Beschlusses nur für die Fälle anerkannt, in
denen nur zum Schein ein Beschluß vor-
lag, zumal der Beschluß mit derart gravie-
renden Mängeln behaftet war, daß von ei-
ner rechtlich unbeachtlichen Willensäuße-
rung gesprochen werden mußte. In der
Praxis können allerdings mit dieser Judika-
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tur nur sehr beschränkt für eine Gesell-
schaft negativ gefaßte Beschlüsse ange-
fochten werden, da insbesondere bei
mehrfach verschachtelten Unternehmens-
strukturen und mit Stimmrechtsvollmachten
ausgestatteten Personen der Fall eintreten
kann, daß eine Person mit sich selbst
Rechtsgeschäfte abschließt und diesbezüg-
liche Beschlüsse faßt, die der Muttergesell-
schaft aufgrund der vorliegenden Stimm-
rechtsvollmacht nie zur Kenntnis gelangen,
sodaß eine Anfechtung des Beschlusses
praktisch unmöglich wird, wenn nicht mit
einer Nichtigkeit des Beschlusses wegen
Sittenwidrigkeit oder Kollusion argumen-
tiert werden kann. Die vorliegende Arbeit
und vor allem auch deren Ergebnisse stel-
len daher eine seit langem notwendige
Monographie hinsichtlich dieses Themas
dar.

Karl Ludwig Vavrovsky

■ Stille Gesellschaft im Abgabenrecht. 4.,
überarb und erw Aufl. Von Kurt Neuner.
Verlag Orac, Wien 1998. 416 Seiten,
geb, S 1080,–.

Die Stille Gesellschaft findet trotz oder viel-
leicht gerade wegen der recht sparsamen
Vorschriften, die der Gesetzgeber ihr zu-
gedacht hat, weit verbreitete Anwendung.
Der Autor beschäftigt sich seit nunmehr
mehr als 30 Jahren mit dieser Gesell-
schaftsform und ihren abgabenrechtlichen
Folgen. Die vorliegende 4. Auflage erfaßt
die Lehre bis zum 31. 12. 1997 und die
Rechtsprechung bis zum 30. 9. 1997. An
eine gesellschaftsrechtliche Darstellung der
Gesellschaft schließen sich umfassende,
genaue und klare Darstellungen der abga-
benrechtlichen Konsequenzen einer sol-
chen Beteiligung. Der Leser findet die
Darstellung der Unterschiede der Stillen
Gesellschaft und Stillen Mitunternehmer-
schaft. Dargestellt ist aber auch die Beteili-
gung „nach Art“ eines Stillen Gesellschaf-
ters und die Unterbeteiligung. Die Folgen
der Beendigung der Gesellschaft sind
ebenso enthalten, wie die Auswirkungen
eines negativen Einlagekontos. Der Autor
setzt sich mit partiarischen Austausch-

verhältnissen (Darlehen, Bestandvertrag,
Dienstvertrag) auseinander und beleuchtet
die Besonderheiten der Stillen Gesell-
schaft, wird sie mit einer Kapitalgesell-
schaft oder mit einer Personengesellschaft
eingegangen. Weitere Kapitel des Buches
sind der Stillen Gesellschaft im Umsatz-
steuerrecht, im Gewerberecht, im Gebüh-
renrecht, im Kapitalverkehrsteuerrecht, im
Erbschafts- und Schenkungssteuerrecht ge-
widmet. Dargestellt wird die Haftung des
Stillen Gesellschafters für Abgabenschul-
den, die Behandlung der Stillen Gesell-
schaft im Doppelbesteuerungsabkommen
und die umgründungssteuerrechtliche Be-
handlung dieser Gesellschaft. Insgesamt
liegt mit dieser 4. Auflage eine umfassen-
de und aktuelle systematische Darstellung
der im Zusammenhang mit der Stillen
Gesellschaft auftretenden abgabenrechtli-
chen Fragen und ihrer Behandlung vor.
Das vorliegende Werk sollte in keiner
Bibliothek fehlen.

Gerhard Benn-Ibler

■ Sozialversicherungsrecht 1998 – kurz
gefaßt. Übersicht in Schaubildern und
Grafiken über ASVG, B-KUVG, GSVG,
FSVG und BSVG. Von Alfred Radner.
Universitätsverlag Rudolf Trauner, Linz
1998. 300 Seiten, br, S 380,–.

Der vorliegende Arbeitsbehelf gibt einen
generellen Überblick über die wichtigsten
Themen des Sozialversicherungsrechtes. In
der 4. Auflage wurden nicht nur die verän-
derten Werte aktualisiert, sondern darüber
hinaus auch die neue Rechtslage bezüg-
lich der Versicherungspflicht aller Selbstän-
digen berücksichtigt.
Zu Beginn werden in einer Übersicht alle
eingearbeiteten, eben erwähnten Neue-
rungen aufgelistet und mit der entspre-
chenden Seitenzahl, auf der sie zu finden
sind, versehen. Das erste Kapital zeigt
einen Überblick über aktuelle Werte der
Sozialversicherung und des Bundespflege-
geldes, die zweite große Überschrift lau-
tet Versicherungsträger und Versicherungs-
zweige, SozialversicherungsG, Geschütz-
ter Personenkreis, Übersicht über Versiche-

rungsfälle. Danach werden die Kranken-
versicherung, die Unfallversicherung und
die Pensionsversicherung behandelt, um
gleich darauf näher auf Pensions- und
Rentenanpassung sowie Rehabilitation ein-
zugehen. Den Schluß bildet das Kapitel
Verfahren, welches den jeweiligen Instan-
zenzug zeigt und jenes, das sich mit der
Organisation und der Selbstverwaltung
befaßt.
Die Aufbereitung des sehr unübersichtli-
chen und schwierigen Themas ist dem
Autor nicht zuletzt durch die Verwendung
vieler Schaubilder und Grafiken ausneh-
mend gut geglückt. Durch Paragraphen-
hinweise können die entsprechenden Be-
zugsstellen in den einzelnen Gesetzen
leicht aufgefunden werden, wodurch eine
enorme Arbeitserleichterung gegeben ist.

Georg Grießer

■ Versicherungsrechtliche Entscheidun-
gen – aufbereitet für die Praxis. Von
Wolfgang Reisinger. Verlag Orac,
Wien 1998. 1. Lfg. 260 Seiten, Lose-
blattausgabe, Preis inklusive Mappe
S 750,–.

Es liegt die erste Lieferung für das Jahr
1998 vor. Es handelt sich um eine Lose-
blattausgabe. Der Autor, Dr. Wolfgang
Reisinger, ist Jurist und Versicherungs-
mathematiker und Leiter einer zentralen
Schadenabteilung einer großen Asseku-
ranzgesellschaft.
Die Systematik gliedert sich in allgemeines
Versicherungsrecht, Kfz-Versicherung, all-
gemeine Haftpflichtversicherung, Rechts-
schutzversicherung, Sachversicherung und
Personenversicherung. Zu jedem Kapitel
sind Entscheidungen gesammelt und auf-
steigend nach Aktenzahlen geordnet. Das
Stichwortverzeichnis nennt zunächst das
Kapitel und sodann die Nummer der
Entscheidung, sowie die Jahreszahl der
Entscheidung.
Die Entscheidungen sind stark verkürzt
zusammengefaßt und kommentiert.
So wird etwa zur Frage der Repräsen-
tantenhaftung im Kommentar ausgeführt,
„. . . daß diese in der Praxis natürlich
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dazu führt, daß Firmeninhaber Augen und
Ohren fest versperrt halten, um ja nicht zu
wissen, wie ihre Angestellten arbeiten,
und im Schadenfall jede Billigung einer
zeit- und kostensparenden, leider auch
schadenintensiven Bearbeitungsart entrü-
stet von sich weisen“.
Aus anwaltlicher Sicht ist diese Entschei-
dungssammlung, insbesondere für die Aus-
arbeitung von Rechtsmitteln wenig geeig-
net, da eine wissenschaftlich-dogmatische
Betrachtung nicht geboten wird.

Thomas Mader

■ Grundrechtsbeschwerde-Ge-
setz (GRBG). Von Gerhard Hager /
Günter Holz-
weber. Grundrechtsbeschwerde-Gesetz,
MGA 57. Verlag Manz, Wien 1998.
VIII, 78 Seiten, br, S 182,–.

Lange Zeit wurde Klage über die Zahl
der Untersuchungshäftlinge in Österreich
geführt. In jüngerer Zeit ist dieses Thema
weitgehend aus den Schlagzeilen ver-
schwunden. Ist dies das Verdienst des
Grundrechtsbeschwerde-Gesetzes? Oder
ist das GRBG die Rute im Fenster, die die
Grundrechtsverletzungen von vornherein
verhindert? Oder haben Änderungen der
StPO die Problematik entschärft? Man
wird wohl nicht fehlgehen, wenn man in
einer Kombination aller Faktoren die Ursa-
che für die statistisch nachweisbare Ver-
kürzung der durchschnittlichen Untersu-
chungshaft sieht.
Im Vorwort erklärten die Autoren ihre Ab-
sicht, anläßlich des fünfjährigen Bestandes
des Gesetzes eine Bestandsaufnahme der
Rechtsprechung vorzunehmen. Genau dies
tun sie auch exakt. Das Gesetz wird Para-
graph für Paragraph wiedergegeben. Zu
jedem Paragraphen folgen der Ausschuß-
bericht und die Rechtsprechung des OGH,
übersichtlich gegliedert, mit hervorgehobe-
nen Stichworten. Im Anhang finden sich
Textwiedergaben des Bundesverfassungs-
gesetzes 1988 über den Schutz der per-
sönlichen Freiheit, des Art 5 EMRK und
Auszüge aus der StPO. Das Werk schließt
mit einem Stichwortverzeichnis. Entspre-

chend seiner Zielsetzung enthält das Buch
keine Kommentare der Autoren und kein
Literaturverzeichnis.

Geht man von der dargestellten Rechtspre-
chung aus, sind die Möglichkeiten, bei der
Einbringung einer Grundrechtsbeschwerde
Formalfehler zu begehen, Legion. Der
mit einer Grundrechtsbeschwerde Befaßte
wird daher gut beraten sein, sich dieser
Judikaturübersicht zu bedienen.

Der Gesetzgeber begründete im AB die
Bezeichnung des Rechtsbehelfs als „Grund-
rechts“beschwerde damit, daß der von
Hans Kelsen entwickelte Begriff des „ver-
fassungsgesetzlich gewährleisteten Rechts“
schwer handhabbar sei. Ob der Gesetz-
geber dabei direkt bedacht hat, daß der
Begriff des Grundrechts in Zukunft weiter
sein wird als jener der „verfassungsgesetz-
lich gewährleisteten Rechte“ – man denke
an die Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofs zu den allgemeinen Rechts-
grundsätzen der Mitgliedstaaten –, bleibt
unbehandelt. Die offene Formulierung des
§ 281 Abs 1 Z 4 StPO „insbesondere
durch Art 6“ läßt es allerdings vermuten.

Nach § 6 GRBG entscheidet der OGH
über Grundrechtsbeschwerden nach Anhö-
rung des Generalprokurators in nichtöffent-
licher Sitzung. Der AB begründete dies mit
dem Urteil Borgers des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte. Allerdings
hat der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte in letzter Zeit mehrfach judi-
ziert, daß der Rechtsmittelwerber das letzte
Wort haben müsse, so zuletzt in den Urtei-
len Van Orshoven/B vom 25. 6. 1997,
95/1995/601/689, und J. J/NL vom
27. 3. 1998, 9/97/793/994. Es könnte
also der Fall eintreten, daß das Grund-
rechtsbeschwerdegesetz selbst zur Fünfjah-
resfeier grundsrechtsreformbedürftig ist.

Wilfried Ludwig Weh

■ Handbuch des Verkehrsunfalles. 1. Teil:
Der Zivilprozeß in Verkehrsunfallsa-
chen. Von Robert Fucik / Franz Hartl /
Horst Schlosser (Hrsg). Verlag Manz,
Wien 1998. 100 Seiten, br, S 410,–.

Da ein nicht unerheblicher Teil der in Straf-
und Zivilsachen anhängigen Verfahren in
direktem und indirektem Zusammenhang
mit Verkehrsunfällen stehen, haben sich
die Herausgeber entschlossen, ein Hand-
buch des Verkehrsunfalles herauszugeben,
in welchem die spezifischen mit Verkehrs-
unfällen zusammenhängenden rechtlichen
Probleme aufgezeigt werden sollen. Nun
liegt der erste Band des Handbuches vor,
der sich mit dem Zivilprozeß unter Berück-
sichtigung der spezifischen Gegebenhei-
ten des Verkehrsunfalles befaßt.

Der von Robert Fucik verfaßte Band ist im
wesentlichen eine leicht lesbare und über-
sichtlich gegliederte Systematik des Zivil-
prozesses, wobei auch die Wertgrenzen-
novelle 1997 bereits Berücksichtigung fin-
det.

Speziell für die Problematik des Zivilpro-
zesses nach Verkehrsunfällen sind nur eini-
ge Passagen zum Verfahren I. Instanz.
Wegen der zahlreichen Literatur- und Judi-
katurzitate, die sich auf dem aktuellsten
Stand befinden, ist der Band für den mit
Verkehrssachen befaßten Juristen als
Nachschlagwerk gut geeignet, insgesamt
wendet er sich allerdings vornehmlich an
den Kreis der mit Verkehrsunfällen befaß-
ten Sachverständigen, die über keine juri-
stische Vorbildung verfügen.

Gottfried Zandl

■ Straßenverkehrsordnung. Erschienen in
der Reihe SWK-Gesetzestexte. Von
Roman Gerhart / Arno Terlitza (Hrsg).
Linde Verlag, Wien 1998. 271 Seiten,
kart, S 418,–.

Die am 22. 7. 1998 in Kraft getretene
20. Novelle der StVO und die am glei-
chen Tag in Kraft getretene 2. Führer-
scheingesetznovelle haben zahlreiche Ver-
änderungen gebracht, deren Kernstück –
neben den Bestimmungen über das Roll-
schuhfahren – zweifellos die Einführung
verschiedener Alkoholwertgrenzen ist, die
einerseits zu verschieden hohen Verwal-
tungsstrafen führen und andererseits auf
die Fristen für den Entzug der Lenker-



AnwBl 1999/2 129

Literaturbericht

berechtigung einwirken. Die Autoren ha-
ben den Gesetzestext nicht nur insge-

samt auf den letzten Stand gebracht, die
Erläuternden Bemerkungen der Regierungs-
vorlage aufgenommen und den Bericht
des Nationalrates zu den geänderten Be-
stimmungen und den Teilbestimmungen
des Führerscheingesetzes abgedruckt, son-
dern vor allem die Neuerungen mit aus-
führlichen erläuternden Anmerkungen ver-
sehen, sodaß die Bezeichnung „Textaus-
gabe“ dafür sicher zu bescheiden ist. Ein
detailliertes, mit vielen Stichworten verse-
henes Inhaltsverzeichnis läßt den Benutzer
rasch und sicher die Antwort auf seine Fra-
gen finden.

Nikolaus Lehner

■ Pistensicherung in der österreichischen
Rechtsprechung. Von Ivo Greiter. Linde-
Verlag, Wien 1998. 629 Seiten, geb,
S 1278,–.

Der Autor setzt mit diesem Werk seine Ent-
scheidungs-Sammlungstätigkeit in schon
bekannter, praxisorientierter, geradezu
vergnüglich handhabbarer Weise fort. Das
Buch listet vorwiegend die vom OGH und
dem OLG Innsbruck zum Thema ergange-
nen Entscheidungen auf und deckt dabei
einen Zeitraum vom 22. 11. 1961 bis
27. 1. 1998 ab. Neben einem hilfreichen
Stichwortverzeichnis kann sich der Leser
an einem chronologischen und an einem
nach Sachgruppen erstellten Verzeichnis
der Urteile orientieren. Gerade letzteres
Verzeichnis gestattet es dem suchenden
Benützer, rasch ins Ziel zu finden. Präzise,
informative Kurztitel wie „Verletzung einer
Schifahrerin durch Sturz auf aperer Stelle
der verbreiterten Schipiste“, „Sturz in ein
Wasserloch auf einer Langlaufloipe“ oder
„Sturz über Eisenstück, welches ca 10 cm
aus der Piste herausragt“, „Kollision mit
einem Hindernis 2,6 m außerhalb der
Piste“ gewähren eine hohe Treffsicherheit,
die durch eine Untergliederung nach Ge-
fahrenquellen (natürliche und künstlich ge-
schaffene Gefahrenquellen auf der Piste,
am Pistenrand, außerhalb der markierten

Indexzahlen November 1998

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 96 (∅ 1996 = 100) 102,4

Großhandelsindex (∅ 1996 = 100) 98,3

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 86 (∅ 1986 = 100) 133,9

Index der Verbraucherpreise 76 (∅ 1976 = 100) 208,2

Index der Verbraucherpreise 66 (∅ 1966 = 100) 365,3

Verbraucherpreisindex I (∅ 1958 = 100) 465,4

Verbraucherpreisindex II (∅ 1958 = 100) 466,8

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4089,4

Lebenshaltungskostenindex (April 1938 = 100) 3473,4

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3524,5

Großhandelsindex (∅ 1986 = 100) 102,5

Großhandelsindex (∅ 1976 = 100) 136,4

Großhandelsindex (∅ 1964 = 100) 227,2

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2216,6
Zahlenangaben ohne Gewähr

Piste, Unfälle bei Schirennen, Unfälle mit
Pistengeräten, auch Rodel- und sonstige
Unfälle wie etwa Lawinenunfälle) noch
gesteigert wird. Jeder einzelnen wiederge-
gebenen Entscheidung ist ein Katalog der
darin abgehandelten spezifischen Rechts-
fragen vorangestellt. Sowohl aus dem
Zivil- als auch aus dem Strafrechtsbereich
stammende Entscheidungen sind prägnant
exzerpiert und geben den Urteilsinhalt aus
allen befaßten Instanzen wieder. Insge-
samt ein Werk, das seine Anschaffung mit
hohem Gebrauchswert lohnt.

Rudolf Forstenlechner

■ Sammlung des Wiener Baurechts. Her-
ausgegeben von Henrietta Geuder.
Verlag Linde, Wien 1998. 860 Seiten,
Loseblattsammlung, S 890,–.

Geuder und die Wiener Bauordnung wa-
ren bisher schon ein untrennbarer Begriff.
Mit der vorliegenden Loseblattsammlung
hat Henrietta Geuder jedoch ein Werk vor-
gelegt, das erstmals weit über eine Darstel-
lung der Bauordnung hinaus – diese bleibt
natürlich, versehen mit einem fachmänni-
schen Kommentar, der Aufnahme der aktu-
ellen Judikatur und den Zitierungen aus
den EB das Herzstück der Arbeit – prak-
tisch alle Rechtsvorschriften, deren Kennt-
nis sich im Zusammenhang mit dem Bau-
geschehen in Wien als wichtig und we-
sentlich erweisen könnten, berücksichtigt.
Dabei wird nicht nur der Text der Rechts-
vorschrift wiedergegeben, sondern auch
hier findet man Anmerkungen, wertvolle
Verweisungen und, soweit dazu vorhan-
den, Judikatur. Für jeden, der mit Bauen in
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfri-
stig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe). Dr. Christa
Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien.
Telefon (01) 713 78 33, 713 78 34 und 712 32 28, auch außer-
halb der Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder 713 78 34-74
oder Mobiltelefon (0663) 02 86 36.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0663) 06 89 83, Privatanschluß (06212)
71 60, durchgehend erreichbar.

■
RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88.

■
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen übernimmt Dr. Ruth Mirecki,
RA in Wien 3, Reisnerstraße 25/2, Telefon (01) 712 35 70,
713 16 41, jetzt ganztägig erreichbar.

■
RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Schwertgasse 2/XIII,
Telefon (01) 533 85 90, Telefax (01) 533 85 90-11, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■
RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.
Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

■
RA Dr. Stefan Joachimsthaler, 1070 Wien, Kandlgasse 32/10,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien.
Telefon (01) 523 54 10, Telefax (01) 523 54 10-10.

■
Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■
RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Kramergasse 1/12, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interventio-
nen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.
Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 52.

■
Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Dr. Thomas Ruža, 1010 Wien, Wiesingerstraße 8.
Telefon (01) 512 20 02, Telefax (01) 512 20 03.

Ich/Wir bestelle(n) in (der) folgenden Ausgabe(n) des
„Österreichischen Anwaltsblatts“
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Rechtsanwaltskanzlei Dr. Günter Harrich, Schönbrunner Straße 90/
10, 1050 Wien, Telefon (01) 548 50 40, Fax (01) 548 50 40-3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafrechtssachen im Raum
Wien und Umgebung.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, 0664/302 53 56,
Fax (01) 512 61 53, übernimmt Substitutionen, auch Rechtsmittel.

■

Substitutionen in Kärnten in Zivil- und Strafsachen übernimmt RA
Mag. Petra Herbst-Pacher, LL.M., 9500 Villach, Lederergasse 12.
Telefon (04242) 26 40 48, Telefax (04242) 26 40 48, e-mail:
HP@net4you.co.at

■

Substitutionen vor dem BG Aspang übernehmen infolge Eröff-
nung eines Büros in Aspang/Wechsel die Rechtsanwälte
Mag. Gernot Faber, Mag. Christian Kühteubl, Neunkirchner
Straße 34, 2700 Wiener Neustadt, Telefon (02622) 821 18,
Telefax (02622) 82 11 86.

■

Substitutionen in Graz und Umgebung, in der West- und Ost-
steiermark sowie in Leoben in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen
übernimmt für SIE gerne RA Mag. Hermann Kienast, Friedrich-
gasse 6/IV/17, 8010 Graz.
Telefon (0316) 82 62 40, Telefax (0316) 82 62 50.

■

RAe Dr. Angela Lenzi & Mag. Dr. Dirk Just, 1080 Wien, Floriani-
gasse 61/3, übernehmen Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 405 62 24, Telefax (01) 405 62 24-4.

■

ITALIEN. RA Dr. A. E. Humouda, Via di Porta Soprana 13,
C. P. 966, I-16100 Genova, Tel. (0039010) 25 13 663, Fax
(0039010) 25 13 635, geborener Wiener, steht österreichischen
Kollegen mit seinem eigenen Korrespondenznetz in ganz Italien
zur Verfügung. Deutsche Korrespondenz.
Informationen durch RA Dr. G. Engin-Deniz, Wien, Telefon (01)
513 26 01/Serie.

■

Rechtsanwaltsanwärter mit ca zwei Jahren Praxis (große LU) mit
Interesse an juristischer Fortbildung durch die Bearbeitung interes-
santer Rechtssachen einschließlich Prozeßtätigkeit, insbesondere
im Bereich des Gesellschafts-, Immobilien- und Abgabenrechtes,
gesucht.
Bitte schriftliche Bewerbungen an Dr. Johannes Patzak/Dr. Johannes
Krauss, 1010 Wien, Johannesgasse 16.

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.
Telefon und Fax (01) 726 71 44 sowie 0676/326 86 18.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig), übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Woll-
zeile 15/15.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 62 21.

■

Substitutionen aller Art vor den Gerichten in Wr. Neustadt, Neun-
kirchen, Gloggnitz, Aspang, Mürzzuschlag, Pottenstein, Ebreichs-
dorf, Baden übernimmt RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neu-
stadt, Pöckgasse 18.
Telefon (02622) 834 94, Telefax (02622) 834 94-4.

■

RA Mag. Gerlinde Goach, 8101 Gratkorn, Andreas-Leykam-Platz 2,
übernimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen
vor den Gerichten und Verwaltungsbehörden in Graz, Frohnleiten,
Bruck an der Mur, Leoben, Weiz, Gleisdorf und Leibnitz.
Telefon (03124) 231 77, Telefax (03124) 232 88.

■

Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien und Umgebung:
Mag. Katharina Kurz, Fleschgasse 34, 1130 Wien.
Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Handy (0664)
441 55 33.



Wirtschaftskanzlei sucht Konzipienten mit Englisch-Praxis und
Schwerpunkt Zivil- und Handelsrecht, Telefon (01) 535 57 23.

■

Bestens eingeführte Innenstadtkanzlei bietet nettem Kollegen An-
schluß in Regiegemeinschaft. Effizientes Team und Infrastruktur
erwarten Sie.
Interessierte Kollegen oder Kolleginnen wenden sich an: Telefon
(01) 512 17 14.

■

Salzburg – Zivilkanzlei (Schwerpunkt Wirtschaftsrecht) bietet Kol-
legen/In zunächst Regiegemeinschaft, die auch Substituierungen
unterschiedlichen Ausmaßes umfassen und – bei beiderseits positi-
ver Entwicklung – mittelfristig zu einer Partnerschaft führen kann.
Teilnahme an der ausgebauten Infrastruktur in verschiedenen,
auch kostengünstigen Varianten möglich. Eintritt jederzeit.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100500.

Moderne Rechtsanwaltskanzlei (Raum Wels) bietet Kollegen Regie-
gemeinschaft an. Spätere Partnerschaft wird angestrebt.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100502.

■

Das Österreichisches Recht/Loseblattsammlung zu verkaufen. Er-
gänzungslieferung bis 20. 10. 1997. Preis nach Vereinbarung.
Interessenten melden sich bei RA Dr. Voithofer, 1010 Wien, Eßling-
gasse 7, Telefon (01) 536 50-0.

■

Büro, 209 m2, mit optimaler Raumeinteilung in repräsentativem
Altbau mit Lift. Nähe Stephansplatz/Kärntner Straße, ab sofort zu
vermieten. Telefon (01) 512 84 45.

■

Praxisräumlichkeiten in Rattenberg/Tirol, 120 m2, zu vermieten.
Zentrale Lage nahe Bezirksgericht, nach Wunsch einteilbar. Telefon
(05337) 623 24 (werktags 8–12, 14–18) Hr. Gasteiger Arno.

■

Kanzlei, 121 m2, Zentrum, Parkplätze vor dem Haus, Jahrhundert-
wendehaus, neu renoviert; Elektrik, Wasser neu installiert, Thermo-
fenster, Elektroheizung, Blick auf Hauptplatz, hell, sonnig, Park-
plätze für Gewerbe ausbezahlt, günstige Verkehrslage, Schnell-
bahn Wien-Nord, 35 Minuten, Schnellstraße, Autobahn Wien,
zu vermieten. Telefon (02952) 46 30.

Renommierte Wiener Wirtschaftskanzlei (drei Partner, zwölf
MitarbeiterInnen) sucht Zusammenschluß mit Kanzlei ähnlicher
Prägung oder Eintritt ambitionierter KollegInnen.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100501.
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Verlagspostamt 1010 Wien

Erscheinungsort Wien
47507W80U

Zu vermieten: 80 m2 moderne Büroräumlichkeiten im 2. Stock (Lift),
in Innsbruck, Andreas-Hofer-Straße 8, zu S 80,– pro m2 zuzüglich
Umsatzsteuer und Betriebskosten. Anfragen Apotheke zum Tiroler
Adler, Telefon (0512) 72 27 1, Herrn Mag. Fischer.

■

Büroräumlichkeiten in Graz-Thondorf, Gössendorf, zu vermieten,
ca 600 m2, ab Oktober 1999.

Anfragen per Fax bitte an: (03135) 461 49-15.

■

Südwesthang mit Koralpenblick in Fernitz Murberg, 2200 m2, zu
verkaufen, voll aufgeschlossen, S 800,–/m2.

Anfragen per Fax bitte an: (03135) 461 49-15.

■

Privatverkauf, Wien 7, 200 m2, 280 m2 und 315 m2, hochwertiger
Büro-Dachausbau mit Terrassen, exklusives Stilhaus, variable Nut-
zungen möglich (Kanzlei), teilweise als Wohnung adaptierbar.
Garagenplätze. Provisionsfrei.

Telefon (01) 798 75 93-12, Telefax (01) 798 75 93-17.

■

Englischübersetzungen, insbesondere juristische Fachübersetzun-
gen, beglaubigt und unbeglaubigt, Expreß Service, mother tongue
standard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer aus England
und Österreich.

BLTS – Business and Legal Translation Services, Inh Univ.-Lektor
Rechtsanwalt Dr. Andreas A. Lintl, A-1010 Wien, Lugeck 7, Tele-
fon (01) 512 60 50, Telefax (01) 512 86 05.

■

Büro für juridische Fachübersetzungen: gerichtlich beeidete Dol-
metscher und Übersetzer für die englische Sprache; ausgebildet im
österreichischen und anglo-amerikanischen Recht; Muttersprachen
Deutsch und Englisch; Verträge, Gutachten, Gesetze, allgemeine
Texte; rasche und zuverlässige Erledigung.

Telefon (01) 585 40 80-0, Telefax (01) 585 40 80-20; e-mail:
mfg-law@aon.at

■

Selbstbemessung Grunderwerbsteuer: Übernehme österreichweit
für Kollegen Selbstbemessung der GrESt. Übermittle Selbstberech-
nungserklärung (ersetzt UB) binnen 2 Tagen ab Einlangen der Ver-
tragsurkunde (Fax) sowie der Grunderwerbsteuer und Eintragungs-
gebühr auf meinem Treuhandkonto.

Dr. Bernd Schmidinger, Sparkassenplatz 2, 6020 Innsbruck, Tele-
fon (0512) 57 11 57, Telefax (0512) 56 73 55.
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